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Beginn der Sitzung: 9.01 Uhr. 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Liebe Kollegen, liebe Kolleginnen, meine sehr 

verehrten Damen und Herren! Ich eröffne die 

122. Sitzung im 50. Tagungsabschnitt des Nieder-

sächsischen Landtages der 18. Wahlperiode und 

darf Sie namens des Präsidiums sehr herzlich 

begrüßen.  

Tagesordnungspunkt 25: 

Mitteilungen der Präsidentin  

Ich stelle die Beschlussfähigkeit des Hauses fest. 

Wir beginnen die heutige Sitzung mit Tagesord-

nungspunkt 26, das ist die Fragestunde. Anschlie-

ßend behandeln wir, wie gestern vereinbart, zu-

nächst den Gesetzentwurf zur Verbesserung der 

hausärztlichen Versorgung, dann die Große Anfra-

ge und den Entschließungsantrag zum Thema 

„Moorschutz“ und zuletzt den Entschließungsan-

trag, der den Nachtflugverkehr am Flughafen Han-

nover-Langenhagen betrifft. Die heutige Sitzung 

soll gegen 13.10 Uhr enden. 

Die mir zugegangenen Entschuldigungen teilt 

Ihnen nunmehr die Schriftführerin, Frau Eilers, mit. 

Bitte, Frau Eilers!  

(Unruhe) 

- Ich darf um Ihre Aufmerksamkeit bitten. 

Schriftführerin Hillgriet Eilers:

Guten Morgen, liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Für heute lassen sich entschuldigen: von der Lan-

desregierung Finanzminister Reinhold Hilbers ab 

10 Uhr, Justizministerin Barbara Havliza, die Minis-

terin für Bundes- und Europaangelegenheiten und 

Regionale Entwicklung, Birgit Honé; von der Frak-

tion der SPD Deniz Kurku und Gerd Ludwig Will; 

von der Fraktion der CDU Gudrun Pieper und von 

der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Imke Byl.  

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Frau Kollegin.  

Ich rufe auf den 

Tagesordnungspunkt 26: 

Fragestunde  

Die für die Fragestunde geltenden Regelungen 

unserer Geschäftsordnung setze ich als bekannt 

voraus. 

Wir beginnen mit  

a) Suche nach einem Standort für hoch radio-

aktiven Abfall - Information und Beteiligung der 

Bürgerinnen und Bürger in Niedersachsen - 

Anfrage der Fraktion der SPD - Drs. 18/10167

Die Frage wird vom Abgeordneten Marcus Bosse 

vorgetragen. Bitte, Herr Kollege! 

Marcus Bosse (SPD): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! 

„Suche nach einem Standort für hoch radioaktiven 

Abfall - Information und Beteiligung der Bürgerin-

nen und Bürger in Niedersachsen“ 

Deutschland hat sich auf den Weg gemacht, bis 

zum Jahre 2031 einen Standort für ein Atommüll-

endlager für hoch radioaktiven Müll zu suchen. Auf 

Basis von 90 Teilgebieten sollen in den kommen-

den Jahren Standortregionen für die übertägige 

Erkundung ermittelt werden. Wesentliches Werk-

zeug zur Eingrenzung der Untersuchungsräume 

sind die repräsentativen vorläufigen Sicherheitsun-

tersuchungen, die an sogenannten Modellregionen 

entwickelt werden. In diesem Zeitraum gibt es kein 

ausdrücklich vom Standortauswahlgesetz vorge-

sehenes Beteiligungsverfahren seitens des Bun-

desamtes für die Sicherheit der nuklearen Entsor-

gung (BASE) oder der Bundesgesellschaft für End-

lagerung (BGE). 

Auf der Grundlage eines gemeinsamen Beschlus-

ses aller Landtagsfraktionen begleitet die Nieder-

sächsische Landesregierung den Endlagersuch-

prozess mit einer eigenen Kampagne. Der Landtag 

hat hierfür und für die Unterstützung der betroffe-

nen Kommunen dem Umweltministerium für das 

Jahr 2021  600 000 Euro zur Verfügung gestellt. 

https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_12500/10001-10500/18-10167.pdf
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Wir fragen die Landesregierung: 

1. Wie begleitet die Landesregierung den Beteili-

gungsprozess des BASE und der BGE? 

2. Wie bewertet die Landesregierung das derzeiti-

ge Vorgehen der BGE anhand von Modellregio-

nen? 

3. Wie geht es weiter mit dem Beteiligungspro-

zess? 

Danke schön.  

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank. - Für die Landesregierung antwortet 

Herr Umweltminister Lies. Bitte, Herr Minister! 

Olaf Lies, Minister für Umwelt, Energie, Bauen 

und Klimaschutz: 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Im Jahr 2011 kam es zur Kern-

schmelze im Atomkraftwerk Fukushima. Damals 

sind große Mengen Radioaktivität freigesetzt wor-

den, und es hat auch in Deutschland eine intensive 

Diskussion gegeben, den Ausstieg aus der Kern-

energie endlich konsequent umzusetzen. Mit Ab-

lauf des nächsten Jahres, im Dezember 2022, wird 

das letzte Kernkraftwerk in Deutschland und damit 

auch das letzte in Niedersachsen abgeschaltet und 

die Energieproduktion aus Kernkraft eingestellt.  

Und - das sage ich an dieser Stelle auch -: Dieser 

Schritt ist unumkehrbar! Ich bin froh, dass es nach 

jahrzehntelanger Auseinandersetzung gelungen 

ist, diesen Ausstieg endgültig zu beschließen. Das 

gezahlte Lehrgeld war hoch. Wir haben jahrzehn-

telang einen gesellschaftlichen Großkonflikt um die 

Atomenergie und letztlich auch um die Endlager-

suche gehabt. Allerdings bleibt uns - das ist uns 

allen klar - der Müll erhalten, und es wird noch eine 

ganze Zeit dauern, bis wir eine endgültige Lösung 

für dieses Problem gefunden haben. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich sage das an 

dieser Stelle, weil das immer wieder eine Rolle 

spielt: Auch Klimaschutz ist kein Grund für eine 

rückwärtsgewandte Debatte über ein Zurück in die 

Kernenergie. Es wird kein Zurück in die Kernener-

gie geben, liebe Kolleginnen und Kollegen! 

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 

Das ist deshalb so richtig und wichtig, weil wir Al-

ternativen haben: mit den erneuerbaren Energien, 

mit dem Ausbau von Windkraft an Land, auf See, 

mit dem Ausbau der Photovoltaik. Wenn wir auf 

der einen Seite die richtige Entscheidung getroffen 

haben, aus der Kernenergie auszusteigen, wenn 

wir einen Prozess für die Endlagersuche und die 

endgültige Einlagerung begonnen haben, um die-

sen Konflikt endgültig zu beenden, dann müssen 

wir auf der anderen Seite auch einen Weg finden, 

den Konflikt um den Ausbau der Erneuerbaren zu 

beenden. Denn wir können nicht nur aus der Kern-

energie aussteigen - wir müssen auch konsequent 

in die Erneuerbaren einsteigen! Das muss mit den 

Schritten zum Ende der Kernenergie einhergehen. 

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 

Für Niedersachsen hat der Neustart allerdings zur 

Folge, dass heute noch annähernd 90 % der Lan-

desfläche als für eine Endlagerstätte geeignet 

angesehen werden können. Dabei ist es wichtig zu 

betonen: Es ist richtig, dass wir ein Standortaus-

wahlgesetz haben, und wir haben auch einen rich-

tigen und vernünftigen Auswahlprozess. Dieser 

besagt eben nicht, welches Gebiet geeignet ist, 

sondern es wird gefragt, welche Gebiete schritt-

weise aus dem Untersuchungsraum herausgehen, 

weil sie sich als nicht geeignet herausgestellt ha-

ben. Das ist gerade auch angesichts der hohen 

Flächenbelastung, die wir haben, wichtig. Das für 

diese Standortsuche zuständige BGE hat im Au-

gust 2020 seinen Zwischenbericht „Teilgebiete“ mit 

diesen 90 % der Fläche vorgestellt. 

Warum ist das für Niedersachsen ein so besonde-

res Thema? - Wir wissen, was das für unser Land 

bedeutet. Schon jetzt sind wir in dieser Debatte mit 

der Schachtanlage Asse II, dem künftigen Endla-

ger Schacht Konrad, dem unmittelbar in der Nähe 

liegenden Endlager Morsleben in Sachsen-Anhalt 

und nicht zuletzt auch mit der Diskussion um ein 

mögliches Logistikzentrum in Würgassen intensiv 

belastet. Insofern bin ich froh, dass es konsequen-

te Schritte zur Beendigung von Diskussionen gibt. 

Das Ausscheiden des Bergwerks Gorleben aus der 

Auswahl ist nach 40 Jahre währender Konfliktsitua-

tion die richtige und konsequente Entscheidung - 

die nicht politisch getroffen wurde, wie damals die 

Entscheidung für Gorleben, sondern die sachlich 

und wissenschaftlich getroffen wurde. Es ist richtig 

dass Gorleben endgültig geschlossen wird, um 

den Konflikt in der Region damit endgültig zu be-

enden.  

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN sowie Zustimmung bei der 

FDP) 
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Die Aufgabe, die wir haben, besteht darin, aus 

diesem Prozess zu lernen. Wir müssen dafür sor-

gen, dass wir nicht weitere schwierige Situationen 

und Regionen in Niedersachsen haben. Wir brau-

chen einen Prozess, der transparent versucht, alle 

Informationen rechtzeitig und umfassend zur Ver-

fügung zu stellen. Denn wir wissen auch: Am Ende 

will niemand diesen atomaren Restmüll vor seiner 

Haustür haben. Aber die Gesellschaft muss davon 

überzeugt sein, dass wir den bestmöglichen 

Standort in Deutschland dafür ausgewählt haben. 

Das überzeugt nicht den vor Ort Betroffenen, aber 

es überzeugt hoffentlich die Gesellschaft davon, 

dass wir einen richtigen und auch konsequenten 

Prozess gewählt haben. 

Auch deshalb begleiten das Land und vor allem 

auch der Landtag mit seinen Entschließungen 

diesen Endlagerstandortsuchprozess kritisch, aber 

eben auch konstruktiv, und wir versuchen, dies mit 

einer eigenen Unterstützungskampagne zu beglei-

ten. Dafür ist es insbesondere auch gut, dass das 

Land, der Landtag 500 000 Euro für betroffene 

Gebietskörperschaften zur Verfügung gestellt hat. 

Wir wollen die Regionen und Kommunen nicht 

alleine lassen, sondern wir wollen sie unterstützen, 

damit sie diesen Prozess vor Ort konstruktiv be-

gleiten können. Darin unterscheidet sich Nieder-

sachsen ganz elementar von den anderen Län-

dern. In der Art, wie geschlossen auch der Land-

tag, die Fraktionen damit umgehen, unterscheiden 

wir uns auch. Ich finde, es ist ein guter Weg, den 

Niedersachsen geschlossen geht. Nochmals vielen 

Dank dafür!  

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und 

bei den GRÜNEN) 

Das Programm ist ein wichtiger Baustein, weil wir 

damit ein Netzwerk schaffen von kommunalen 

Spitzenverbänden, Behörden, Experten und eine 

enge Vernetzung gerade mit den Initiativen vor Ort, 

mit vielen engagierten Bürgerinnen und Bürgern, 

die sich sehr intensiv mit dieser Frage auseinan-

dersetzen. Wir unterstützen das als zuständiges 

Ministerium gemeinsam mit dem LBEG nach Kräf-

ten, mit Experten und Expertisen, die notwendig 

sind, um diesen Prozess konsequent und kontinu-

ierlich in der Öffentlichkeit zu halten.  

Gelingt das eigentlich? - Genau diese Frage wird 

sich heute stellen. Wir sehen - ich komme gleich 

noch darauf zu sprechen -, dass das Interesse 

immer dann wächst, wenn es eine gefühlte Betrof-

fenheit gibt. Auf der anderen Seite sind - Gott sei 

Dank! - nicht 90 % Niedersachsens in Aufregung. 

Aber wir müssen sehen, dass wir sehr früh erken-

nen, in welchen Regionen wir besonders unter-

stützen müssen. 

Das wird in einem nächsten Schritt ganz intensiv 

passieren. Die BGE arbeitet jetzt, nachdem sie in 

ihrem Zwischenbericht „Teilgebiete“ 54 % Deutsch-

lands und nahezu 90 % Niedersachsens ausge-

wiesen hat, daran, die Standortregionen zu be-

nennen, also sozusagen eine Eingrenzung auf die 

Regionen vorzunehmen, die am Ende obertägig 

erkundet werden sollen. In einem nächsten Schritt 

erfolgt eine Eingrenzung auf die untertägig zu er-

kundenden Gebiete. 

Das ist ganz wichtig. Denn für diesen Auswahlpro-

zess gibt es bisher keine Öffentlichkeitsbeteiligung. 

Das heißt, das, was wir mit Blick auf die Teilgebie-

te erlebt haben - es gab eine große Präsenz, und 

es haben Konferenzen stattgefunden -, findet erst 

wieder statt, wenn sozusagen aus 54 % Deutsch-

lands vielleicht wenige Prozent Deutschlands ge-

worden sind.  

Das ist ein entscheidender Punkt. Das können wir 

so nicht akzeptieren. Wir brauchen einen entspre-

chenden transparenten Prozess mit Öffentlich-

keitsbeteiligung. Wir alle gemeinsam haben früh-

zeitig angemahnt, dass diese Beteiligungslücke 

am Ende wirklich geschlossen wird. Dazu passt 

auch der fraktionsübergreifende Antrag, der am 

25. Oktober dazu gestellt worden ist.  

Wir müssen dafür sorgen, dass die Öffentlichkeit 

den Prozess der Reduzierung bzw. Präzisierung 

eines ganz großen Flächenanteils auf einen gerin-

geren Anteil an Flächen, die weiter erkundet wer-

den sollen, nachvollziehen kann. Wir werden die-

sen Prozess in gemeinsamen Gesprächen mit der 

BGE und dem BASE weiter intensiv begleiten, und 

ich bin mir sicher, dass das auch in Zukunft hier im 

Parlament eine große Rolle spielen wird.  

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Fragen 

wie folgt:  

Zu 1: Wir in Niedersachsen haben, wie ich es eben 

geschildert habe, eine besonders hohe Sensibilität 

für diese Frage. Das hat auch dazu geführt, dass 

wir schon im Sommer 2020, also noch vor der 

Veröffentlichung des Zwischenberichts „Teilgebie-

te“, gesagt haben: Wir brauchen eine Begleitung in 

Niedersachsen, selbst wenn sie an der Stelle for-

mal gar nicht notwendig ist. Wir machen nicht das, 

was das nationale Begleitgremium macht, noch 

einmal auf Landesebene. Wir haben es bewusst 
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„Forum“ genannt, um eine Begleitung zu ermögli-

chen.  

Wir begleiten damit den Standortauswahlprozess 

konstruktiv, aber auch kritisch. Wir stellen den 

Prozess an sich nicht infrage - er ist klug und rich-

tig -, aber wir müssen immer wieder hinterfragen, 

ob bei diesem Prozess alles passt. Genau das ist 

die Idee: Der Prozess soll sozusagen selbsthinter-

fragend sein, er soll wissenschaftlich begleitet und 

transparent sein.  

Und vor allem soll er partizipativ sein. Eine der 

großen Diskussionen - schon bei der ersten Ver-

anstaltung, aber auch bei den folgenden - war: 

Was heißt an der Stelle eigentlich „Beteiligung“? 

Sowohl wir als auch die BGE selbst überlegen mit 

Blick auf die Begrifflichkeit, wo und in welcher 

Form Beteiligung möglich ist. Auch das werden wir 

weiter intensiv bearbeiten müssen.  

Wir führen Informationsveranstaltungen durch, bei 

denen wir mit den Menschen vor Ort und mit den 

Funktionsträgern in die Diskussion kommen. Das 

gelingt bisher gut. Das sage ich vor dem Hinter-

grund, dass in den Regionen, in denen die Betrof-

fenheit vielleicht noch nicht so groß ist - hoffentlich 

wird sie auch nie groß werden -, dafür geringere 

Aufmerksamkeit besteht. Aber es zeigt sich, dass 

es uns gelingt, die Menschen zu erreichen - übri-

gens nicht nur diejenigen, die den Prozess seit 

Jahrzehnten begleiten - das ist eine ganz wichtige 

Basis -, sondern auch viele, auch junge Menschen, 

die sich neu mit der Frage beschäftigen.  

Das finde ich ganz wichtig, und das treibt uns, 

glaube ich, gemeinsam um. Denn wenn wir 2031 

zu einer Entscheidung kommen, würde 2050 die 

Einlagerung beginnen. Sie soll Ende des Jahrhun-

derts abgeschlossen sein. Diejenigen, die heute 

noch ganz jung sind, sind dann zumindest zwi-

schendurch in einem Alter, in dem sie vielleicht 

politische Verantwortung tragen. Das zeigt, wie 

lange dieser Prozess dauert und warum es so 

wichtig ist, schon ganz am Anfang diejenigen in 

den Prozess einzubinden, die in den folgenden 

Jahrzehnten Verantwortung dafür tragen werden.  

Wir stellen sicher, dass die Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter des Umweltministeriums an den Veran-

staltungen von BGE und BASE teilnehmen und 

dort mitwirken. Auch das ist mir in diesem Prozess 

wichtig.  

Ich habe es gerade gesagt: Deswegen haben wir 

im Mai zum ersten Mal in einer Diskussionsrunde 

darüber diskutiert, wie wir junge Partizipation si-

chern können, wie es also gelingt, den Entschei-

dern von morgen eine Stimme zu geben. Das wird 

ganz entscheidend für den Prozess sein. Diese 

Fragen haben wir am 29. Oktober in der Leuphana 

Universität Lüneburg vertieft.  

Die Veranstaltungsreihe „Niedersächsisches Be-

gleitforum Endlager diskutiert“ wird fortgesetzt. Am 

Montag, dem 1. November 2021, fand in der Neu-

städter Hof- und Stadtkirche St. Johannis in Han-

nover das 3. Niedersächsische Begleitforum End-

lager statt mit dem Themenschwerpunkt, wie es 

nach den Fachkonferenzen mit der Endlagersuche 

weitergehen soll. Das ist das, worüber ich gerade 

gesprochen habe: Wie können wir den weiteren 

Prozess gestalten?  

Am 4. November 2021 ging es bei einer Diskussi-

onsveranstaltung in Oldenburg um die Frage, wie 

betroffene Gebietskörperschaften unterstützt wer-

den können.  

Am 3. Dezember wird die nächste Veranstaltung 

stattfinden. Dabei wird es darum gehen, wo in 

Zukunft die Fachleute für die Endlagerung radioak-

tiver Abfälle herkommen, wie wir also den For-

schungsstandort Niedersachsen mit Blick auf die-

ses Thema stärken können. Denn eigentlich sagt 

jeder: Das Thema ist doch vorbei, das ist ein The-

ma von gestern. Wir brauchen aber morgen Fach-

leute, die sich logischerweise nicht mehr um die 

Frage der Sicherheit von Kernkraftwerken küm-

mern, sondern um die Frage der sicheren Endlage-

rung und die technischen Fragen, die damit zu-

sammenhängen.  

Zu 2: Wie bewerten wir als Landesregierung das 

derzeitige Vorgehen der BGE anhand von „Modell-

regionen“?  

„Modellregion“ ist ein ganz schwieriger Begriff. In 

vielen Regionen hat er für große Aufregung ge-

sorgt. Das ist auch nachvollziehbar. Das hängt mit 

der Durchführung der repräsentativen vorläufigen 

Sicherheitsuntersuchungen zusammen. Alleine 

dieser Begriff sorgt, glaube ich, schon für Verunsi-

cherung. Aber so heißt das Verfahren. Es dient 

dazu, eine Methodenentwicklung vorzunehmen.  

Warum ist das so wichtig? - Wer sich die Karte 

ansieht, wird feststellen, dass nicht nur 54 % 

Deutschlands noch nicht ausgeschlossene Gebie-

te sind, sondern auch, dass es unterschiedliche 

Wirtsgesteine gibt: Salz in steiler und flacher Lage-

rung, Ton und Granit. Es gibt über 30 Salzformati-

onen in steiler Lagerung, die im Moment noch im 
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Verfahren sind. Ich nenne das Beispiel des Salz-

stocks Bahlburg im Landkreis Harburg. 

Die BGE muss sich nun die Frage stellen: Wie wird 

differenziert, welcher von diesen 30 Salzstöcken 

eigentlich geeignet ist? Ganz abgesehen davon, 

wie man Salz, Granit und Ton miteinander ver-

gleicht - dabei geht es nicht nur um die Frage des 

Wirtsgesteins, sondern auch um die Technologie 

der Einlagerung -, ist das ein ganz wesentlicher 

Aspekt. Für diesen Zweck erarbeitet die BGE eine 

Methode, mit der man aus einer Vielzahl von Salz-

stöcken diejenigen herausfinden kann, die am 

besten geeignet sind: langfristige Stabilität des 

Gesteins, seine Fähigkeit, radioaktives Material 

abzuschotten. Hierfür wertet die BGE geologische 

Daten aus. Das macht sie am Computer. Aber sie 

macht es anhand eines realen Salzstocks und 

dessen realen Daten. Die Daten für die Salzstöcke 

werden am Salzstock Bahlburg im Landkreis Har-

burg gewonnen und die Daten für Salzvorkommen 

in flacher Lagerung im Thüringer Becken, das an 

den Landkreis Göttingen grenzt. 

Man erstellt anhand von Daten Modelle. Man hat 

richtig gehandelt, als man öffentlich gesagt hat, 

aufgrund welcher Daten das stattfindet. Man hat 

offen gesagt: Wir machen das am Salzstock Bahl-

burg fest. Das ist eine richtige Botschaft! Es hat 

nur keiner gewusst, dass das stattfindet. Das, 

glaube ich, ist das, was die Gesellschaft überfor-

dert. Wenn man morgens in der Zeitung liest, dass 

man Modellregion für die Endlagerung ist - das ist 

schon ein schwieriger Begriff -: Man kann sich 

schon vorstellen, welchen Reflex das auslöst. 

Hier gab es einfach ein Kommunikationsdefizit bei 

der BGE, die im gesamten Verfahrensprozess 

diese Methodenentwicklung nicht ausreichend gut 

beschrieben hat, sodass man auch gewusst hätte, 

dass irgendwann anhand von realen Daten ge-

rechnet wird und man sich darauf einstellen kann. 

Das ist schwierig, wir haben das gesehen. Wir 

haben am 29. September dazu eine Informations-

veranstaltung gemacht, in der wir das mit der Mo-

dellregion Salzstock Bahlburg aufgegriffen haben 

und bei der wir uns mit den Akteuren ausgetauscht 

haben. Auch die BIs, die sich bis dahin schon ge-

gründet hatten, waren dabei. Wer die Bilder der 

Veranstaltung gesehen hat, weiß ja auch, was das 

auslöst.  

Für die Reaktion der Menschen vor Ort habe ich 

ganz großes Verständnis - für die Idee der BGE, 

Methodenentwicklung zu machen, aber auch. Man 

sieht aber, dass das besser kommuniziert werden 

muss. Wir werden das fortsetzen. Wir werden im 

Januar 2022 dazu eine nächste Veranstaltung 

haben. Die BGE soll jetzt laufend berichten, wie sie 

die Methodenentwicklung anhand realer Daten 

vornimmt. 

Das Entscheidende dabei ist: Wie stellt man si-

cher, dass am Ende nicht der Salzstock, der 

Grundlage für die Methodenentwicklung war, auch 

der bestgeeignete Salzstock ist? Wie stellt man 

also sicher, dass das keine Präjudizwirkung für die 

Entscheidung hat? - Das ist wirklich schwierig und 

gibt uns, glaube ich, einen Vorgeschmack auf das, 

was in den nächsten Jahren noch auf uns zu-

kommt.  

Also, das ist kommunikativ wirklich nicht gut gelau-

fen. Ich würde sagen, die Generalprobe ist nicht 

gelungen. Wir müssen daraus lernen, weil wir na-

türlich das Verfahren weiterführen müssen und 

sich diese Fehler nicht wiederholen dürfen. 

Zu 3: Wie geht es mit dem Beteiligungsprozess 

weiter?  

Das Interesse im Land wächst, im Übrigen auch 

dort, wo es keine besondere und aktuelle Betrof-

fenheit gibt. Damit wächst auch die Sichtbarkeit auf 

das, was in den nächsten Jahren stattfinden soll. 

Wir werden uns sehr intensiv dafür einsetzen, dass 

die Öffentlichkeitsbeteiligung in der ersten Phase 

der Endlagerstandortsuche nicht nach den drei 

Beratungsterminen der Fachkonferenz endet, son-

dern das ein dauerhafter Prozess wird. Herr Kanitz 

als zuständiger Geschäftsführer der BGE hat es 

„Haltepunkte“ genannt. Das finde ich richtig: Man 

muss diesen Prozess zwischendurch anhalten und 

sagen, wie man zu diesem Zwischenstand ge-

kommen ist, und man muss auch immer wieder die 

Möglichkeit schaffen, diesen Zwischenstand zu 

hinterfragen. 

Wir werden zweitens sehr intensiv für diesen Pro-

zess werben, damit wir Vertreterinnen und Vertre-

ter der jungen Generation gewinnen können. Es 

bildet sich dort ein Rat der jungen Generation. Das 

ist schon einmal gut. Ich glaube, auch das können 

wir intensiv begleiten. 

Wichtig ist dabei vor allen Dingen, dass wir die 

Vorhabenträgerin BGE und das Aufsichtsamt 

BASE für die nächsten Jahre in die Pflicht nehmen. 

Beide haben die Verantwortung, dafür zu sorgen, 

dass es zu einem transparenten wissenschaftli-

chen Prozess kommt. Und wir haben die Aufgabe, 

unterstützend dafür zu sorgen, dass dieser Pro-

zess auch wirklich partizipativ ist. 
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Insofern freue ich mich, dass wir hier als Landtag 

diesen Prozess so intensiv begleiten. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei der CDU) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Herr Minister. - Die erste Zusatzfrage 

für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen stellt Frau 

Abgeordnete Staudte. Bitte, Frau Kollegin! 

Miriam Staudte (GRÜNE): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Sehr geehrter 

Herr Minister, vielen Dank für die Ausführungen.  

Zu der Frage, wie wir das Wissen um die Thematik 

in die Fläche tragen, möchte ich gerne wissen, ob 

Sie sich vorstellen können - vielleicht auch in Zu-

sammenarbeit mit dem Kultusministerium -, Unter-

richtsmaterialien zu erarbeiten oder dafür zu wer-

ben, dass solche eingesetzt werden, um eine wirk-

lich breite Diskussion - und nicht nur eine punktuel-

le Diskussion bei einzelnen Veranstaltungen - zu 

bewirken. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank. - Herr Minister Lies antwortet. Bitte, 

Herr Minister! 

Olaf Lies, Minister für Umwelt, Energie, Bauen 

und Klimaschutz: 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Liebe Frau Staudte, das wird ein 

ganz wichtiger Baustein sein, den wir auch gerade 

in Lüneburg diskutiert haben: Wie gelingt es, diese 

Diskussion und diese Inhalte auch in den Bil-

dungsprozess einzubringen? - Der Kultusminister 

ist gerade nicht da; das ist eine gute Gelegenheit, 

das vorzuschlagen. 

(Heiterkeit) 

Wir müssen überlegen, was wir einbringen wollen. 

Eine Idee war z. B., Projektwochen zu machen. 

Dazu hat sich der Landkreis Uelzen schon sehr 

intensiv eingebracht und berichtet, er könne sich 

dazu viel vorstellen. 

Ich möchte an dieser Stelle aber unterscheiden: 

Was ist das Entscheidende an dieser Frage? - Wir 

werden die jungen Menschen ja nicht zu Geologen 

oder anderen Fachleuten entwickeln können, die 

sich mit dem Thema beschäftigen, sondern wir 

werden Grundinformationen bringen. Ich glaube, 

dass dieser Prozess eine andere Chance eröffnet, 

vielleicht auch mit Blick auf die vielen Entschei-

dungen, die wir in der letzten Zeit zu treffen hatten: 

Diese Chance betrifft die Frage, wie wir in unserer 

Gesellschaft zu Entscheidungen kommen. 

Es geht also um mehr als „nur“ die Endlagerstand-

ortsuche. Es geht um die Frage, ob wir in dieser 

Gesellschaft Zustimmung zu ganz schwierigen 

Entscheidungen bekommen. Diese werden wir 

auch zu anderen Herausforderungen zum Klima-

schutz und zum Klimawandel treffen müssen. Die 

Frage ist, wie wir die Gesellschaft dabei beteiligen. 

Frau Staudte, ich würde gerne beide Aspekte auf-

greifen. Wie gelingt es uns erstens, das Fachliche 

so weit zu verdeutlichen, dass man überhaupt 

weiß, um was es geht, was also strahlendes Mate-

rial ist, damit man den Fehler der Vergangenheit - 

Kernenergie - nicht wiederholt? Zweitens geht es 

darum, wie in unserer Gesellschaft unser zukünfti-

ges Demokratieverständnis aussieht, und die Be-

griffe „Beteiligung“ und „Partizipation“ neu zu dis-

kutieren. Ich finde, dafür bietet Schule einen guten 

Raum. 

Insofern nehme ich Ihren Ansatz, den wir auch in 

der Lüneburger Runde diskutiert haben, gerne auf. 

Wir sollten gemeinsam überlegen, wie wir das 

auch in den Bildungsbereich, in den schulischen 

Bereich bringen können; denn es liegen ja noch 

viele Jahre vor uns. 

(Beifall bei der SPD und Zustimmung 

bei den GRÜNEN) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank. - Die erste Zusatzfrage für die SPD-

Fraktion stellt Herr Abgeordneter Bosse. 

Marcus Bosse (SPD): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Vor dem Hinter-

grund, dass das ja ein recht langer, langwieriger 

und auch sehr komplexer Prozess ist, bei dem es 

u. a. um Wirtsgesteine, um die Unterstützung wis-

senschaftlicher Prozesse und um Gutachten geht, 

frage ich: Was plant die Landesregierung noch für 

die Zukunft zu diesem großen Thema „Beteili-

gungsprozess“? 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Herr Bosse. - Bitte, Herr Minister 

Lies! 
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Olaf Lies, Minister für Umwelt, Energie, Bauen 

und Klimaschutz: 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Sehr geehrter Herr Bosse, genau bei dieser Frage, 

wie unsere weiteren Informationsveranstaltungen 

aussehen sollen und wie wir - im Moment noch in 

der großen Breite - die Gesellschaft beteiligen 

können, werden wir noch besser werden müssen. 

Man hatte ja gedacht, man lädt zu einer solchen 

Veranstaltung ein, und es kommen 30, 50 oder 

100 Leute. Aber das ist noch nicht der Fall. Unsere 

Aufgabe wird sein, weiterhin zu sensibilisieren und 

die Gesellschaft niederschwellig zu erreichen und 

mitzunehmen. - Das ist der erste Aspekt. 

Zweitens sind die Regionen zu stärken. Von daher 

noch einmal ganz herzlichen Dank für die Ent-

scheidung, 500 000 Euro für diesen Zweck zur 

Verfügung zu stellen. Diesen Prozess setzen wir 

natürlich fort; denn er ist ja nicht mit einer einmali-

gen Aktion beendet. Die Regionen selbst müssen 

also gestärkt und in die Lage versetzt werden mit-

zuwirken. 

Drittens spielt die Jugend für uns eine ganz ent-

scheidende Rolle. 

Viertens müssen wir politisch dafür sorgen - da bin 

ich sehr dankbar für die breite Unterstützung durch 

das Parlament -, dass gerade bei dem Schritt, der 

jetzt ansteht, nämlich wie man von Teilgebieten zu 

Standortregionen kommt, die nötige Transparenz 

und die nötige Begleitung nicht verloren gehen. 

Ansonsten werden wir - das war ja mal die Idee 

des Standortauswahlprozesses - irgendwann eine 

Karte mit 12, 15 oder ich weiß nicht, wie vielen 

Standortregionen vor uns haben - und dann bricht 

alles zusammen, weil der Weg bis dorthin nicht 

dargestellt worden ist. 

Wir, Parlament und Regierung, müssen in der 

Diskussion vor Ort gemeinsam dafür sorgen, dass 

genau diese Transparenz sichergestellt wird. Ich 

möchte, dass wir so, wie wir das jetzt gemeinsam 

als Land machen, weiterhin kontinuierlich informie-

ren und auch mit denjenigen ins Gespräch kom-

men, die vielleicht nicht regional betroffen sein 

werden, deren Expertise uns aber im gesamten 

Prozess weiterhelfen kann. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Herr Minister. - Die zweite und damit 

letzte Zusatzfrage für die SPD-Fraktion stellt der 

Abgeordnete Bosse. 

Marcus Bosse (SPD): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Vor dem Hinter-

grund der langen Erfahrungen, die Niedersachsen 

hat - hier gibt es das Atommülllager in der Asse, 

das nun leergeräumt wird; wir diskutieren über das 

Logistikzentrum Würgassen für Schacht Konrad, 

wo es zwar nicht um die Endlagerung, aber doch 

um die Frage geht, wie es in diesen Bereichen 

weitergeht - frage ich: Sieht die Landesregierung 

hier Auswirkungen auf diesen Prozess? Wie will 

und wird sie ihn in Zukunft begleiten? 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Herr Bosse. - Bitte, Herr Minister 

Lies! 

Olaf Lies, Minister für Umwelt, Energie, Bauen 

und Klimaschutz: 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Sehr geehrter Herr Bosse, in Niedersachsen zeigt 

sich, wie diese Themen zusammenhängen. Die 

Sensibilität, die aus Gorleben, der Asse und im 

Grunde auch aus Konrad entstanden ist, ist extrem 

hoch. 

Ich erinnere mich, liebe Frau Staudte, an unseren 

Besuch in Finnland. In Finnland hatte ich einen 

Moment lang den Eindruck: Mensch, das läuft hier 

ja ziemlich gut! Hier gibt es ein hohes Vertrauen in 

das Handeln der Behörden. Die Behörden legen 

etwas vor, und die Gesellschaft lebt damit. Das 

war zumindest der Eindruck, der uns vermittelt 

wurde. In der Diskussion wurde aber relativ deut-

lich: Ist dieses Vertrauen nicht auch in gewisser 

Weise gefährlich? Brauchen wir nicht auch ein 

kritischeres Hinterfragen? 

Dieses kritische Hinterfragen haben wir in Nieder-

sachsen. Es gibt wohl kaum ein anderes Bundes-

land, wo das so kritisch hinterfragt wird. Die ande-

ren Bundesländer werden einfach nur gegen etwas 

sein - die Bayern z. B. verschließen sich, die wol-

len das nicht -, aber sie hinterfragen nicht kritisch. 

Deswegen hängt die Frage, wie es mit der Asse 

weitergeht, ganz stark mit der Endlagersuche zu-

sammen. Wir haben auch in dem Beleuchtungs-

prozess einen sehr intensiven Dialog zum Thema 

Asse-Zwischenlager geführt. Ich glaube, die Men-

schen an der Asse sind nicht gegen das Zwischen-

lager, weil sie ein Zwischenlager nicht wollen, son-

dern weil sie das Gefühl haben, dass es nie ein 

Endlager geben wird. Das Zeug bleibt also, nach-

dem es jahrzehntelang unten war, jahrzehntelang 



Niedersächsischer Landtag  -  18. Wahlperiode  -  122. Plenarsitzung am 11. November 2021 

11482 

oben stehen. - Das hängt also eng miteinander 

zusammen. 

Die Erfahrung, die man bei der Asse gemacht hat, 

wie politisch entschieden wurde, hat sich auch im 

Fall von Gorleben eingestellt: eine willkürliche poli-

tische Entscheidung. Und jetzt sorgt man sich 

eben, dass das auch im Suchprozess für ein End-

lager so sein wird. Würgassen zeigt es: Eigentlich 

handelt es sich dabei um ein Logistikzentrum, wo 

die Konrad-fähigen Endlagerbehältnisse angelie-

fert und dann zielgerecht ins Endlager gebracht 

werden. Trotzdem ist das in der Region natürlich 

ein großer Aufreger, weil man dort erstens einen 

ehemaligen Kernkraftwerksstandort hat und keine 

weitere Belastung will und weil man zum Zweiten 

fragt, wie lange die Behälter dort stehenbleiben. 

Wenn es nicht zur Einlagerung in Konrad käme, 

wäre das der gleiche Fall wie an der Asse. 

Ich sehe Uli Watermann - er denkt das Gleiche in 

Bezug auf den in seinem Wahlkreis liegenden 

Kernkraftwerksstandort Grohnde, weil die Kern-

kraftwerke die Zwischenlagerstandorte für die hoch 

radioaktiven Materialien sind. Niemand hat einen 

Standortauswahlprozess im Hinblick darauf durch-

geführt, ob die Kernkraftwerksstandorte geeignete 

Zwischenlagerstandorte sind. Insofern ist das eine 

Debatte von ganz anderer Dimension. Stellen Sie 

sich vor, wir würden die Würgassen-Debatte, für 

die ich Verständnis habe - wir gehen damit ja auch 

vernünftig um -, auf die Standorte von hoch radio-

aktivem Abfall, nämlich die Castoren-Standorte, 

übertragen und müssten diesbezüglich bei jedem 

Kernkraftwerk eine Standortauswahl treffen. 

Ich will es einmal offen sagen: Wir haben uns das 

als Gesellschaft eingebrockt! Wir haben die ver-

dammte Verantwortung, dem Problem gerecht zu 

werden. Insofern werden wir das, was wir bei der 

BGE einfordern, auch bei dem Endlagersuchpro-

zess zu Würgassen fordern. Wir haben zusam-

mengesessen. Wir wollen fachlich hinterfragen, ob 

das so, wie es angedacht ist, eigentlich sein muss. 

Die willkürliche Entscheidung „Wir wollen ein Be-

reitstellungslager“ akzeptieren wir nicht, sondern 

wir müssen das fachlich hinterfragen. 

Es muss offen dargestellt werden, warum aus den 

bestehenden Zwischenlagerstandorten nicht direkt 

in Konrad eingelagert werden kann und warum 

man dafür ein Bereitstellungslager braucht. Das ist 

der gleiche Weg. Es ist eine andere Debatte, wenn 

wir erklären können, warum man etwas braucht, 

als wenn zusätzlich dazu, dass man es nicht 

möchte, auch noch das Gefühl kommt, dass etwas 

unnötig ist und einfach nur auf Willkür beruht. Das 

versuchen wir aufzugreifen. 

Insofern habe ich das Gefühl, dass die Dichte der 

Themen bei dem Thema Atomenergie/Endlage-

rung unglaublich groß ist, weil wir aktuell im Grun-

de genommen inklusive des Antrags auf Rück-

nahme des Planfeststellungsbeschlusses für das 

Endlager Konrad alle Punkte diskutieren - außer 

vielleicht den Punkt, dass wir Gorleben endgültig 

schließen; das ist der im wahrsten Sinne einzige 

positive Aspekt. Insofern dürfen wir diese Punkte 

auch nicht voneinander trennen. In der Öffentlich-

keit ist das - gefühlt - immer das gleiche Thema. 

Unsere Aufgabe wird es sein, nicht so zu tun, als 

hätten diese Punkte nichts miteinander zu tun. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank. - Die erste Zusatzfrage für die FDP-

Fraktion stellt der Abgeordnete Kortlang. Bitte! 

Horst Kortlang (FDP): 

Verehrtes Präsidium! Liebe Kolleginnen, liebe Kol-

legen! Herr Minister, ich frage Sie: Die Länder, von 

denen wir umgeben sind, haben sich noch nicht so 

klar wie wir von der Atomenergie verabschiedet. 

Wir begeben uns jetzt daran, bei der Endlagersu-

che voranzugehen. Birgt das die Gefahr, dass wir 

eventuell nachher auch von diesen Ländern größe-

re Mengen Atommüll aufnehmen müssen? Wie 

stehen wir dazu? Was kann man dagegen ma-

chen? Wie können wir dagegenhalten?  

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank. - Bitte, Herr Minister Lies! 

Olaf Lies, Minister für Umwelt, Energie, Bauen 

und Klimaschutz: 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Sehr geehrter Herr Kortlang, das ist eine ganz 

elementare Frage. Warum wollen wir das Material 

eigentlich in Deutschland endlagern? Wir können 

es doch auch irgendwohin bringen! - Und folgen-

des Argument höre ich auch immer wieder: Wenn 

dieses Material nicht hier ist, haben wir das Prob-

lem nicht!  

Ich denke, es muss eine ganz klare Entscheidung 

sein, dass jedes Land für den von ihm erzeugten 

Müll verantwortlich ist. Aus dieser Verantwortung 
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dürfen wir uns nicht herausnehmen, aus dieser 

Verantwortung dürfen wir aber auch niemand an-

deren herausnehmen. 

Das sorgt übrigens auch dafür, dass man nur mit 

den in seinem Land bestehenden geologischen 

Möglichkeiten ein Endlager sucht und dass man 

eben nicht sagen kann, dass es nur eine Lösung 

gibt. Der Besuch in Finnland hat uns mehr als 

deutlich gemacht: Dort gibt es nichts anderes als 

Granit. Wo sollen die Finnen um Himmels willen 

also sonst einlagern? Also müssen die Finnen in 

Granit einlagern und dafür ein System entwickeln. - 

Wir haben in Frankreich gesehen, dass das Thema 

Ton eine Rolle spielt. Wir haben auch in der 

Schweiz gesehen, dass unterschiedliche Tonfor-

mationen eine Rolle spielen. Man muss also mit 

den geologischen Gegebenheiten leben und kann 

nicht sagen: Wenn die Finnen in Granit einlagern, 

dann muss überall in Europa in Granit eingelagert 

werden, und dann können wir eben bei uns nicht 

einlagern. 

Die richtige Antwort ist: Erstens. Wir sind verant-

wortlich für den von uns erzeugten Müll. Dafür 

brauchen wir ein Endlager in Deutschland. Zwei-

tens - das gilt auch für alle anderen Länder - darf, 

wird und kann Atommüll aus anderen Ländern 

nicht in Deutschland eingelagert werden.  

(Beifall bei der SPD) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Herr Minister.  

Weitere Zusatzfragen liegen nicht vor, sodass ich 

die Aussprache eröffnen kann.  

Wir beginnen mit Frau Kollegin Staudte, Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen. Da Minister Lies die ihm 

zugemessene Redezeit um neun Minuten über-

schritten hat, steht Ihnen allen diese Redezeit zu-

sätzlich zur Verfügung. Bitte, Frau Kollegin 

Staudte!  

(Unruhe) 

- Ich höre hier einiges Murmeln. Das ist § 47 

Abs. 3 Satz 3 unserer Geschäftsordnung, falls Sie 

das noch einmal nachlesen wollen. 

(Jörg Bode [FDP]: Das ist der Olaf-

Lies-Paragraf!) 

Bitte, Frau Kollegin! 

Miriam Staudte (GRÜNE): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin, ich werde sie si-

cherlich nicht ausschöpfen.  

Herr Minister, ich möchte Ihnen ganz grundsätzlich 

für Ihre Ausführungen danken. Ich kann mich Ihren 

Ausführungen in allen Punkten anschließen. Sie 

haben auf die wesentlichen Probleme bzw. Her-

ausforderungen, die es gibt, hingewiesen.  

Man muss tatsächlich feststellen, dass es auch 

nach der Teilgebietskonferenz, deren Hauptforde-

rung es war, die Beteiligungslücke zu schließen, 

noch keinen richtigen Konsens darüber gibt, was 

angeboten werden soll. Es ist insofern so wichtig, 

diese formelle Beteiligung anzubieten, weil natür-

lich wir alle nicht wollen, dass dann, wenn irgend-

wann mal die wenigen Standortregionen benannt 

werden, plötzlich ein ganz großer Aufschrei durch 

die Republik geht und plötzlich alle sich in der Un-

terstützung ihrer regionalen Initiativen überbieten, 

die vielleicht sagen: „Das ist ja alles schön und gut, 

aber Hauptsache nicht bei uns!“ 

Deswegen ist es so wichtig, dass die Nachvoll-

ziehbarkeit dieses sehr starken Verengungspro-

zesses wirklich gewährleistet ist. Diese Nachvoll-

ziehbarkeit ist am besten dann gewährleistet, wenn 

man Haltepunkte vorsieht und Möglichkeiten an-

bietet, um wirklich Einfluss zu nehmen. Die Frage 

bei der Beteiligung ist doch immer, dass man nicht 

nur informiert werden möchte, sondern auch die 

Möglichkeit haben möchte, noch etwas in den Pro-

zess einzuspeisen. 

Ich glaube, dass es auch notwendig ist, dass sich 

das BASE in der Art und Weise, wie solche Veran-

staltungen begleitet werden, selbstkritisch noch ein 

bisschen weiterentwickelt. Es gab bekanntlich viel 

Kritik an der Art und Weise der Organisation und 

Moderation, wonach dort auch Impulse abgewürgt 

worden seien. Ich glaube, das ist nicht hilfreich, 

auch wenn man im ersten Moment meint, dadurch 

Zeit zu sparen und schneller zum Ziel zu kommen. 

Es ist aber auch das wichtig, was ich vorhin ver-

sucht habe, mit meiner Frage anzusprechen: Wir 

müssen die Diskussion in die Breite tragen. Es 

nützt nichts, dass sich einzelne Grüppchen mit der 

Thematik befassen. Wir müssen versuchen, die 

Gesamtbevölkerung - 90 % sind ja jetzt quasi be-

troffen - in den Prozess einzubeziehen. Dafür ist 

der Weg über die Schulen wirklich ein sehr erfolg-

versprechender. Alles, was in Schulen diskutiert 

wird, landet mit hoher Wahrscheinlichkeit zu Hause 

am Abendbrottisch und wird dort noch einmal re-
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flektiert. Gerade wenn es einen aktuellen und regi-

onalen Bezug hat, ist das eine Möglichkeit, auch 

Eltern und andere Menschen zu erreichen.  

Ich finde es wichtig, dass bei diesem Beteiligungs-

prozess auch die Antiatominitiativen als Partner 

verstanden werden können. Zumindest die Initiati-

ven, die es schon lange gibt, vertreten vor allem 

die Position: Wenn bei diesem Verfahren heraus-

kommen sollte, dass der am wenigsten schlechte 

Standort hier bei uns ist, und das Verfahren nach-

vollziehbar ist, dann können wir uns auch vorstel-

len, die Standortentscheidung zu akzeptieren. - 

Das ist tatsächlich eine Position, die viele neue 

Initiativen vertreten.  

Einige wenige haben sich erst einmal aus dem 

Impuls heraus gegründet: „Hauptsache nicht hier!“ 

Aber ich sehe viele Chancen, dass auch diese sich 

weiterentwickeln. Ich kann mir auch vorstellen, 

dass es sinnvoll ist, unsere Richtlinien, die sich 

erst einmal an Kommunen richten, hier weiterzu-

entwickeln, damit auch Veranstaltungen der Initia-

tiven unterstützt werden können.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

- Danke. 

Auch ich teile grundsätzlich die Ansicht, dass wir 

ein gewisses Glaubwürdigkeitsproblem haben, weil 

diese guten Ansprüche, die im Standortauswahl-

gesetz formuliert sind, tatsächlich nur für den hoch 

radioaktiven Atommüll gelten und auch da nur für 

die Endlagerung, aber nicht für die Zwischenlage-

rung oder für anderes. Insofern glaube ich, dass es 

notwendig ist, gesamtgesellschaftlich in den Län-

dern und auch mit dem Bund noch einmal die Kraft 

zu entwickeln, auch das Thema der Lagerung des 

schwach und mittelradioaktiven Mülls anzugehen.  

Es ist absehbar, dass das vorgesehene Konzept 

nicht aufgehen kann. Schacht Konrad ist hoch 

umstritten. Ich begrüße, dass der Antrag auf Wi-

derruf genau überprüft werden soll. Aber es kommt 

einem natürlich schon etwas komisch vor, wenn 

quasi das Verfahren erst einmal weiterläuft, die 

1,7 Milliarden Euro weiter investiert werden und 

parallel dazu irgendwo auf dem Papier geprüft 

wird. Das ist eine Riesenherausforderung. Ich 

glaube aber, dass das eine Frage ist, die auch in 

Bezug auf die Asse gelöst werden muss, wie es 

dort weitergeht. 

Ein weiterer Aspekt, der sich hieran anschließt, ist 

die Lastenteilung. Derzeitiger Stand ist, dass dann, 

wenn ein Endlager für hoch radioaktiven Müll ge-

funden ist, geprüft wird, ob in diesem auch der 

sozusagen noch übrige schwach und mittelradio-

aktive Müll einlagert werden kann. 

Gerade unsere Reise in die Schweiz hat gezeigt, 

dass das wenig erfolgversprechend ist. Dort wird 

sogar über die Lastenteilung und die Frage ge-

sprochen, ob es eigentlich notwendig ist, dass sich 

das Endlager und die Verpackungsanlage, also die 

Konditionierungsanlage, an einem Ort befinden, 

oder ob es nicht gerechter wäre, eine gewisse 

Lastenteilung vorzunehmen. Dieser Diskussions-

prozess hat in Deutschland noch nicht begonnen, 

wird das aber sicherlich irgendwann tun. Im Zu-

sammenhang mit dem schwach und mittelradioak-

tiven Müll ist das sicherlich auch wichtig. 

Auch vor dem Hintergrund, dass in einem Jahr die 

Landtagswahl stattfindet, halte ich es für absolut 

notwendig, dass wir alle als Abgeordnete der ver-

schiedenen Fraktionen zu dem Konsens stehen, 

den wir im letzten Oktober bekräftigt haben. Das ist 

der richtige Weg, und wir schauen auf das Verfah-

ren. 

Auch ist es, wie ich finde, in Ordnung zu sagen: 

Die Regionen müssen kritische Wächter des Ver-

fahrens sein. Aber wir dürfen uns nicht von diesem 

Konsens abbringen lassen, nur weil Wahlkampf 

herrscht, und dürfen nicht vielleicht auf die eine 

oder andere Forderung aufspringen, die dann lau-

tet: Setz dich dafür ein, dass die Endlagersuche 

bei uns nicht weitergeht!  

Wir dürfen nicht dazu beitragen, dass einfach um 

des Blockierens willen blockiert wird. Vielmehr 

muss es darum gehen, den besten Standort für 

Deutschland zu finden. Das ist gut für Niedersach-

sen. Das ist gut für die Republik. Und es kann 

aufzeigen, dass schwierige gesellschaftliche Fra-

gen in neuen Diskussionsprozessen tatsächlich 

gelöst werden können. 

Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN sowie Zu-

stimmung von Johanne Modder [SPD] 

und Jens Nacke [CDU]) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Frau Kollegin.  

Bevor wir die Aussprache fortsetzen, möchte ich 

darum bitten, dass alle Abgeordneten, die sich hier 

im Plenarsaal bewegen, eine Maske tragen. Ich 

stelle fest, dass es hier bei einigen Kollegen einen 

sehr lockeren Umgang damit gibt. Ich finde, ange-

sichts der Infektionslage haben wir alle eine Ver-

antwortung, und bitte Sie eindringlich, die Masken-
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pflicht, wenn Sie sich hier im Landtag bewegen, zu 

beherzigen. 

Wir setzen die Aussprache mit Herrn Kollegen 

Bosse von der SPD-Fraktion fort. Bitte! 

Marcus Bosse (SPD): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Ich bin Minister Lies ausdrücklich dankbar 

dafür, dass er dargestellt hat, dass die Lagerung 

von hoch radioaktivem Müll eine nationale Aufgabe 

ist. Das gilt - und muss auch gelten - für die 30 

Staaten, in denen noch über 400 Atomkraftwerke 

in Betrieb sind, wobei jedoch weltweit noch kein 

Endlager für hoch radioaktiven Müll aufgebaut 

worden ist. Nirgendwo wird zurzeit hoch radioakti-

ver Müll eingelagert. 

Ich erinnere mich an Debatten im alten Plenarsaal, 

die Opposition und Regierungsfraktionen in aller 

Schärfe geführt haben. Ich bin gleichzeitig aber 

auch dankbar und froh, dass wir alle sozusagen 

von den Bäumen heruntergekommen sind, dass 

der Bundestag das Standortauswahlgesetz 2013 

fraktionsübergreifend beschlossen hat und dass 

der Niedersächsische Landtag im Oktober bekräf-

tigt hat, dass Niedersachsen Verantwortung trägt. 

Das gilt nicht nur für die Abgeordneten, sondern 

auch für die Regionen. Es muss natürlich auch für 

die anderen Bundesländer gelten, wobei wir 

durchaus wissen, dass sich einige Bundesländer 

insbesondere im Süden Deutschlands an dieser 

Stelle wegducken oder sich zumindest nicht mit 

Ruhm bekleckern. 

Klar ist, dass das ein extrem langer Prozess ist, 

der erst 2013 gestartet ist. Bei unseren Reisen 

nach Finnland, Frankreich und auch in die Schweiz 

wurde beispielsweise deutlich, dass Finnland Mitte 

der 70er-Jahre damit begonnen hat, nach einem 

Endlagerstandort zu suchen. Hier in Deutschland 

hat man versucht, den Standort Gorleben politisch 

durchzudrücken. Das war dann nicht möglich. 

Dadurch haben wir viele Jahrzehnte - - - 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Einen Moment, bitte, Herr Kollege! - Herr Kollege 

Henning, Sie bewegen sich fortgesetzt ohne Mas-

ke im Plenarsaal. Ich werde Ihnen beim nächsten 

Mal einen Ordnungsruf erteilen. 

(Dana Guth [fraktionslos]: Jawoll!) 

Bitte, Herr Bosse, fahren Sie fort! 

Marcus Bosse (SPD): 

Vielen Dank.  

Der Standort Gorleben war lange Zeit ein Zank-

apfel. Es wurde versucht, diesen Standort politisch 

durchzudrücken. Dadurch haben wir viele Jahre - 

letzten Endes sogar Jahrzehnte - verloren. Das 

war schlecht. 

2013 hat unsere Endlagerstandortsuche begon-

nen. Es mag für viele ein ganz langer Prozess 

sein, bis zum Jahr 2031 einen Standort zu suchen. 

Aber wenn man über die Grenzen hinweg schaut, 

stellt man fest, dass andere Länder es nicht anders 

machen. Meines Wissens wollen sich die Nieder-

länder über 100 Jahre Zeit für die Suche nach 

einem Standort Zeit nehmen, bevor letzten Endes 

eingelagert wird. Für die jeweiligen AKWs heißt 

das, dass sie mit hoch radioaktiven Abfällen voll-

laufen oder überquellen. 

Ich schaue an dieser Stelle auch zu dem Kollegen 

Watermann. Wir alle wissen, wo der hoch radioak-

tive Müll zurzeit lagert. Er lagert in Gorleben - qua-

si in der Kartoffelscheune, wie mir mal jemand 

sagte - und auch an den alten bzw. jetzigen AKW-

Standorten, die jetzt Gott sei Dank nach und nach 

außer Betrieb genommen werden. 2022 wird das 

letzte AKW abgeschaltet. Nichtsdestotrotz steht die 

gefährliche Fracht noch immer an den jeweiligen 

Standorten. 

Für den Abfall muss in transparenter Weise ein 

Standort gesucht werden, der sicher ist. Dieser 

2013 vorgenommene Neustart wird Zeit in An-

spruch nehmen. Darum ist es gut und auch wich-

tig, dass die junge Generation intensiv mit einge-

bunden wird. Wir können davon ausgehen, dass 

einige, die hier sitzen, nicht mehr miterleben wer-

den, dass eingelagert wird. Ich würde dies allen 

wünschen, aber gehe davon aus, dass es nicht 

dazu kommen wird. 

Das aktuelle Verfahren hat zu einer langfristigen 

Befriedung des gesamten Prozesses beigetragen. 

Die Bundesrepublik und die Länder sind sich einig 

darin, hier Verantwortung zu übernehmen. 

Auch bedarf es eines breiten Beteiligungsprozes-

ses. Ich stimme der Kollegin Staudte voll und ganz 

darin zu, dass versucht werden muss, diesen Pro-

zess in eine noch breitere Öffentlichkeit zu tragen. 

Aber wir erleben ganz häufig, dass solche Diskus-

sionen nur partiell direkt vor Ort geführt werden, 

wo es die Leute unmittelbar betrifft - beispielsweise 

bei mir um die Ecke, was den Beleuchtungspro-

zess im Bereich der Asse betrifft, beim Kollegen 
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Klein mit Blick auf den Schacht Konrad oder bei 

der Kollegin Tippelt im Kreis Holzminden hinsicht-

lich Würgassen. Dort werden intensive Diskussio-

nen geführt. 

Aber ich denke, es ist eine gesamtgesellschaftliche 

Aufgabe, der wir uns widmen müssen und der sich 

auch die Gesellschaft widmen muss. Darum wäre 

es gut, den Vorschlag aufzunehmen, dieses The-

ma auch in die Schulen zu tragen. Denn das Zeug 

liegt später zwar sozusagen irgendwo unter der 

Erde verbuddelt, aber wir müssen den nachfolgen-

den Generationen auch irgendwie mitteilen, was 

da liegt und wo es liegt. 

Der Bau der Pyramiden ist etwa 3 000 bis 4 000 

Jahre her. Niemand weiß, aus welchem Grund sie 

gebaut wurden. Wir müssen solches Wissen ver-

mitteln. Wir sprechen über einen Zeitraum von 

1 Million Jahre. 1 Million Jahre Sicherheit - das ist 

eine riesige Herausforderung. Darum sollte und 

muss sich die gesamte Bundesrepublik Deutsch-

land mit allen ihren Ländern an ihrer Bewältigung 

beteiligen. Dafür wäre ich sehr dankbar. 

Ich danke der Landesregierung für die intensive 

Beantwortung der Fragen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Herr Kollege. - Es folgt nun Herr Ab-

geordneter Kortlang für die FDP-Fraktion. Bitte, 

Herr Kollege! 

Horst Kortlang (FDP): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen, liebe Kolle-

gen! Sechs Jahrzehnte nutzten wir in Deutschland 

die sogenannte friedliche Kernkraft. Ende nächs-

ten Jahres gehen die letzten beiden Kernkraftwer-

ke vom Netz. Wie meine Vorredner zum Teil schon 

ausgeführt haben, wurde 2011 nach der Katastro-

phe von Fukushima gesamtgesellschaftlich ent-

schieden, dass wir uns von der Atomkraft verab-

schieden. Das war auch gut so. 

Sicherlich hadert der eine oder andere damit und 

fordert mit dem Argument der Stromlücke eine 

Laufzeitverlängerung. Es ist gut, dass wir dem 

widersprochen haben. Den Vertretern dieser Posi-

tion sei gesagt: In der Welt erneuerbaren Energien 

gilt das alte Mantra, Strom habe die höchste Exer-

gie - ein Begriff, der die Wertigkeit beschreibt -, in 

keiner Weise mehr. Denn eigentlich sollte damit 

nur in beschönigender Weise ausgesagt werden, 

die Stromproduktion der alten Stromwirtschaft sei 

effizient. Das genaue Gegenteil ist der Fall. 

Aber diese Dampfkesselkraftwerke haben noch 

einen weiteren Nachteil: Sie müssen durchlaufen. 

Der von der Stromwirtschaft hierfür erfundene 

Begriff ist „Must run“. Zusätzlich sind diese Anla-

gen schwierig zu steuern. Sie haben lange Anlauf-

zeiten. Das passt so gar nicht zur volatilen Strom-

produktion der Windkraftwerke oder der Photovol-

taikanlagen. Unsere Kraftwerke, die als Dampf-

kraftwerke gelaufen sind, haben eigentlich einen 

schlechten Wirkungsgrad gehabt; von ihnen hat 

kein einziges mehr als 48 % erreicht. 

Kernkraftwerke haben aber, wie wir alle wissen, 

einen großen Nachteil - deshalb beschäftigen wir 

uns heute auch damit -, nämlich die Hinterlassen-

schaften, die wir entsorgen müssen. Deshalb set-

zen wir uns heute mit der Endlagersuche ausei-

nander. 

Die Kernkraftwerkbetreiber haben auch schon 

gewusst, weshalb sie sich davon verabschiedet 

haben; denn sie haben keine neuen geplant. Sie 

wollten für diesen strahlenden Abfall nicht selbst 

zahlen, sondern das wollten sie lieber der Volks-

wirtschaft zukommen lassen, dann kann sich die 

Allgemeinheit bzw. können wir uns damit ausei-

nandersetzen. 

Die damaligen politischen Entscheider haben den 

Stromkonzernen alles abgenommen, auch das 

Endlager. Herr Bosse hat es schon angesprochen. 

Unser damaliger Ministerpräsident hat ja nach den 

ersten Besuchen von mächtigen Parteikollegen 

das Endlager in Gorleben versteckt. Ob das der 

richtige Weg war? - Wenn man das im Nachhinein 

betrachtet, kann man das mit einem klaren Nein 

beantworten. Denn wir sehen schon, dass die ers-

ten Kriterien der Erkundung ergeben haben, dass 

es nicht geeignet ist. Es ist auch gut so, dass wir 

das jetzt umkehren. 

Niedersachsen hat sehr viele Salzstöcke - das hat 

unser Minister schon gesagt -, sie sind aber bei der 

Endlagersuche nicht per se ausgeschieden. Auch 

mit dem anderen Wirtsgestein Ton sind wir in Nie-

dersachsen sehr gut ausgestattet. Nur bei dem 

festen Gestein sind wir nicht in der ersten Liga. 

Das heißt aber nicht, die Standorte in Niedersach-

sen mit diesen Gesteinsformationen seien ausge-

schieden. Wir werden uns immer noch damit aus-

einandersetzen müssen.  
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Niedersachsen tut also gut daran, sich darauf ein-

zustellen, auch nach der zweiten Runde mit dabei 

zu sein. Im Sport könnte man das als hehres Ziel 

sehen. Man muss aber bei diesen Gegebenhei-

ten - das ist ja eine schwierige Sicherungsweise - 

stark darüber nachdenken.  

Deshalb ist es gut, dass wir im Landtag beschlos-

sen haben, die Bürger in diesem Prozess zu be-

gleiten und mitzunehmen. Die Corona-Pandemie 

macht nun auch noch andere als gewohnte Forma-

te notwendig. Im Übrigen haben das alle Fraktio-

nen, wie meine Vorredner schon angesprochen 

haben, mitentschieden und stehen auch dahinter. 

Der eine mag es schlecht finden; denn der Protest 

kann so nicht mehr medial wirksam sein, weil wir 

es jetzt auch über Medien machen können. Andere 

werden sagen: Das ist für mich eine gute Möglich-

keit, den Prozess zu begleiten. Für die Fahrten zu 

den Veranstaltungen fehlen mir das Geld und die 

Zeit, ich kann mich auf diesem Weg nun beteiligen. 

2031 soll also ein Endlagerstandort gefunden sein. 

Bis mindestens 2050, wohl eher 2060 wird das 

Endlager dann an dem gefundenen Ort gebaut. 

Danach wird der hoch radioaktive Abfall einge-

bracht und 2080 oder noch später, wie ich es ver-

standen habe, verschlossen, und zwar für 1 Million 

Jahre. Das sagt sich leicht und schnell. Aber wer 

hier im Saal kann sich diese Zeitspanne eigentlich 

vorstellen? Schon 1 000 Jahre sind für mich kaum 

möglich. 10 000 Jahre in die Vergangenheit ge-

blickt finden wir erste Siedlungen. Vor 100 000 

Jahren war es die Zeit der Neandertaler. Wenn ich 

jetzt 1 Million Jahre zurückdenke, war es die Zeit 

des Homo erectus; das war derjenige, der als Ers-

ter den aufrechten Gang erfunden hat.  

Den sollten wir uns weiterhin bewahren, und zwar 

bei der Endlagersuche, alle Fraktionen zusam-

menarbeitend, dass wir den richtigen Weg finden.  

Herzlichen Dank fürs Zuhören.  

(Beifall bei der FDP, bei der SPD und 

bei den GRÜNEN sowie Zustimmung 

von Jens Nacke [CDU]) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Herr Kollege Kortlang. - Es folgt nun 

Frau Kollegin Hopmann für die CDU-Fraktion. Bit-

te, Frau Kollegin! 

Laura Hopmann (CDU): 

Vielen Dank. - Sehr geehrte Frau Präsidentin! Lie-

be Kolleginnen und Kollegen! Lieber Herr Minister 

Lies, ich bedanke mich ganz ausdrücklich für Ihre 

klaren Worte und umfassenden Ausführungen. Sie 

haben es völlig richtig gesagt: Als Land Nieder-

sachsen schauen wir nicht nur unbeteiligt als mög-

liche Betroffene zu oder begeben wir uns sogar 

nicht in eine allgemeine Verweigerungshaltung, 

sondern wir begleiten den Standortauswahlpro-

zess aktiv, kritisch und konstruktiv. Mich freut ganz 

besonders - das haben wir in den Reden gerade 

gehört -, dass wir dabei hier im Parlament wirklich 

an einem Strang ziehen und uns ausdrücklich zu 

dem Verfahren bekennen, das partizipativ, wissen-

schaftsbasiert, transparent, selbsthinterfragend, 

lernend und reversibel sein muss.  

Natürlich begrüßen wir deshalb als Landtag auch 

die niedersächsischen Initiativen hier und da, ins-

besondere das Niedersächsische Begleitforum 

Endlager. Denn gemeinsam wollen wir sicherstel-

len, dass die Beteiligung der breiten Öffentlichkeit 

an diesem Suchprozess wirklich zu jeder Phase 

des Verfahrens gegeben und sichergestellt ist und 

dass auch die Menschen in Niedersachsen am 

Ende des Tages tatsächlich in den Prozess einge-

bunden waren.  

Wir haben hier meiner Meinung nach und auch 

nach Auffassung unserer Fraktionen bei der Betei-

ligung der Öffentlichkeit in unserem Bundesland 

den richtigen Weg eingeschlagen. Jetzt kommt es 

darauf an, dass wir diesen Weg genauso konse-

quent weiterhin verfolgen und weitergehen. Denn 

für die nächste Phase im Standortauswahlverfah-

ren haben wir uns in unserem gemeinsamen An-

trag dafür ausgesprochen, diesen Prozess, diesen 

Weg, den wir jetzt eingeschlagen haben, weiterzu-

gehen und vor allem auch weiterhin finanziell zu 

fördern und zu unterstützen und so den informati-

ven und auch dringend benötigten Austausch, der 

jetzt in Niedersachsen Fahrt aufgenommen hat, in 

dieser Form auch weiterhin aufrechtzuerhalten. Da 

sind wir uns, glaube ich, alle einig.  

Als Parlamentarier müssen wir aber auch immer 

dahin gucken, wo wir selber wirken können und 

selbst Wirksamkeit entfalten können. Wir müssen 

als verantwortungsbewusste Abgeordnete nicht 

nur mahnende Worte finden, sondern wir müssen 

mit diesem Thema - das ist auch schon angeklun-

gen - die breite Öffentlichkeit und nicht nur die 

Menschen in den Bubbles erreichen. Überall da, 

wo uns zugehört wird, wo wir die Gelegenheit ha-

ben, gehört zu werden, müssen wir für das gesetz-

lich geregelte Auswahlverfahren und im gleichen 

Atemzuge auch immer für die Beteiligungsformate 

werben, damit wir am Ende die Legitimation für 
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den gefundenen Standort, für den wissenschaftlich 

bestmöglich geeigneten Standort nicht nur auf dem 

Papier haben.  

Dieses Thema muss die häufig angesprochene 

Aufmerksamkeit bekommen, die angesichts dieser 

wirklich überdimensionalen Zeitspanne und über-

dimensional bedeutsamen Aufgabe auch ange-

messen ist.  

Ganz herzlichen Dank.  

(Beifall bei der CDU und Zustimmung 

bei der SPD) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Frau Kollegin.  

Die Aussprache zur Anfrage der SPD-Fraktion ist 

hiermit abgeschlossen.  

Jetzt kommen wir zu  

b) Was tut die Landesregierung, um Nieder-

sachsens Schweinebranche zukunftsfähig zu 

machen? - Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die 

Grünen - Drs. 18/10168

Die Anfrage wird von der Kollegin Frau Staudte 

vorgetragen. Bitte! 

Miriam Staudte (GRÜNE): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin.  

„Was tut die Landesregierung, um Niedersachsens 

Schweinebranche zukunftsfähig zu machen?“ 

Die Afrikanische Schweinepest (ASP) und die Fol-

gen der Corona-Pandemie haben nach wie vor 

spürbaren Einfluss auf die Entwicklung des nieder-

sächsischen Schweinemarktes.  

Noch vor dem Nachweis der ASP in Deutschland, 

im September 2020, wurden im Rahmen einer 

Dissertation an der Christian-Albrechts-Universität 

zu Kiel die Auswirkungen der veränderten Wirt-

schafts- und Marktbedingungen auf schweinehal-

tende Betriebe erforscht. Grundlage war insbeson-

dere eine von der Landwirtschaftskammer bewor-

bene Umfrage, deren Ziel es war, herauszufinden, 

ob deutsche Landwirte Interesse an politischen 

Förderungsprogrammen für den Ausstieg aus der 

Schweinehaltung hätten und wie diese auszuge-

stalten wären.  

Im Rahmen der öffentlichen Debatte um solche 

möglichen Förderprogramme teilte das Landvolk 

Niedersachsen am 12. Oktober dieses Jahres mit, 

dass „eine Umstrukturierungsprämie für Schwei-

nehalter“ grundsätzlich begrüßt werde und diese 

bei bestimmten Gründen, beispielsweise Flächen-

knappheit, mangelndes Kapital, ungünstiger Be-

triebsstandort ,sinnvoll sei. 

In einer Pressemitteilung der Interessengemein-

schaft der Schweinehalter Deutschlands (ISN) vom 

15. Oktober 2021 heißt es: „mittelfristig brauchen 

die Schweinebetriebe weitere finanzielle Unterstüt-

zung durch Prämien - egal ob sie nun Ausstiegs-, 

Zukunfts- oder Umstrukturierungsprämien genannt 

werden.“  

In einem Interview mit der Nordwest-Zeitung merk-

te Ministerin Otte-Kinast am gleichen Tag an: „wir 

sollten aufhören, uns zu stark auf Exportmärkte zu 

verlassen.“ Gleichzeitig zeigte sie sich offen für 

eine Zukunftsprämie, sprach sich aber gegen eine 

Ausstiegsprämie aus. 

Wir fragen: 

1. Warum unterstützt die Landesregierung die 

Forderung von niedersächsischem Landvolk und 

ISN nach einer Förderung für aus- und umstiegs-

willige schweinehaltende Betriebe nicht? 

2. Welche Hilfestellungen hat die Landesregierung 

den existenzgefährdeten Schweinehaltenden bis-

her - über steuerliche Belange hinaus - angebo-

ten? 

3. Welche Kriterien zur Aufnahme von Betrieben in 

die Förderkulisse wird die Landesregierung für 

eine mögliche Zukunftsprämie festlegen? 

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-

stimmung von Jörg Bode [FDP]) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Frau Kollegin. - Für die Landesregie-

rung antwortet Frau Ministerin Otte-Kinast. Bitte!  

Barbara Otte-Kinast, Ministerin für Ernährung, 

Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 

Frau Präsidentin! Verehrte Abgeordnete! Die nie-

dersächsischen Schweinehalterinnen und Schwei-

nehalter sind in einer schwierigen Lage. Ich denke, 

das lässt uns alle nicht kalt. Die Schweinepreise 

sind auf historische Tiefstände abgestürzt. Viele 

Betriebe sehen sich in ihrer Existenz bedroht. 

Sauenhalterinnen und Sauenhalter und Mäster 

sind gleichermaßen betroffen.  

Mit einem drohenden Strukturbruch steht viel auf 

dem Spiel. Zahlreiche Hoftüren werden sich end-

https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_12500/10001-10500/18-10168.pdf
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gültig schließen. Jede einzelne steht für ein per-

sönliches Schicksal, für das einer ganzen Familie. 

Die Landwirtschaft ist zudem der Motor im ländli-

chen Raum. Wenn der stottert, dann läuft hier 

nichts mehr rund, auch nicht für die vielen vor- und 

nachgelagerten Betriebe. Die Corona-Pandemie 

hat diese Branche hart getroffen; als Stichworte 

reichen „Schweinestau“ und der Einbruch des Au-

ßer-Haus-Verzehrs. Auch die Afrikanische 

Schweinepest in Brandenburg und Sachsen hat 

nach wie vor erhebliche Auswirkungen auf die 

Exportmärkte für deutsches Schweinefleisch. 

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Fragen 

namens der Landesregierung wie folgt: 

Zu Frage 1. Hier möchte ich zunächst richtigstel-

len: Die Interessengemeinschaft der Schweinehal-

ter Deutschlands hat nicht ausdrücklich eine Aus-

stiegsprämie gefordert. Diese würde laut ISN „le-

diglich zur Verlagerung der Erzeugung ins Ausland 

führen“. Und das kann keiner von uns wollen! 

Gegen eine Umstrukturierungs- oder Ausstiegs-

prämie sprechen viele Gründe:  

Erstens. Sie dürfte - so das Ergebnis einer ersten 

Prüfung - beihilferechtlich nicht machbar sein.  

Zweitens. Sie begünstigt, je nach konkreter Aus-

gestaltung, viele Mitnahmeeffekte. Das zeigen 

vergleichbare Förderprogramme aus der Vergan-

genheit.  

Drittens. Sie entfaltet keine marktstabilisierende 

Wirkung. Wenn die Schweinebestände durch iso-

lierte Maßnahmen in Deutschland oder Nieder-

sachsen verringert werden, führt das nur dazu, 

dass das Fleisch aus anderen Ländern auf die 

deutschen Märkte drängt. Was das für unsere 

Tierhalter bedeutet, muss ich Ihnen hoffentlich 

nicht erklären. Diese Auffassung vertritt der Bund, 

diese Auffassung vertritt die gesamte deutsche 

Agrarökonomie, und diese Auffassung teilt auch 

die Landesregierung uneingeschränkt. 

In den Niederlanden gibt es ein Ausstiegspro-

gramm für Schweinehalter in viehhaltungsintensi-

ven Regionen. Dieses Programm wird uns oft als 

leuchtendes Beispiel genannt. Doch der Teufel 

steckt wie so oft im Detail: Was in den Niederlan-

den funktionieren mag, funktioniert eben nicht bei 

uns in Niedersachsen. Bei unseren niederländi-

schen Nachbarn verhindert die Stickstoffquote, 

dass beim Ausstieg eines Schweinehalters nicht 

andere sofort in die Produktion einsteigen. Eine 

solche Quote gibt es in Deutschland nicht, und es 

wird sie auch nicht geben. 

Wir könnten also nicht verhindern, dass die 

Schweinehaltung durch andere, beispielsweise 

Familienangehörige, weitergeführt wird. Wir wür-

den dem Vater Geld geben, er täte so, als würde 

er aussteigen, aber dann finge Sohn oder Tochter 

an, in einem anderen Betrieb Schweine zu halten. 

- Frau Staudte, ich glaube, dass wir dahin wollen, 

kann nicht Ihr Ernst sein.  

Zu Frage 2. Die Finanzämter haben das rechtliche 

Instrumentarium, um einzelfallbezogen zu helfen - 

beispielsweise durch Herabsetzung der Voraus-

zahlungen, durch Stundung oder Erlass von Steu-

erforderungen sowie Gewährung von Vollstre-

ckungsaufschub. Zudem können aus- und um-

stiegswillige Betriebe auf bestehende Fördermaß-

nahmen zurückgreifen. Nennen möchte ich bei-

spielsweise die Umstellungsprämie für den ökolo-

gischen Landbau, die Umnutzungen im Rahmen 

der Dorferneuerung und Basisdienstleistungen. 

Die betriebliche Ausgangslage spielt eine Rolle; 

denn diese Mittel können nur in Anspruch genom-

men werden, wenn das Vorhaben wirtschaftlich 

tragfähig ist. Das gilt auch für Investitionen in tier-

freundliche Schweineställe, also Neubauten oder 

Umbauten, die über das Agrarinvestitionsförder-

programm gefördert werden können. Schweinehal-

ter konnten auch von der Corona-Überbrückungs-

hilfe III profitieren, wenn sie Corona-bedingt Ein-

bußen erlitten haben. Die Europäische Kommissi-

on hat jetzt vorgeschlagen, den Beihilferahmen bis 

Mitte 2022 zu verlängern. Ich denke, dass begrü-

ßen wir alle sehr. 

Das Wichtigste aber ist: Ich setze mich seit Lan-

gem dafür ein, dass das Konzept der Borchert-

Kommission zügig und vollumfänglich umgesetzt 

wird, um die Nutztierhaltung fit für die Zukunft zu 

machen. Das muss oberste Priorität für die neue 

Bundesregierung sein. Die Vorschläge der Bor-

chert-Experten liegen auf dem Tisch, z. B. wie 

Schweinehalter weniger Tiere besser halten kön-

nen. Das hätte einen erheblichen marktentlasten-

den Effekt. Insofern ist in meinen Augen jetzt der 

Bund am Zug.  

Die Nutztierhalter dürfen mit dem Umbau der Nutz-

tierhaltung nicht alleingelassen werden; denn die 

Landwirtschaft betrifft uns alle, sie geht uns alle an.  

(Unruhe - Minister Boris Pistorius 

spricht mit Abgeordneten) 
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Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Einen Moment, bitte, Frau Kollegin! Sie sollten die 

Aufmerksamkeit des Hauses haben. - Vielen Dank, 

Herr Minister Pistorius, dass Sie das nun möglich 

machen. - Bitte! 

Barbara Otte-Kinast, Ministerin für Ernährung, 

Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 

Es braucht unbedingt eine verlässliche und auf 

Dauer angelegte finanzielle Unterstützung dieses 

Umbauprozesses. Auch das sage ich schon lange. 

Zu Frage 3. Die Entscheidung, ob es eine Zu-

kunftsprämie geben könnte, ist noch nicht gefallen. 

Erst dann können Kriterien und eine Förderkulisse 

konkretisiert werden. Wir stehen mit Blick auf die 

Zukunft der Schweinehaltung in unserem Land 

weiterhin im engen Austausch mit der Landwirt-

schaftskammer, dem Landvolk und auch der ISN. 

So hat es gerade am Montag wieder ein Treffen 

gegeben. Denn wir brauchen konkrete Vorschläge, 

auch aus der Praxis - mit der Praxis für die Pra-

xis -, um so etwas letztlich auf den Weg zu brin-

gen. Das ist die Art meines Hauses.  

Ich freue mich jetzt auf Ihre Fragen. Herzlichen 

Dank.  

(Beifall bei der CDU) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Frau Ministerin Otte-Kinast. - Die 

erste Zusatzfrage für die FDP-Fraktion stellt Herr 

Abgeordneter Grupe. Bitte! 

Hermann Grupe (FDP): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Frau Ministerin, 

meine Frage an die Landesregierung ist: Wie will 

die Landesregierung das geforderte 5D - also: 

geboren, aufgezogen, gemästet, geschlachtet und 

verarbeitet in Deutschland - in die Tat umsetzen 

und voranbringen, wenn nur noch zwei Drittel der 

benötigten Ferkel in Deutschland produziert wer-

den? 

(Beifall bei der FDP) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Herr Grupe. - Frau Ministerin Otte-

Kinast antwortet Ihnen. Bitte! 

Barbara Otte-Kinast, Ministerin für Ernährung, 

Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 

Frau Präsidentin! Verehrte Abgeordnete! Herr 

Grupe, auch diese Frage treibt mich seit Wochen 

um. Denn die Sauenhalter, gerade bei uns in Nie-

dersachsen, steigen aus. Sie steigen aus, weil sie 

keine Perspektive mehr sehen. Der Umbau ihrer 

Ställe führt zu großen Herausforderungen. Das 

Kastenstand-Urteil führt dazu, dass die Ställe nach 

einer Übergangsfrist umgebaut werden müssen.  

Viele wollen diesen Weg aus verschiedenen Grün-

den nicht mehr gehen, aus wirtschaftlichen Grün-

den oder mangels Hofnachfolge. Deswegen wer-

den wir viele Sauenhalterinnen und Sauenhalter 

verlieren. Das zeigt auch die Umfrage, die die ISN 

deutschlandweit gemacht hat. Wir haben das Prob-

lem nicht nur in Niedersachsen, sondern deutsch-

landweit.  

(Christian Meyer [GRÜNE]: Sie regie-

ren doch in Bund und Land!) 

Deswegen ist es jetzt an der Zeit, dass wir den 

Umbau der Tierhaltung hin zu mehr Tierwohl be-

gleiten, und zwar auch mit Gesetzgebung. Das 

geht nur, wenn der Bund Gesetze zum Wohl der 

Tiere, zum Umbau der Tierställe erlässt. Sonst 

werden wir 5D nicht erreichen. Stand heute sehe 

ich größte Probleme, weil wir allein die für 5D not-

wendige Zahl Ferkel gar nicht mehr in Deutschland 

haben.  

(Christian Meyer [GRÜNE]: Sie hatten 

16 Jahre Zeit im Bund!) 

- Und Sie hatten vier Jahre Zeit im Land, Herr 

Meyer! 

(Starker Beifall bei der CDU) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, die zweite Zusatzfrage für die FDP-

Fraktion stellt ebenfalls Herr Abgeordneter Grupe.  

Hermann Grupe (FDP): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Frau Ministerin, 

vor dem Hintergrund, dass Sie hier eine Zukunfts-

prämie für die Schweinehalter in den Raum gestellt 

haben, aber kürzlich der NOZ in einem Interview 

gesagt haben, dass Ihnen die Finanzierung - ob 

Mehrwertsteuer, Tierwohlsoli oder Fondslösung - 

eigentlich egal sei: Können Sie etwas näher um-

reißen, welchen Zweck und welche Kriterien diese 

Zukunftsprämie erfüllen soll? 

(Beifall bei der FDP und bei den 

GRÜNEN) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank. - Bitte, Frau Ministerin! 
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Barbara Otte-Kinast, Ministerin für Ernährung, 

Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 

Vielen Dank. - Frau Präsidentin! Verehrte Abge-

ordnete! Lieber Hermann Grupe! 

(Unruhe) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Einen Moment, bitte, Frau Ministerin! - Ich bitte 

auch Herrn Siebels, seine Gespräche außerhalb 

des Plenarsaals zu führen. - Bitte! 

Barbara Otte-Kinast, Ministerin für Ernährung, 

Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 

Umfragen und Studien machen deutlich, dass der 

Umbau der Tierhaltung natürlich Geld kostet, und 

dass die Landwirte den Umbau nicht über den 

Markterlös finanzieren können. Sprich: Das Ver-

braucherverhalten ist so, wie es ist. Es wird gerne 

gut und günstig eingekauft. Der Umbau der Ställe 

hin zu mehr Tierwohl kostet Geld, und mit diesem 

Umbau können wir die Landwirte eben nicht alleine 

lassen.  

Der Umbau hin zu einer gesellschaftlich gewollten 

Tierhaltung mit mehr Tierwohl ist eine gesamtge-

sellschaftliche Aufgabe. Deswegen muss die Ge-

sellschaft in meinen Augen das Geld dafür in die 

Hand nehmen, damit der Umbau möglich gemacht 

wird.  

Ein Beispiel: Weg von der Atomenergie, hin zu 

erneuerbaren Energien. - Es ist gesamtgesell-

schaftlich gelungen, mit dem Geld, das sozusagen 

aus dem Stromverkauf kam, diesen Umbau zu 

finanzieren. Analog muss das auch beim Umbau 

der Tierhaltung gelingen. 

Als Zweites möchte ich an dieser Stelle auch noch 

sagen, dass es in Berlin sehr wichtig war, den 

ländlichen Raum zu stärken. Es gab einen Sonder-

rahmenplan für die ländlichen Räume mit ganz viel 

Geld: 60 % vom Bund, und 40 % haben wir Länder 

finanzieren müssen. Das machen wir ja noch im-

mer. In meinen Augen müsste es genauso einen 

Sonderrahmenplan zum Umbau der Tierhaltung 

geben, und zwar nicht nur für die Schweine, son-

dern auch für Geflügel, Rind - für alle Nutztierarten 

in Deutschland. 

Die Landwirte wollen die Tiere auch anders halten, 

aber der Umbau kostet Geld. Das ist mit Investitio-

nen verbunden, die nicht über den Markterlös fi-

nanziert werden können. Deswegen braucht es in 

meinen Augen einen großen Plan, von mir aus 

auch einen Sonderrahmenplan „Umbau der Tier-

haltung“. 

(Beifall bei der CDU) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Frau Ministerin. - Die erste Zusatz-

frage für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen stellt 

Frau Abgeordnete Staudte.  

Miriam Staudte (GRÜNE): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Sehr geehrte Frau 

Ministerin, wie schätzt die Landesregierung die 

zukünftige Entwicklung im Schweinebereich ein, 

was den Export, aber auch was die Binnennach-

frage angeht?  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank. - Bitte, Frau Ministerin! 

Barbara Otte-Kinast, Ministerin für Ernährung, 

Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 

Frau Präsidentin! Verehrte Damen und Herren! Die 

Situation beim Export wird sich - Stand heute - 

nicht verbessern. Wir leben weiterhin in einer Pan-

demie. Weltweit sind viele Veranstaltungen weg-

gebrochen. Der Bedarf an Fleisch wird nicht stei-

gen, sondern daran wird sich - Stand heute - nichts 

tun.  

Was die Afrikanische Schweinepest angeht, ist 

jetzt ein zweites Bundesland betroffen. Deswegen 

wird man die Exportmärkte auch in Richtung asia-

tischer Länder nicht so schnell öffnen. Da wird in 

Zukunft in meinen Augen nichts gehen.  

Deswegen muss man sich vor Ort klarmachen, 

dass wir damit werden leben müssen, dass die 

Exportmärkte gestört und durcheinandergebracht 

sind. Ob sie jemals wieder starten werden, 

kann, denke ich - Stand heute -, niemand voraus-

sagen. Deswegen sind wir alle klug beraten, zu 

einem europäischen Binnenmarkt und wieder stär-

ker zu Regionalisierung und zum Umbau der Tier-

haltung und auch zu 5D zu kommen. Wir brauchen 

eine qualitativ gute Tierhaltung und Fleisch, das 

wir mit gutem Gewissen hier vermarkten können. 

Dafür braucht es aber eben 5D, dafür braucht es 

ein verbindliches Tierwohlkennzeichen. 

Die zweite Frage habe ich jetzt vergessen. 

(Miriam Staudte [GRÜNE]: Binnen-

nachfrage!) 
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Bei der Binnennachfrage sollten wir den Verzehr 

von Schweinefleisch in den Blick nehmen. Die 

Tendenz geht dahin, dass die Verbraucherinnen 

und Verbraucher weniger Schweinefleisch und 

dafür mehr Geflügel verzehren. Wir stellen also 

eine Tendenz beim Verzehrverhalten fest. Die 

Grünkohlzeit ist eine andere Zeit, aber im Verlauf 

von zwölf Monaten greift der Verbraucher zu ande-

rem Fleisch wie Geflügel und auch Rind. Der Be-

darf an Schweinefleisch geht zurück. 

Deswegen sind wir alle gut beraten, den Umbau 

der Tierhaltung voranzutreiben. Wir sollten auch 

hier bei uns in Niedersachsen weniger Schweine 

zu besseren Tierwohlstandards halten. 

(Beifall bei der CDU) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Frau Ministerin. - Abermals hat jetzt 

Frau Abgeordnete Staudte - für die zweite Zusatz-

frage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - das 

Wort.  

Miriam Staudte (GRÜNE): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Frau Ministerin, 

gerade haben Sie in Ihren Ausführungen auf beihil-

ferechtliche Probleme hingewiesen, und ich möch-

te Sie um eine Stellungnahme dazu bitten, warum 

in den Niederlanden eine Ausstiegsförderung - die 

Kappung bzw. das Abkaufen von Produktionsrech-

ten - möglich ist, bei uns aber nicht möglich sein 

soll.  

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-

stimmung von der FDP) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank. - Bitte, Frau Ministerin! 

Barbara Otte-Kinast, Ministerin für Ernährung, 

Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Verehrte Frau 

Staudte, in den Niederlanden gibt es eine zugeteil-

te Stickstoffquote für die Tierhaltung. Wenn ein 

Betrieb in den Niederlanden rausgekauft wurde, 

hat man einen Abschlag an einen Betrieb gezahlt, 

der dann seinen Stall abreißen musste. Dann wur-

de kontrolliert: Ist der Stall abgerissen? Findet da 

auch wirklich keine Tierhaltung mehr statt? Ist da 

kein Güllekeller oder ähnliches mehr? - Dann gibt 

es die Restzahlung.  

Sagen wir mal, in einem Stall, der nun abgerissen 

ist, standen 1 000 Mastschweine. Der Nachbar - 

oder auch ein Familienmitglied - könnte nun theo-

retisch 1 000 Schweine mehr halten. Das geht in 

den Niederlanden aber nicht, weil es eben diese 

Stickstoffquote gibt. Nur wegen der Stickstoffquote 

ist das in den Niederlanden beihilferechtlich so 

möglich. Bei uns ist das eben nicht machbar. 

(Beifall bei der CDU) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Frau Ministerin.  

Weitere Zusatzfragen liegen nicht vor. Ich darf Sie 

darüber informieren, dass die Landesregierung 

noch eine Restredezeit von 3:20 Minuten hat.  

Bevor wir die Aussprache eröffnen, nehmen wir 

hier einen schnellen Wechsel vor. 

(Vizepräsident Bernd Busemann über-

nimmt den Vorsitz)

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Meine Damen und Herren, wir können die Aus-

sprache nun aufnehmen.  

Zunächst hat sich für die SPD-Fraktion die Kollegin 

Karin Logemann gemeldet. Frau Kollegin, ganz 

normal: vier Minuten. Das gilt auch für die nachfol-

genden Redner. Bitte! 

Karin Logemann (SPD): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kollegen und 

Kolleginnen! Unsere Schweinehalter und -halterin-

nen stecken tief in der Krise. Aufgrund der ASP 

importiert China im Moment kein Schweinefleisch 

aus Deutschland, und durch die Pandemie ist die 

Abnahmemenge der Gastronomie deutlich einge-

brochen. Die Schlachtkapazitäten sind aufgrund 

des Corona-bedingten Personalmangels begrenzt.  

Auch sei der Pro-Kopf-Verzehr - das ist jetzt ein 

Zitat - bei Fleisch insgesamt rückläufig, und der 

Schweinefleischbereich verliere am deutlichsten. 

Das sagte Markus vom Stein von der Rewe Group 

anlässlich der Mitgliederversammlung der ISN 

Anfang November in Münster.  

2020 war das erste Jahr, in dem Russland kein 

Schweinefleisch mehr importieren musste. Die 

Schweinehaltung dort soll weiter ausgebaut wer-

den.  

Dass zwei so große Abnehmer von deutschem 

Schweinefleisch ihren Fokus plötzlich auf Selbst-

versorgung legen, lässt die Preise purzeln und 

zeigt, wie anfällig das System des Exports ist.  
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(Miriam Staudte [GRÜNE]: Richtig!) 

Bei der AbL konnte man Ende September von 

einem „Kühlhausstau“ von über 800 000 Schwei-

nen lesen. Das bedeutet, da lagern Waren, die uns 

fast vier Wochen lang versorgen könnten. Diese 

Situation drückt trotz Fortschritten bei den Export-

verhandlungen mit anderen Ländern noch immer 

deutlich merkbar auf den Preis, den Landwirte und 

Landwirtinnen für ihre Tiere bekommen. 

Im September gab es deswegen ein Krisenge-

spräch in Niedersachsen sowie einen digitalen 

Krisengipfel, einberufen von Bundeslandwirt-

schaftsministerin Klöckner. Niedersachsen hat 

Steuererleichterungen für Schweinehalter möglich 

gemacht. Die Verlängerung der Überbrückungshil-

fe III - das hat die Ministerin bereits angeführt - bis 

Ende Dezember stellt ebenfalls eine wichtige Hilfe 

dar. 

Diskutiert wurde im Umfeld der Krisengespräche 

eine sogenannte Ausstiegsprämie. Im Anschluss 

an diese Gespräche wurde jedoch mitgeteilt, dass 

diese Mittel nicht gewollt seien. Gleiches sagt übri-

gens auch die ISN. Man sprach sich ganz deutlich 

für die Vorschläge der Borchert-Kommission aus. 

Auch der Einzelhandel stellt sich der prekären 

Situation. Aldi hat seinen Lieferanten das Preisni-

veau von vor Ausbruch der ASP garantiert. Andere 

Einzelhändel wie z. B. Rewe und Edeka haben 

einen Mindestpreis für das verkaufte Fleisch ver-

einbart. 

Grundsätzlich können Förderungen und Prämien - 

Ministerin Otte-Kinast hat sie aufgeführt -, wie auch 

immer sie ausgestaltet werden und wo auch immer 

ihr Fokus liegt, immer nur Übergangslösungen 

sein. Vielmehr muss das System der Fleisch-

erzeugung überdacht und überarbeitet werden. Die 

Erzeugerinnen und Erzeuger sind das schwächste 

Glied in der Wertschöpfungskette. 

„Überschüsse vermeiden statt einlagern“ - das ist 

ein Zitat des Bundesverbandes Deutscher Milch-

viehhalter. Was bei der Milch Thema ist, zeigt sich 

auch hier beim Fleisch: Der Überschuss ist das 

Gift des Preises. 

Frühwarnsysteme, Preisbeobachtungsstelle - alles 

Schlagworte, die wenig Hoffnung auf stabile Lö-

sungen machen. Klar ist: Handel, Verarbeitung, 

Erzeugung und Politik müssen weiterhin gemein-

sam, im Dialog, an tragfähigen und vor allen Din-

gen nachhaltigen Zukunftsplänen arbeiten. 

Im Sieben-Punkte-Plan für gute Lebensmittel zu 

fairen Preisen legt die SPD Niedersachsen den 

Fokus auf die gesamte Produktions- und Lieferket-

te, von der Erzeugung bis zum Verkauf. Dabei 

spielen ein verlässlicher, verständlicher und ver-

pflichtender Herkunftsnachweis, die Stärkung regi-

onaler und dezentraler Strukturen, mehr Wert-

schätzung für unsere Lebensmittel und der ver-

lässliche Umbau zu einer nachhaltigen Landwirt-

schaft eine große Rolle - um nur einige der Aufga-

benstellungen zu benennen. 

Dass das System kollabiert, ist deutlich. Es geht 

hier um unsere Gesundheit, ums Tierwohl und um 

eine angemessene und faire Entlohnung für die 

Menschen, die jeden Tag unsere Lebensgrundlage 

liefern. 

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Frau Logemann. - Es spricht sodann 

Kollegin Miriam Staudte für die Fraktion Bünd-

nis 90/Die Grünen. Frau Abgeordnete, bitte sehr! 

Miriam Staudte (GRÜNE): 

Herzlichen Dank, Herr Präsident. - Wir haben in 

den letzten Wochen viel Berichterstattung über 

diese Thematik gesehen. Die Überschriften laute-

ten ungefähr: Landwirten geht finanziell die Puste 

aus. Schweinepreise stürzen ab. Es brennt lichter-

loh in der Schweinebranche. - Der Bundesvorsit-

zende der ISN, Herr Dierkes, hat gesagt, eine so 

ruinöse Situation habe er in den letzten 40 Jahren 

nicht erlebt. 

Es gibt viele Berichte, viele Beschreibungen, viele 

Überschriften, wie katastrophal die Situation im 

Moment ist, aber keine einzige Überschrift, die 

zum Ausdruck bringt, wie die aktuell regierende 

Politik eigentlich zu handeln gedenkt. Das ist ein 

Armutszeugnis, das wir so nicht hinnehmen kön-

nen. 

Ich muss sagen, ich fand Ihre Ausführungen in 

diesem Punkt überhaupt nicht konstruktiv. Letzt-

endlich wird auf den Bund verwiesen. Aber Sie 

sagen vor allem, was alles nicht geht. 

Sie haben die Ausstiegsprämie auch als Abwrack-

prämie bezeichnet. Ich finde, in dieser Branche ist 

das ein völlig unangemessener Begriff. Ich kann 

mir vorstellen, was passiert wäre, wenn Herr Mey-

er einen solchen Begriff benutzt hätte. 
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Sie haben gerade eben auch noch einmal deutlich 

gemacht, dass Sie einfach immer nur Bedenken 

haben, z. B. beihilferechtliche Bedenken. Sie füh-

ren eine Stickstoffquote an, die es in Holland gebe. 

Warum führen wir sie nicht auch hier ein, wenn Sie 

doch sagen, dass es so, wie es ist, nicht funktio-

niert? 

(Zurufe von der CDU) 

Es kommt nichts Konstruktives. Ihre Bedenken 

„der Vater kriegt dann das Geld, und der Sohn 

baut daneben einen neuen Stall“ sind doch absurd. 

(Beifall bei der GRÜNEN und bei der 

FDP) 

In der aktuellen Situation würde doch kein vernünf-

tiger Mensch in diese Branche investieren. Viel-

mehr geht es allen darum, neue Betriebszweige 

aufzubauen, neue Perspektiven zu entwickeln, die 

Zukunft haben. 

Da reichen Appelle nicht aus. Wenn der Stall noch 

nicht abbezahlt ist, dann kann der Schweinehalter 

nicht mit der Schweinehaltung aufhören und mit 

etwas anderem weitermachen. Dann muss er den 

Laden ganz dichtmachen. 

(Helmut Dammann-Tamke [CDU]: 

„Laden“ - was ist denn für ein Wort?) 

Wenn wir sagen: „Wir brauchen weniger Ställe, 

weniger Tiere“, heißt das nicht, dass wir weniger 

Höfe brauchen. Ganz im Gegenteil! 

Die ganze Hilflosigkeit der gescheiterten CDU-

Agrarpolitik gipfelte in dem Appell an den Handel, 

doch bitte wieder mehr Ramschangebote zu ma-

chen, um endlich die großen Vorräte in den Kühl-

häusern abzubauen. Da sieht man doch, wie kurz-

fristig, wie getrieben Ihre Politik ist. Vor ein paar 

Wochen waren Sie doch noch beim Handel und 

haben gefordert: Ordentliche Erzeugerpreise und 

keine Billigangebote mehr! 

(Christian Meyer [GRÜNE]: Ja!) 

Wie soll das zusammenpassen? Wie soll das ei-

gentlich beim Handel ankommen? 

Das Grundproblem ist doch - deswegen habe ich 

nach Ihrer Einschätzung der Export- und der Bin-

nennachfrage gefragt -, dass wir hier in Deutsch-

land ein strukturelles Überangebot haben. Das 

bedeutet, dass der Preis weiter fallen wird, dass 

keine Aussicht auf einen auskömmlichen Preis für 

die Erzeuger besteht. Der Export in die asiatischen 

Länder wird nicht wiederaufgenommen werden, 

und der Pro-Kopf-Verbrauch in Deutschland ist 

schon in den letzten zehn Jahren zurückgegangen. 

Da hätte man auch schon auf die Idee kommen 

können, dass wir weniger Schweine halten sollten. 

Aber jetzt geht es noch rasanter. Jetzt werden 

jedes Jahr im Durchschnitt 2 kg weniger pro Kopf 

gegessen.  

Das macht deutlich: Ihre Politik ist nicht voraus-

schauend. Selbst wenn das Kind quasi schon in 

den Brunnen gefallen ist, sind Sie nicht bereit zu 

agieren. Visionen werden sowieso nicht entwickelt. 

Es ist doch eine verrückte Welt: Aldi legt ein Papier 

für den Haltungswechsel vor. Der Handel fordert 

von der Politik: Bitte entscheidet doch endlich ein-

mal etwas! Appelle und Selbstverpflichtungen rei-

chen nicht aus! 

Insofern stehen Sie isoliert da. Sie sind mit Ihrem 

Latein am Ende. Da reicht es auch nicht, immer 

wieder mit dem Finger nach Berlin zu zeigen. Sie 

haben da vier Jahre regiert, und es ist nichts pas-

siert. 

(Lebhafter Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Frau Kollegin. - Schon auf den Weg 

machen kann sich der Kollege Hermann Grupe. 

Herr Grupe, bitte sehr! 

Hermann Grupe (FDP): 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Die dramatische Situation in der 

Schweinebranche, insbesondere bei den Ferkel-

mästern, wurde vollkommen zutreffend beschrie-

ben: Sie ist so schlimm wie seit Jahrzehnten nicht, 

obwohl das eine leidgeprüfte Branche ist. 

Es wird in den Raum gestellt, durch verpflichtende 

Haltungs- und Herkunftskennzeichnungen 5D 

durchzusetzen. Geboren, aufgezogen, gemästet, 

geschlachtet und verarbeitet in Deutschland - das 

sind die 5D. Bis zur Schlachtreife sollen die hohen 

deutschen Tierschutz- und Umweltstandards um-

gesetzt werden. 

Die Betriebe erleben eine Realität, in der sie unge-

fähr 1,20 Euro pro Kilo Schweinefleisch bekom-

men. Sie heften um die 60 Euro an jedes produ-

zierte Schwein, und das schon seit längerer Zeit. 

Das ist völlig ruinös und ruiniert eine ganze Bran-

che. 

Der fehlende Absatz, die fehlenden Gewinne - das 

alles wurde hier beschrieben. Aber es fehlt jede 

Perspektive. Im Ferkelbereich haben wir in 
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Deutschland einen Selbstversorgungsgrad von 

70 % - in Niedersachsen ist er noch niedriger -, mit 

stark fallender Tendenz. Das heißt, für „geboren in 

Deutschland“ müsste man erst einmal etwas völlig 

neu aufbauen. 

Stattdessen zerstört man diese Branche weiter, 

indem man Forderungen in den Raum stellt, aber 

keinerlei Perspektive eröffnet, wie sie umgesetzt 

werden sollen. Alle haben registriert, der Markt 

bezahlt es nicht. Aber man beschließt keine Pro-

gramme, auf die sich die Betriebsleiter verlassen 

könnten, auf deren Grundlage sie investieren und 

umsetzen könnten. Das fehlt völlig. 

Das Landvolk ruft nun verzweifelt nach einer Um-

strukturierungsprämie - so wurde es mir gesagt, 

und so habe ich es nachgelesen -, um Strukturbrü-

che zu vermeiden. Hier wird gesagt, das kommt 

überhaupt nicht infrage. Wir sind der Meinung, 

dass die Forderung des Landvolks völlig berechtigt 

ist; denn wir haben es hier mit nichts anderem zu 

tun als mit kalter Enteignung. 

Frau Ministerin, was in den Niederlanden möglich 

ist, ist natürlich auch hier möglich. Es geht doch 

darum, dass Betriebe durch gesetzliche Anforde-

rungen vor der Notwendigkeit stehen, ihre Ställe 

umzubauen. Das können sie aber nicht, weil das 

wirtschaftlich nicht darstellbar ist. Sie können also 

im jetzigen Zustand nicht weiterwirtschaften, und 

sie können keine Modernisierung durchführen. 

Dies ist durch Politik verursacht - und das ist kalte 

Enteignung. Daher sagt das Landvolk: Wenn sie 

uns schon zur Aufgabe zwingen, dann sollen sie 

uns wenigstens unsere Gebäude, die wir nicht 

mehr nutzen können, bezahlen. Und dass das 

Landvolk dies sagt, ist völlig berechtigt. 

(Beifall bei der FDP) 

Dabei kann man genau nach dem niederländi-

schen Modell vorgehen. 

Hier wird nun eine Zukunftsprämie in den Raum 

gestellt. Frau Ministerin, die Diskussionen, bei 

denen sich die Vertreter der Umwelt- und Tier-

schutzverbände und die Landwirtschaft zusam-

mengesetzt haben, kennen wir alle. Da sind auch 

wirklich Ansätze erkennbar. Aber die Diskussion 

hier zeigt die völlige Perspektivlosigkeit der nieder-

sächsischen Agrarpolitik. Durch eine Zukunftsprä-

mie kann man die Zukunft nun wirklich nicht her-

beireden. Notwendig wäre eine solide, verlässli-

che, dauerhafte Politik, die Perspektiven aufzeigt 

und den Betrieben Sicherheit gibt, dass sie in der 

Schweinehaltung auch unter all den von der Ge-

sellschaft gewünschten Anforderungen wirtschaf-

ten können. Das wäre notwendig, aber das fehlt 

hier völlig. 

(Beifall bei der FDP und Zustimmung 

bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Kollege. - Es steht noch der 

Redebeitrag der CDU-Fraktion aus. Herr Abgeord-

neter Dammann-Tamke, bitte sehr! 

Helmut Dammann-Tamke (CDU): 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Ich möchte mich 

ausdrücklich bei meiner Kollegin Karin Logemann 

für den sachlichen Redebeitrag der SPD-Fraktion 

bedanken. Was die Redebeiträge von Miriam 

Staudte und Hermann Grupe angeht, würde ich mir 

wünschen, dass die Vertreter von Grünen und FDP 

bei den Koalitionsverhandlungen, die jetzt in Berlin 

laufen, mit der gleichen Verve für die Zukunft der 

Agrar- und Ernährungsbranche in ganz Deutsch-

land kämpfen. Ich wäre da sehr gern Mäuschen 

und würde mir das sehr gern anhören. Ich bin wie 

vermutlich alle hier im Raum sehr gespannt ob der 

Ergebnisse.  

(Christian Meyer [GRÜNE]: Warten 

Sie mal ab!) 

Meine Damen und Herren, wenn es um Gruppen in 

der Landwirtschaft geht, die besonders unterneh-

merisch unterwegs sind, so fallen mir im Wesentli-

chen zwei ein. Die eine Gruppe ist in der öffentli-

chen Wahrnehmung relativ unkritisch. Das sind die 

Kartoffelbauern. Die andere Gruppe sind die 

Schweinehalter. Warum greife ich diese beiden 

Gruppen heraus? - Weil sie in der Vergangenheit 

als freie Unternehmer auf weitgehend ungeregel-

ten Märkten immer ihr unternehmerisches land-

wirtschaftliches Einkommen gesucht und realisiert 

haben. Das hat insbesondere im Bereich der 

Schweinehaltung in Niedersachsen bis zum April 

2020 sehr gut funktioniert.  

Jedes dritte Schwein, das in Deutschland ge-

schlachtet wird, wird hier in Niedersachsen ge-

schlachtet. Insofern greift es viel zu kurz, das 

Thema, das wir heute auf der Tagesordnung ha-

ben, einzig und allein auf die Landwirtschaft fokus-

siert zu betrachten.  

Die Agrar- und Ernährungswirtschaft ist er zweit-

wichtigste Wirtschaftszweig in Niedersachsen. 

Etwa die Hälfte der Umsätze in der Agrar- und 

Ernährungswirtschaft wird mit tierischen Produkten 
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wie Fleisch und Eiern gemacht. Ich möchte an 

dieser Stelle fragen, wie hier wohl die Debatte 

laufen würde, wenn wir über solche strukturellen 

Probleme im Bereich der Zulieferindustrie von VW 

reden würden. Wir sollten uns also alle vor Augen 

führen, dass dies eine Thematik ist, die weit über 

die Betroffenheit der Landwirtschaft hinausgeht. 

Fakt ist - hier gebe ich insbesondere Miriam 

Staudte und Hermann Grupe allerdings recht -, 

dass die Sorgen auf den Höfen, insbesondere in 

den schweinehaltenden landwirtschaftlichen Be-

trieben, extrem groß sind. Aber, Frau Kollegin 

Staudte: Wenn Sie in diesem Zusammenhang 

davon reden, dass „der Laden dichtgemacht wird“, 

so kommt in Ihrem Wording in meinen Augen eine 

Art der „Wertschätzung“ dieser landwirtschaftlichen 

Familien zum Ausdruck, die der Sache wahrlich 

nicht gerecht wird.  

(Beifall bei der CDU - Zuruf von 

Miriam Staudte [GRÜNE]) 

Fakt ist: Die ISN, die Interessengemeinschaft der 

Schweinehalter Deutschlands, hat auch in diesen 

Zeiten repräsentative Umfragen in ihrer Mitglied-

schaft, in den Familien der landwirtschaftlichen 

schweinehaltenden Betrieben, durchgeführt. Was 

die Sorgen dieser Branche angeht, stehen an al-

lererster Stelle nicht der Markt, nicht die Absatz-

probleme, nicht die Exportmöglichkeiten, sondern 

an allererster Stelle steht die mangelnde Pla-

nungssicherheit. Aber diese Planungssicherheit 

können wir aus Niedersachsen heraus nicht her-

stellen. Dafür brauchen wir die Bundesebene.  

(Christian Meyer [GRÜNE]: Kaum 

sind Sie in der Opposition!)  

- Ich wünsche Ihnen diesbezüglich sehr viel Erfolg 

bei den Koalitionsverhandlungen.  

(Christian Meyer [GRÜNE]: Nur, weil 

Sie 16 Jahre lang nichts hingekriegt 

haben!)  

Eines ist auch klar: Die Borchert-Kommission war 

eine aus breiten gesellschaftlichen Gruppen zu-

sammengestellte Kommission. Das ging von Ver-

braucherschützern über NGOs, über die Politik bis 

hin zu Interessengemeinschaften. Alle saßen mit 

am Tisch und haben ganz klar formuliert, wohin die 

Schweinehaltung in Deutschland zukünftig gehen 

muss, wenn wir sie unter erhöhten Tierwohlstan-

dards erhalten wollen. Darüber brauchen wir heute 

im Landtag überhaupt keine Scheindebatten zu 

führen.  

Allein die Vorstellung, dass wir bei diesem Umfang 

an Schweinehaltungsplätzen in Niedersachsen 

über Steuermittel etwas im Sinne der Strukturver-

änderung tun könnten! Das würden wir allein mo-

netär aus Niedersachsen heraus gar nicht leisten 

können.  

(Glocke des Präsidenten) 

Da meine Zeit abläuft, noch zwei abschließende 

Sätze.  

Das, was wir in Deutschland in den letzten Jahren 

an Schweinehaltungskapazität abgebaut haben, ist 

in Spanien überkompensiert worden. In der EU gibt 

es jetzt nicht weniger, sondern sogar mehr 

Schweine. Wir produzieren in einem gemeinsamen 

Markt. Die deutsche Landwirtschaft hat in diesem 

Bereich ihre Wettbewerbsfähigkeit derzeit verloren. 

Wir sind, wenn wir den zweitwichtigsten Wirt-

schaftszweig Niedersachsens, die Agrar- und Er-

nährungswirtschaft, in eine gute Zukunft führen 

wollen, aufgefordert, wieder Planungssicherheit 

und Wettbewerbsfähigkeit herzustellen. Das ist 

unsere Aufgabe und nicht, irgendwelche Scheinge-

fechte darüber zu führen, was Hannover oder Ber-

lin zu leisten hat.  

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Kollege Dammann-Tamke. Ihre 

persönliche Zeit ist allemal noch nicht abgelaufen. 

Es ging nur um die Redezeit.  

Meine Damen und Herren, zu Tagesordnungs-

punkt 26 liegen keine weiteren Wortmeldungen 

vor, sodass wir die Fragestunde insgesamt als 

abgehandelt betrachten können.  

Ich rufe auf den  

Tagesordnungspunkt 27: 

Erste Beratung: 

Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der 

flächendeckenden hausärztlichen Versorgung 

in Niedersachsen - Gesetzentwurf der Fraktion 

der SPD und der Fraktion der CDU - Drs. 18/10176

Der Gesetzentwurf muss entweder von der SPD 

oder von der CDU eingebracht werden. - Es liegt 

die Wortmeldung des Kollegen Volker Meyer von 

der CDU-Fraktion vor. Er hat somit zunächst das 

https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_12500/10001-10500/18-10176.pdf
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Wort. Herr Meyer, bitte sehr! Sie haben 10:30 Mi-

nuten. 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU) 

Volker Meyer (CDU): 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Meine sehr verehr-

ten Damen und Herren! Die Sicherstellung einer 

qualitativ hochwertigen und wohnortnahen medizi-

nischen Versorgung ist sicherlich nicht nur im länd-

lichen Raum eine Herausforderung, der wir uns 

stellen müssen. Hierzu haben wir bereits in der 

Enquetekommission des Landtags zur medizini-

schen Versorgung intensive Arbeit geleistet, viele 

Hintergrundinformationen zusammengeführt und 

auch entsprechende Handlungsempfehlungen 

entwickelt. Unmittelbar nach Vorlage des Ab-

schlussberichts der Kommission hat der Landtag 

begonnen, diese Handlungsempfehlungen in die 

parlamentarischen Beratungen einzubringen und 

umzusetzen.  

Den Mangel an Haus- und Fachärzten spüren Sie 

sicherlich in jeder Region Niedersachsens. Haus- 

und Facharztpraxen sind nicht nur im ländlichen 

Raum mit Schwierigkeiten bezüglich der Praxis-

nachfolge konfrontiert. Zwar wirken die bislang von 

Bund, Land, Kommunen, Kassenärztlicher Vereini-

gung und anderen Akteuren eingeleiteten Maß-

nahmen und führen zu einer Verbesserung der 

Versorgungssituation. Nachweislich werden aber 

die Anstrengungen, die wir diesbezüglich bisher 

unternommen haben, nicht ausreichen, sodass wir 

gerade für die ländlichen Bereiche neue Wege 

werden gehen müssen.  

Bereits seit 2010 unterstützt die Kassenärztliche 

Vereinigung mit der Initiative „Niederlassen in Nie-

dersachsen“ niederlassungswillige Ärzte, z. B. 

durch verschiedene Service- und Beratungsange-

bote, durch Niederlassungsförderung und durch 

Umsatzgarantien.  

Das Land Niedersachsen unterstützt Medizinstu-

denten mit zwei Förderprogrammen. Studenten, 

die ihr sogenanntes Wahltertial im praktischen Teil 

in einer Hausarztpraxis absolvieren, können eine 

Förderung von bis zu 2 400 Euro aus Landesmit-

teln bekommen. Darüber hinaus können sie, wenn 

sie zusagen, sich nach Studienabschluss als 

Hausarzt niederzulassen, ein Stipendium hier in 

Niedersachsen erhalten.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, zwar konnten die 

eingeleiteten Maßnahmen die Rahmenbedingun-

gen für angehende Mediziner verbessern. Die 

erhoffte Steuerungswirkung, die Versorgung mit 

Haus- und Fachärzten gerade in den ländlichen 

Räumen zu verbessern, konnte bislang jedoch 

nicht erzielt werden. 

(Christian Meyer [GRÜNE]: Warten 

Sie mal ab!) 

Die Landesregierung und die sie tragenden Frakti-

onen haben sich verpflichtet, die Zahl der Medizin-

studienplätze deutlich auszubauen Mehr als 140 

zusätzliche Plätze konnten bereits geschaffen 

werden. Gleichzeitig treiben wir die notwendigen 

Baumaßnahmen in Göttingen, Hannover und 

Oldenburg voran, um dort ein zukunftsfähiges Me-

dizinstudium zu gewährleisten. Alle drei Standorte 

werden wir auch in Zukunft in die Ausbildung von 

Landärzten einbinden. 

Die Einführung einer Landarztquote für 60 Studi-

enanfänger ist aus unser Sicht ein weiterer Bau-

stein zur Sicherung der hausärztlichen Versorgung 

gerade in den ländlichen Räumen Niedersach-

sens. Hiermit schaffen wir ein Instrument zur ziel-

genauen Steuerung, um den Grad der hausärztli-

chen Versorgung gerade in den ländlichen Regio-

nen unseres Landes spürbar und nachhaltig zu 

verbessern. 

Ähnlich wichtig sind der Ausbau der nicht ärztli-

chen Gesundheitsberufe und die Stärkung der 

Assistenzmodelle. Hierzu verweise ich auf das 

neue Studienangebot „Physician Assistance“ in 

Papenburg. Gleichzeitig jedoch müssen wir dafür 

sorgen, dass die 2025 bzw. 2026 in Kraft tretende 

neue Approbationsordnung weder die Landes-

haushalte noch die Studierenden überfordert. 

Hierzu engagieren sich sowohl das MWK als auch 

das MS gemeinsam und in enger Abstimmung mit 

dem Bund.  

Zu bedenken gilt aus unserer Sicht auch, dass wir 

nicht nur bei Hausärzten, sondern sicherlich zu-

nehmend auch bei niedergelassenen Fachärzten 

Lücken haben werden. Wir werden sicherlich in 

Zukunft prüfen müssen, ab wann und gegebenen-

falls wo es sinnvoll oder sogar erforderlich ist, ne-

ben dem Bereich der Allgemeinmedizin auch im 

Facharztbereich Öffnungen herbeizuführen. Per-

spektivisch werden wir aber mit der Ausweitung 

der Studienplätze an der European Medical School 

in Oldenburg die Vorabquote für die Landärzte auf 

80 Studienanfänger erhöhen können.  

Auch vor dem Hintergrund, dass in der Vergan-

genheit etwa 40 % der Studierenden nach dem 

Studium nicht im Arztberuf aktiv wurden, schaffen 
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wir mit der Landarztquote nun eine Gruppe von 

Studierenden mit einer privilegierten Studienzulas-

sung. Dabei ist es natürlich auch von entscheiden-

der Bedeutung, dass diese Studierenden ihren 

Verpflichtungen nach dem Studium nachkommen. 

Von daher müssen wir diese Studienmöglichkeit 

durch wirksame und durchsetzbare Sanktionen 

absichern. In der weiteren Beratung des Gesetz-

entwurfes müssen wir daher aus unserer Sicht 

noch einmal prüfen, ob die Sanktionen bei wirt-

schaftlicher Existenznot oder bei besonderer sozia-

ler, gesundheitlicher oder familiärer Belastung 

umgesetzt werden können oder ob wir nicht sogar 

so weit gehen müssen, dass diese beiden Voraus-

setzungen gemeinsam vorliegen müssen, damit 

die Sanktionen nicht durchgesetzt werden müssen.  

Meine sehr verehrten Damen und Herren, darüber 

hinaus müssen wir weiterhin an den Rahmenbe-

dingungen für Haus- und Fachärzte im ländlichen 

Raum arbeiten, diese attraktiver gestalten und mit 

weiteren Initiativen dafür werben, dass sich die 

Mediziner allein oder gemeinschaftlich selbststän-

dig niederlassen. Angesichts des Anteils von Me-

dizinstudentinnen wird eine familien- und kinder-

freundliche Struktur in den ländlichen Räumen als 

Niederlassungskriterium immer wichtiger.  

Das finanzielle Risiko und der bürokratische Auf-

wand werden heute ebenfalls zunehmend zu Ver-

hinderungskriterien für eine eigene Praxis. Auch 

die Absicherung der Ärzte gegen Regressforde-

rungen ist mit zusätzlichem bürokratischen Auf-

wand verbunden und kostet die Ärzte wertvolle 

Zeit. Ich glaube, dort müssen wir ansetzen und 

Ärzte entlasten. Hausärztliche Versorgungszen-

tren, Polikliniken oder Gemeinschaftspraxen sowie 

Bürokratieabbau können hier mit Sicherheit Abhilfe 

schaffen - so, wie wir es auch schon in der En-

quetekommission festgestellt und in den Ergebnis-

sen formuliert haben.  

In Zusammenarbeit mit der Kassenärztlichen Ver-

einigung muss sicherlich auch noch über weitere 

Maßnahmen diskutiert werden. Mir fällt dabei 

spontan immer das Thema Landarztzuschlag ein. 

Ich glaube, das ist ein entscheidendes Kriterium, 

das eine weitere Steuerung in Richtung der ländli-

chen Räume verursachen könnte.  

(Zustimmung bei der CDU) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir werden si-

cherlich in Zukunft noch einmal über die absolute 

Zahl der Studierenden mit Blick auf die Landarzt-

quote diskutieren, da es auch weitere angeregte 

Diskussionen über neue Anforderungen bei der 

Zulassung von Medizinstudenten gibt. Nennen 

möchte ich als Beispiel die Berufsqualifizierungs-

gruppe.  

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf wird das 

Bestreben der CDU in Niedersachsen umgesetzt, 

dass beim Zugang zum Medizinstudium auch die 

Bereitschaft zur Tätigkeit im ländlichen Raum be-

rücksichtigt wird. Dies ist für uns elementar wichtig, 

und dies werden wir mit dem vorliegenden Ge-

setzentwurf unterstützen.  

(Zustimmung bei der CDU) 

Ich freue mich auf die Gesetzesberatungen im 

Ausschuss.  

Vielen Dank.  

(Beifall bei der CDU und bei der SPD) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Kollege Meyer. - Das war die 

Einbringung dieses wichtigen Gesetzentwurfs. Wir 

treten in die Beratung ein. Dazu gibt es eine erste 

Wortmeldung von Frau Kollegin Meta Janssen-

Kucz, Bündnis 90/Die Grünen. Bitte sehr! 

Meta Janssen-Kucz (GRÜNE): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der 

Titel dieses Gesetzentwurfs kommt nicht gerade 

bescheiden daher: „Entwurf eines Gesetzes zur 

Verbesserung der flächendeckenden hausärztli-

chen Versorgung in Niedersachsen“. Aber - der 

Kollege Meyer hat es eben sehr deutlich ausge-

führt - die Landarztquote ist nur ein ganz kleiner 

Baustein. Er hat auch sehr deutlich gemacht, wie 

viele weitere Maßnahmen - alle nachlesbar im 

Bericht der Enquetekommission - noch umgesetzt 

werden müssen. Deshalb sollte man hier heute 

nicht suggerieren, dass das die Rettung für die 

vielen unterversorgten Regionen ist. Dafür reicht 

diese Landarztquote vorne und hinten nicht.  

Man muss sich auch genau anschauen, wie lange 

ein Medizinstudium dauert. Wenn ich ganz positiv 

denke: zwölf Jahre. Aber eigentlich sind eher 15 

Jahre die Realität. Beginn dieser Maßnahme soll 

2022/2023 sein. Dann schaue ich mir die Zahlen 

an: 60 % der rund 5 000 niedersächsischen Haus-

ärzte erreichen schon in neun Jahren das Renten-

alter. Wir können hoffen, dass sie vielleicht ein 

wenig länger arbeiten. Bereits jetzt besteht die 

Situation, dass jährlich 250 Hausärzte ausschei-

den und nur 130 Arztsitze wiederbesetzt werden 

können. 
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Das macht deutlich: Das ist ein Tropfen auf dem 

heißen Stein. Innerhalb der nächsten Jahre - bis 

ungefähr 2035 - müssen wir dringend ergänzende 

Instrumente auf den Weg bringen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Was mich eben erstaunt hat, war das Thema Stu-

dienplätze. Die Enquetekommission hat ihre Arbeit 

schon vor fast einem Jahr beendet. Wir haben 

ganz am Anfang ihrer Arbeit festgestellt, dass wir 

mindestens 200 zusätzliche Medizinstudienplätze 

benötigen. - Man bastelt an 140. Perspektivisch 

kann man, wie der Kollege gesagt hat, 80 beset-

zen. Also, da fehlt einiges. 

(Volker Meyer [CDU]: Die sind da, da 

basteln wir nicht dran!) 

Bei den Studienplätzen - Herr Kollege Meyer, Sie 

waren da ja selbst sehr deutlich - geht es nicht 

richtig voran. Es gibt auch keine Professuren für 

Allgemeinmedizin, keine neuen Möglichkeiten, 

ärztliche Tätigkeiten an andere Gesundheitsberufe 

zu delegieren, und keine Vergütungsanreize für 

Hausärztinnen und Hausärzte. Das räumen Sie als 

Regierungsfraktion in § 1 des Gesetzentwurfs auch 

ein. Also, es fehlt noch ganz, ganz viel. 

Landarztquoten gibt es auch in anderen Bundes-

ländern. Manche werten es, obwohl das alles erst 

begonnen hat, schon als Erfolg. Ich halte es immer 

noch für einen Trugschluss. Es zeigt mir, was jun-

ge Menschen bereit sind zu tun, um sich den 

Traum vom Medizinstudium zu erfüllen. 

In den Kriterien steht, dass man sich verpflichten 

muss, zehn Jahre irgendwo zwischen Harz, Heide 

und Küste als Hausarzt tätig zu werden. Den Be-

darf legen das Land und die Kassenärztliche Ver-

einigung Niedersachsen fest. - Das nennen Sie 

„zielgenaue Steuerung“? Das heißt: Am Ende ver-

pflichten sich die Bewerberinnen und Bewerber mit 

Anfang/Mitte 20, mit der Studienaufnahme, für 

mindestens 22 Jahre. - Solche Verpflichtungszei-

ten hat man noch nicht mal bei der Bundeswehr!  

Vielleicht werden sie ja tatsächlich begeisterte 

Landärzte. Aber vielleicht produzieren wir auch 

frustrierte Landärzte, die im Laufe des Studiums 

feststellen, dass sie lieber Chirurgie oder Neurolo-

gie studiert hätten oder lieber in die Forschung 

gegangen wären. 

Wir alle wissen, dass wir aber vor allem qualitative 

Ansätze brauchen, um die Tätigkeit attraktiver zu 

machen. So ganz attraktiv ist sie nämlich nicht. Der 

Gesetzentwurf erinnert mich an Knebelverträge, 

wenn ich aus dem Vertrag nur mit einer Strafzah-

lung von 250 000 Euro herauskomme. Egal, wie 

wir uns am Ende über die Kriterien einigen: Ich 

hätte so etwas mit Anfang 20 nie unterschrieben.  

Meine Damen und Herren, wir alle wissen auch, 

dass die Einzelarztpraxis nicht dem Wunsch der 

Studierenden entspricht. Sie wollen in Teilzeit ar-

beiten, sie wollen im Angestelltenverhältnis arbei-

ten. Um diesen Bedürfnissen Rechnung zu tragen, 

muss der Fokus auf Regionalen Versorgungszen-

tren liegen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir brauchen sektorenübergreifende Angebote 

und müssen damit auch für ein deutliches Plus bei 

der Qualität der Versorgung sorgen. Wir haben 

den Entschließungsantrag „Gemeindeschwester 

Plus“ eingebracht und haben viele Punkte, die wir 

jetzt gemeinsam anpacken müssen. Ich persönlich 

hätte die 1,1 Millionen Euro für das Auswahlverfah-

ren lieber für Studienplätze ausgegeben.  

Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

FDP) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Frau Kollegin Janssen-Kucz. - 

Nächste Rednerin ist die Kollegin Susanne Victoria 

Schütz für die FDP-Fraktion. Frau Schütz, bitte 

sehr! 

Susanne Victoria Schütz (FDP): 

Danke, Herr Präsident. - Meine Damen und Her-

ren! Ich bin irritiert: Da soll ein Gesetz den Zugang 

zu einem Studiengang regeln, und der Wissen-

schaftsausschuss ist nicht einmal als mitberatend 

angegeben. Ich möchte dringend anregen, das zu 

ändern. 

(Beifall bei der FDP) 

Mit dem Gesetzentwurf soll jetzt die lange ange-

kündigte Landarztquote eingeführt werden. An 

allen drei medizinischen Fakultäten - Hannover, 

Göttingen und Oldenburg - sollen je 20 Studien-

plätze an angehende Studierende gehen, die sich 

bereiterklären, nach dem Studium mindestens 

zehn Jahre lang eine hausärztliche Tätigkeit in 

mangelversorgten Gebieten aufzunehmen. 

Damit das niemand so einfach erklärt, den Stu-

dienplatz sozusagen aus diesem Topf ergattert, es 

sich aber hinterher anders überlegt oder das nicht 

sofort nach dem Studium umsetzt, ist gleich eine - 
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es wurde erwähnt - Vertragsstrafe in Höhe von 

250 000 Euro geregelt. Diese Strafe fällt dann aber 

doch nicht an, wenn - der Kollege Meyer hat es 

schon genannt - soziale, gesundheitliche oder 

familiäre Gründe die Umsetzung unzumutbar er-

scheinen lassen  - oder drohende wirtschaftliche 

Existenznot.  

Nun würde eine Zahlung von 250 000 Euro jeden 

Studenten nach dem Ende seines Studiums ehr-

lich in wirtschaftliche Existenznot bringen. Ob man 

da mit einem guten Anwalt dann nicht doch raus-

kommt? - Dann wäre die abschreckende Wirkung, 

die diese drohende Strafe ja wohl haben soll, 

ziemlich schnell verpufft. Der Kollege Meyer hat ja 

eben selbst schon leichte Zweifel an dieser Idee 

geäußert. Okay, dazu beraten wir ja noch. 

Fürs Erste löst das aufwendige neue Auswahlver-

fahren für den Landeshaushalt eine große Summe 

für die Finanzierung der notwendigen Bürokratie 

aus. Das hat die Kollegin Janssen-Kucz eben 

schon benannt. Wir melden starke Zweifel an, dass 

das Ganze funktionieren wird. 

Ich habe jahrelang die Berufsorientierung an einer 

allgemeinbildenden Schule durchgeführt und die 

Berufsorientierung am Gymnasium meiner Kinder 

massiv unterstützt, und ich würde mal die Aussage 

wagen, dass viele Jugendliche vor dem Start in 

Ausbildung oder Studium eben kein halbwegs 

abgerundetes Bild von dem genauen Aussehen 

ihres Arbeitsplatzes haben. 

Meine Lösung wäre, sie im Studium an diese un-

terschiedlichen Möglichkeiten heranzuführen. In 

diese Richtung wird das Medizinstudium eigentlich 

auch gerade umgestaltet. Die EMS ist dabei schon 

besonders weit. Was man nicht kennt, kann man 

auch nicht auswählen. Stipendien für interessierte 

Studenten kann man übrigens auch im Studium 

noch erreichbar machen, wenn sich Interesse her-

ausgebildet hat. 

Ja, wir haben einen Landarztmangel. Der hat viel 

mit Arbeitszeiten zu tun. Die Erreichbarkeit eines 

Landarztes ist schon eine andere als die eines 

angestellten Mediziners in einer großen städti-

schen Praxis - die ist familienfreundlicher. Es hat 

auch etwas mit dem Leben auf dem Land im All-

gemeinen zu tun - wie gut sind Schulen und Kitas 

erreichbar, welches Kulturangebot gibt es? -, aber 

auch mit so elementaren Fragen wie: Wo bekommt 

der Ehepartner seinen Arbeitsplatz in der Nähe? 

Vielleicht ist der Weg eher der, den Job als Land-

arzt und das Leben auf dem Land attraktiver zu 

machen. Telemedizin ist eine Möglichkeit. Aber 

auch - das wurde ebenfalls schon erwähnt - das 

Delegieren von Aufgaben an Gemeindeschwes-

tern - oder wie auch immer man diesen Beruf be-

zeichnen möchte - könnte zur Entlastung beitra-

gen. 

Stattdessen nun diese Idee mit der Landarztquote! 

Für mich ist das, wenn ich ehrlich bin, nur eine 

scheinbare Lösung, die einen Teil der wenigen 

zusätzlich geschaffenen Studienplätze aus dem 

Topf herausnimmt. Überhaupt mehr Studienplätze 

schaffen - da ist die Landesregierung weit hinter 

den eigenen Planungen im Koalitionsvertrag zu-

rückgeblieben; denn wir brauchen definitiv mehr 

Ärzte. 

Es gibt auch andere Fachrichtungen, die unter 

Nachwuchsmangel leiden. Die Babyboomergene-

ration hat auch Ärzte hervorgebracht, und die ge-

hen in absehbarer Zeit alle in den Ruhestand. Da-

für ist der Nachwuchs - es wurde erwähnt - viel 

weiblicher. Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf 

spielt für Frauen immer noch eine besonders gro-

ße Rolle. Teilzeitanstellungen sind meist die Lö-

sung, solange die Kinder klein sind. Wenn unsere 

Absolventinnen aber vielfach in Teilzeit arbeiten, 

füllen sie die entstandenen Lücken natürlich nicht 

eins zu eins. Wir brauchen also mehr Absolventen 

- und dafür mehr Studienplätze.  

Bis zu 200 Medizinstudienplätze sollten in dieser 

Legislaturperiode entstehen, hatte die Landesre-

gierung angekündigt. 40 sind in Oldenburg ent-

standen. Die MHH hatte 50 zugesagt; auch diese 

Zahl ist wohl erreicht worden. Auf die weiteren 40 

in Oldenburg warten wir noch - „perspektivisch“ hat 

der Kollege Meyer das so schön genannt. Und die 

Umwandlung der 60 Teilstudienplätze in Göttin-

gen? Das ist nun eine Geschichte für sich. Ich 

würde das einmal so abkürzen: Es gibt jetzt atmo-

sphärische Störungen zwischen Wolfsburg und 

Braunschweig. Da ist was schiefgelaufen. 

Die Erfolgsgeschichte der Schaffung von mehr 

Studienplätzen ist also eher abwechslungsreich, 

aber das Ergebnis eher mau. Hier besteht in unse-

ren Augen der wirkungsvollere Handlungsbedarf 

als bei der Umverteilung bestehender Studienplät-

ze - mit hohem Aufwand und wahrscheinlich gerin-

ger Wirkung. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und Zustimmung 

von Meta Janssen-Kucz [GRÜNE]) 
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Vizepräsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Frau Kollegin Schütz. - Es folgt jetzt 

für die SPD-Fraktion der Kollege Uwe Schwarz. 

Herr Abgeordneter, bitte! 

Uwe Schwarz (SPD): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ich fange mal mit der guten Nachricht an: Wir ha-

ben in Deutschland so viele Ärzte wie noch nie. 

Insgesamt sind in Niedersachsen 13 875 Ärztinnen 

und Ärzte in der vertragsärztlichen Versorgung 

tätig. Das ist allein im Vergleich zu 2017 eine Stei-

gerung um 2,6 %. Rein rechnerisch stehen damit 

jedem Arzt durchschnittlich 494 Einwohner gegen-

über. 

Die entscheidende Frage ist nur: Wo lassen sich 

diese Ärzte nieder? Warum gestaltet sich die Si-

cherstellung der flächendeckenden medizinischen 

Versorgung gerade im ländlichen Bereich zuneh-

mend schwieriger? 

Wer in bestimmten Bereichen unseres Landes 

lebt - ich nenne beispielhaft den Oberharz und die 

Wesermarsch -, hat oft einen sehr weiten Weg bis 

zur nächsten Hausarztpraxis. Schon heute ist die 

hausärztliche Versorgung zwischen dem ländli-

chen Raum und den städtischen Regionen extrem 

ungleich verteilt. Immer häufiger können Hausarzt-

praxen im ländlichen Bereich nur noch schwer 

nachbesetzt werden. Dabei sollten diese die erste 

Anlaufstelle bei gesundheitlichen Beschwerden 

sein. 

Die Probleme werden sich in der Zukunft aufgrund 

des demografischen Wandels deutlich verstärken. 

Während einerseits der Versorgungsbedarf bei 

einer alternden Bevölkerung steigt, werden ande-

rerseits im Jahr 2030 etwa 60 % der rund 5 000 

niedergelassenen Hausärztinnen und Hausärzte in 

Niedersachsen im ruhestandsfähigen Alter sein. 

Ein weiteres Problem ergibt sich aus der Tatsache, 

dass sich Ärztinnen und Ärzte zu selten für die 

Fachrichtung der Allgemeinmedizin entscheiden. 

Mit ihrer Chipkarte gehen viele Patientinnen und 

Patienten direkt zum Facharzt und umgehen so die 

hausärztliche Lotsenfunktion. Damit sind andere 

Facharztgruppen für den medizinischen Nach-

wuchs in vielerlei Hinsicht deutlich attraktiver. 

Während früher ungefähr 60 % aller niedergelas-

senen Ärzte Hausärzte und 40 % Fachärzte waren, 

hat sich das Verhältnis zwischenzeitlich genau 

umgekehrt. In vielen europäischen Ländern ist das 

gesetzlich deutlich restriktiver vorgegeben. Dort 

schreiben sich Patienten bei einem Hausarzt ein, 

dieser steuert die Überweisung zum Facharzt und 

bündelt anschließend die Ergebnisse. Dadurch 

werden übrigens Doppel- und Mehrfachuntersu-

chungen und Parallelbehandlungen mit Mehrfach-

medikationen, die zu gefährlichen Folgen führen 

können, verhindert. 

Gleichzeitig können sich Fachärzte aller Fachrich-

tungen in Deutschland sowohl ambulant niederlas-

sen, als auch in Krankenhäusern angestellt wer-

den. Diese sogenannte doppelte Facharztschiene 

ist nicht nur ineffizient und teuer, sondern sie bin-

det vor allen Dingen unnötig viele Ärzte, die an-

derweitig fehlen, z. B. bei den Allgemeinmedizi-

nern. Die doppelte Facharztschiene muss ernsthaft 

infrage gestellt werden und gehört auf den Prüf-

stand. 

Unsere Enquetekommission zur Zukunft der medi-

zinischen Versorgung hat im Februar 2021 mit 

ihrem einstimmig empfohlenen Abschlussbericht 

sehr konkrete Handlungsempfehlungen zur Ver-

besserung der ambulanten ärztlichen Versorgung 

vorgeschlagen. Dazu gehört u. a., die Rolle der 

Hausärztinnen und Hausärzte zu stärken, die De-

legation ärztlicher Leistungen auf andere Berufs-

gruppen auszuweiten und durch die Hilfestellung 

bei Praxisneugründungen die Sicherstellung der 

hausärztlichen Versorgung zu stärken. Gleichzeitig 

gilt dies auch für die Schaffung alternativer Organi-

sationsformen, wie beispielsweise Unterstützung 

bei der Gründung von Zweitarztpraxen oder durch 

eine Verbesserung der Möglichkeit ärztlicher Tä-

tigkeit in Teilzeit und im Jobsharing. Dazu gehört 

auch die Rückgewinnung von Medizinerinnen und 

Medizinern in ihre Heimatregionen. 

Auch weil das hier schon angesprochen worden 

ist - das hat auch nie jemand bestritten -: Die Ein-

führung einer Landarztquote ist kein Allheilmittel, 

sie ist aber einstimmige Beschlusslage auch der 

Enquetekommission. Insofern bin ich schon sehr 

verwundert über die Kritik von Frau Schütz und 

von Frau Janssen-Kucz. Sie haben dem dort näm-

lich zugestimmt. 

(Meta Janssen-Kucz [GRÜNE]: Es gab 

Sondervoten, Herr Kollege Schwarz!) 

Sie stellt auf alle Fälle einen weiteren wichtigen 

Schritt zur Verbesserung der medizinischen Ver-

sorgung im ländlichen Raum dar. 

Der heute hier von uns vorgelegte Gesetzentwurf 

basiert auf dem zwischen Bund und Ländern ver-

einbarten Masterplan Medizinstudium 2020 und 

orientiert sich übrigens ziemlich wortgleich an dem 
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bereits bestehenden Gesetz aus Nordrhein-

Westfalen. Insofern hat mich die Kritik von Frau 

Schütz besonders verwundert; denn wenn ich es 

richtig weiß, sind Sie dort noch Bestandteil der 

Landesregierung. Dort hat die FDP genau dieses 

Gesetz mit durch den Landtag gebracht, und ich 

finde, das war eine gute Entscheidung. 

Anstelle einer prozentual jährlich schwankenden 

Quote sieht unser Gesetzentwurf vor, pro Jahr je 

Medizinstandort 20 Studienplätze bevorzugt an 

Bewerberinnen und Bewerber zu vergeben, die 

sich für zehn Jahre zu einer hausärztlichen Tätig-

keit in unterversorgten Regionen verpflichten. In 

der Tat sind dort diese 250 000 Euro als möglicher 

Regress vorgesehen, wenn das nicht umgesetzt 

wird. Auch das ist in Nordrhein-Westfalen Geset-

zesgegenstand, aber nicht nur dort, sondern auch 

in allen anderen Bundesländern, in denen die 

Hausarztquote bereits umgesetzt ist.  

Die Auswahl der Interessierten basiert auf ihrer 

fachlichen und persönlichen Eignung für die Arbeit 

als Landärztin oder Landarzt, die sie durch ihre 

bisherigen Aktivitäten, schulische Leistungen, 

Tests sowie Auswahlgespräche unter Beweis ge-

stellt haben. So wollen wir sicherstellen, dass auch 

Menschen in unseren dünn besiedelten Regionen 

einen verlässlichen Zugang zu hoch motivierten 

Medizinerinnen und Medizinern haben. 

Im Übrigen hat die SPD-geführte Landesregierung 

auch andere Maßnahmen zur Verbesserung der 

hausärztlichen Situation schon seit 2017 auf den 

Weg gebracht. Ich erinnere nur an das Stipendien-

programm für Medizinstudierende, die hausärztlich 

tätig werden wollen, an die finanzielle Unterstüt-

zung Medizinstudierender, die ihr Tertial in einer 

Hausarztpraxis durchführen, an die Förderung des 

Quereinstieges von Fachärztinnen und Fachärzten 

in die Allgemeinmedizin. Alle diese Maßnahmen 

werden wir natürlich auch mit dem vorgelegten 

Doppelhaushalt fortführen.  

Ich erwarte auch von der zukünftigen Bundesregie-

rung, dass sie zur Stärkung der medizinischen 

Versorgung im ländlichen Raum die Bedarfspla-

nung und die Rahmenbedingungen für Hausärzte 

zügig anpackt. Ich glaube, wir sind uns einig, dass 

gerade die medizinische Versorgung ein Kernele-

ment der Daseinsvorsorge und übrigens auch ein 

wichtiges Element zum Verbleib in ländlichen Re-

gionen ist.  

Meine Damen und Herren, auch wenn die Länder 

für die Sicherstellung der ambulanten ärztlichen 

Versorgung gar nicht zuständig sind, sondern die-

se Aufgabe durch den Bund an die Kassenärztli-

che Vereinigung übertragen wurde, nutzt Nieder-

sachsen mit dem Gesetz zur Landarztquote seinen 

Spielraum vollständig.  

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Herr Kollege Schwarz, ganz kurz: a) sind Sie am 

Zeitlimit, aber b) möchte Frau Kollegin Janssen-

Kucz eine Zwischenfrage stellen. Das schafft ja die 

Möglichkeit zu mehr Aussprache. Lassen Sie das 

zu, Herr Schwarz?  

Uwe Schwarz (SPD): 

Ja, klar, Frau Janssen-Kucz immer.  

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Bitte sehr! 

Meta Janssen-Kucz (GRÜNE): 

Vielen Dank, Herr Kollege.  

Ich habe mich bei dem Auswahlverfahren Folgen-

des gefragt: Wie will man die fachliche und persön-

liche Eignung für diese Tätigkeit als Landärztin bei 

18- und 19-Jährigen feststellen? Wie will man bei 

knapp 20-Jährigen feststellen, ob sie mit 32 oder 

35 Jahren gute Landärztinnen sein werden? Denn 

da haben diese jungen Menschen doch gerade 

erst ihr Abitur abgelegt. Wie will man dann schon 

diese fachliche Eignung feststellen? Welche fachli-

che Eignung habe ich als frisch gebackene Abitu-

rientin? 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Danke schön. - Herr Kollege! 

Uwe Schwarz (SPD): 

Vielen Dank für die Zwischenfrage.  

Ich muss leider sagen: Wenn Sie den Gesetzent-

wurf gelesen hätten, dann hätte sich die Frage 

erübrigt. 

(Meta Janssen-Kucz [GRÜNE]: Das 

habe ich getan!) 

Denn da steht das System der Auswahl der Jury 

und der Umsetzung dieser Frage, die Sie eben in 

den Raum gestellt haben, exakt drin. Also lesen 

Sie noch einmal nach! Dann haben Sie es auch 

noch einmal schwarz auf weiß. 

(Meta Janssen-Kucz [GRÜNE]: Dort 

steht nur „Gespräche“!) 
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Ich stelle mir allerdings die Frage: Wollen wir nun 

gemeinsam eine Landarztquote, oder wollen wir 

sie nicht? Wollen wir nun die Beschlüsse der En-

quete umsetzen oder nicht? Das sind alles einzel-

ne Elemente, die schwierige Versorgungssituation 

zu verbessern. Noch einmal: Es ist nicht das All-

heilmittel, aber es ist ein wichtiges Instrument, um 

die hausärztliche Versorgung in Niedersachsen 

nicht komplett absacken zu lassen, sondern sie zu 

stabilisieren. Dazu sollten wir uns vielleicht auf die 

Gemeinsamkeiten berufen, die wir in der Enquete 

hatten. Ich halte das für einen wirklich wichtigen 

Meilenstein. 

(Glocke des Präsidenten) 

Natürlich ist bei der Vorlage des Gesetzentwurfes 

das MWK beteiligt gewesen. Ich hoffe, dass wir 

dazu eine zügige und konstruktive Beratung im 

Fachausschuss haben werden. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Kollege Schwarz.  

Meine Damen und Herren, wir sind in der ersten 

Beratung. Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht 

vor, sodass ich die Beratung schließen kann. 

Wir müssen jetzt noch abklären, welche Aus-

schüsse sich mit der Thematik befassen sollen. 

Frau Kollegin Schütz, Sie hatten angeregt, dass 

der Wissenschaftsausschuss tätig werden möge. 

Ich meine, in Erinnerung zu haben - insofern ist 

das auch kein Geheimnis -, dass diese Frage 

schon im Ältestenrat beleuchtet wurde, man dann 

aber übereinstimmend der Meinung war, es solle 

bei der Befassung im Sozialausschuss usw. blei-

ben. Ich frage Sie deshalb: War das eine Anre-

gung, oder war es ein Antrag, über den ich geson-

dert abstimmen lassen muss? 

(Susanne Victoria Schütz [FDP]: Ich 

möchte es beantragen!) 

Sie beantragen das. - Dann schlage ich für das 

ganze Haus vor, zuerst die Ausschussüberweisung 

wie vorgesehen beschließen zu lassen und über 

den gesonderten Antrag der FDP gesondert ab-

stimmen zu lassen.  

In der Ausgangslage soll federführend der Aus-

schuss für Soziales, Gesundheit und Gleichstel-

lung tätig werden, und mitberatend sollen der Aus-

schuss für Rechts- und Verfassungsfragen sowie 

die Ausschuss für Haushalt und Finanzen tätig 

werden. Wer diesem Ausgangsvorschlag zustim-

men will, den bitte ich um ein Handzeichen. - Ge-

genprobe! - Enthaltungen? - Das war einstimmig.  

Jetzt lasse ich über den gesonderten Antrag der 

FDP-Fraktion abstimmen, dass sich mitberatend 

der Ausschuss für Wissenschaft und Kultur mit der 

Thematik befassen soll. Wer dafür ist, der hebe die 

Hand! - Jetzt wird es knapp. Die Schriftführer sind 

schon aufmerksam.  

Ich lasse noch einmal abstimmen. Wer möchte, 

dass der Ausschuss für Wissenschaft mitberatend 

tätig wird? - Wer ist dagegen? - Enthaltungen? - 

Wenn ich es richtig sehe, haben die Fraktionen 

von Bündnis 90/Die Grünen, FDP und CDU für die 

Mitberatung gestimmt. Das sind, mit Verlaub, ein 

paar Stimmen mehr, als die SPD-Fraktion hat, 

wenn sie vollzählig vertreten ist. Sind die drei Frak-

tionslosen auch dafür? - Plus drei fraktionslose 

Kollegen. Ich stelle fest: Mehrheit ist Mehrheit! Die 

Schriftführer nicken wohlgefällig.  

Damit hat das Parlament - Frau Schütz, ein großer 

Tageserfolg für Sie - beschlossen, dass auch der 

Ausschuss für Wissenschaft und Kultur mitbera-

tend tätig werden soll. - Das ist doch gelebte De-

mokratie! 

(Marcus Bosse [SPD]: Es gibt Schlim-

meres!) 

- „Es gibt Schlimmeres“ - Herr Bosse, Sie nehmen 

es mit Gelassenheit. Hauptsache ist doch, es gibt 

etwas zu tun. 

Meine Damen und Herren, die Tagesordnungs-

punkte 19 und 20 rufe ich vereinbarungsgemäß 

zusammen auf:  

Tagesordnungspunkt 19: 

Große Anfrage: 

Moorschutz ist Klimaschutz: Was tut das Land, 

um klimaschädliche Emissionen aus Mooren 

und Moorböden zu senken? - Große Anfrage der 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 18/8876 - 

Antwort der Landesregierung - Drs. 18/9989

Tagesordnungspunkt 20: 

Erste Beratung: 

Moorschutz = Artenschutz + Klimaschutz. Moo-

re als natürliche Kohlenstoffspeicher erhalten 

und eine nachhaltige Nutzung fördern - Antrag 

der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - 

Drs. 18/10170

https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/08501-09000/18-08876.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/09501-10000/18-09989.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_12500/10001-10500/18-10170.pdf
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Meine Damen und Herren, nach § 45 Abs. 5 unse-

rer Geschäftsordnung wird zu Beginn der Bespre-

chung einer Großen Anfrage einer der Fragestelle-

rinnen oder einem der Fragesteller das Wort erteilt. 

Danach erhält es die Landesregierung, und da-

nach folgt die weitere Beratung. 

Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, die die 

Anfrage gestellt hat, und zur Einbringung des An-

trags erhält Herr Kollege Christian Meyer das Wort. 

Herr Kollege Meyer, Sie haben das Wort und eine 

Redezeit von zehn Minuten. Bitte sehr! 

Christian Meyer (GRÜNE): 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Meine sehr verehr-

ten Damen und Herren! Niedersachsen ist nicht 

nur Agrarland Nummer eins, sondern auch Moor-

land Nummer eins. Bei uns liegen 73 % aller 

Hochmoore und 18 % der Niedermoore bundes-

weit. 

Intakte, naturnahe Moore sind echte Multitalente 

der Natur. Lebendige Moore sind Hotspots der 

Artenvielfalt und bieten Lebensraum für zahlreiche 

seltene Tier- und Pflanzenarten. 

Nasse Moore sind Klimaretter. Sie binden in ihrem 

Torfkörper große Mengen CO2 und wirken so als 

natürliche Kohlenstoffspeicher. In 30 cm Torf-

schicht ist so viel CO2 gebunden wie in einem 100-

jährigen Wald auf gleicher Fläche. Insofern können 

Moore sehr dazu beitragen, unser Klima zu schüt-

zen. 

Und angesichts der Hitzewellen und der Trocken-

heit ist darauf hinzuweisen, dass Moore riesige 

Wasserspeicher sind, die Niederschläge in der 

Fläche zurückhalten und unsere Grundwasserre-

serven auffüllen.  

Moore sind also unsere besten Klimaschützer und 

Wasserretter. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

- Ein Applaus für die Moore! 

Aber in welchem Zustand sind die niedersächsi-

schen Moore leider? So lautete unsere Frage. Wie 

ist ihre aktuelle Klimabilanz? Und vor allem: Was 

tut die Große Koalition, um das enorme Potenzial 

der Moore für den Klima- und Artenschutz zu nut-

zen?  

Das Fazit der Antwort auf die Große Anfrage ist 

ernüchternd. Das Potenzial der Moore als Kli-

maschützer wird in Niedersachsen bei Weitem 

nicht ausgeschöpft. Die Zuständigkeiten sind zer-

splittert. Es gibt gerade mal eine halbe Stelle im 

MU, die sich um das Programm Niedersächsische 

Moorlandschaften kümmert. Gestern haben wir 

erfahren, dass im Agrarministerium bzw. bei der 

Landwirtschaftskammer eine Koordinierungsstelle 

für die auf Moore bezogene Beratung von Landwir-

ten eingerichtet wird. Das begrüße ich. Aber eine 

Koordinierungsstelle reicht natürlich nicht aus. Sie 

vernässt kein Moor, was dringend notwendig ist. 

Dabei bestehen rund 10 % der Landesfläche Nie-

dersachsens aus Hochmooren, Niedermooren und 

weiteren kohlenstoffhaltigen Böden. Es gibt Land-

kreise, deren Fläche zu 30 bis 40 % Moorböden 

sind. In den 50er-Jahren und davor gab es Maß-

nahmen wie den Emslandplan, in dessen Rahmen 

entwässert wurde, weil man gesagt hatte, das 

ganze Wasser muss weg, um Land zu gewinnen. - 

Die Böden trockneten aus! 

Heute hat sich die Debatte umgekehrt. Heute wis-

sen wir, dass wir mehr Wasser in der Fläche halten 

müssen. Auch viele Landwirte nehmen an Projek-

ten wie z. B. dem Projekt SWAMPS des Grünland-

zentrums teil, um Grundwasserspeicher aufzufül-

len und etwas gegen die Trockenheit zu tun.  

Die großflächige Entwässerung der Moore trägt 

erheblich zum Klimaschaden bei. In Niedersach-

sen entstehen 11 % der gesamten Treibhaus-

gasemissionen durch die Entwässerung und Zer-

störung von Mooren. Zum Vergleich: Der Ver-

kehrssektor verursacht 17 % der Emissionen. Wie 

viel aber diskutieren wir berechtigt über den Ver-

kehrssektor und wie wenig über Moorschutz! 

Zwei Faktoren sind hier entscheidend: 

Einer ist die landwirtschaftliche Nutzung, insbe-

sondere wenn dort Ackerbau betrieben wird. Es 

gab auf diesen Böden einen erheblichen Umbruch 

von Grünland in Ackerland. Das führt dazu, dass 

es erhebliche CO2-Emissionen gibt. Deshalb muss 

Moor wieder nass werden.  

Ein zweiter Faktor ist die Wiedervernässung. Hier 

haben wir gesehen, dass es erhebliche Probleme 

gibt; denn oft weiß das Land gar nicht, ob die Wie-

dervernässung erfolgt ist, die eigentlich vorge-

schrieben ist, wenn man Torfabbau betrieben hat. 

Teilweise sind laut Controllings nur 20 % der vor-

gesehenen Fläche überhaupt in einem Zustand, 

dass dort ein Moor wachsen könnte.  

Das Problem ist: Weg ist weg. Wenn der Torf erst 

einmal abgetragen wurde, dauert es sehr lange, 

bis ein Moor wieder gewachsen ist. Ein Moor 

wächst 1 mm pro Jahr. Wenn also 2 m Torf abge-

torft wurden, dauert es 2 000 Jahre, bis die gleiche 
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Menge CO2 wieder gebunden wurde. Deshalb 

müssen wir diesen Prozess umkehren. 

Das Moormanagement von SPD und CDU genügt 

bei Weitem nicht, um schnell die Klimaneutralität 

erreichen. Es gibt keine verbindlichen Ziele. Im 

Landesklimagesetz wird die Bedeutung der Moore 

als CO2-Senke zwar erwähnt, konkrete Zielzahlen 

fehlen jedoch. 

Einziges Positivbeispiel ist die damals von Rot-

Grün eingeführte Maßnahme „Flächenmanage-

ment für Klima und Umwelt“, die wir bei der EU 

eingereicht haben und die erhebliche Mittel um-

fasste. Damit wurden durch Moorflurbereinigung 

über 1 365 ha für die Wiedervernässung gewon-

nen. Die Landesregierung schreibt: Wir haben 

dreimal so viel CO2 eingespart, als wir damals, als 

wir das Programm bei der EU eingereicht hatten, 

geplant hatten. - Es ist also sehr erfolgreich, wenn 

man mit Landwirten zusammen im Rahmen von 

ökologischen Flurbereinigungen dafür sorgt, dass 

größere Flächen wiedervernässt werden, aber 

auch Landwirte außerhalb dieser Flächen gute 

Perspektiven bekommen. 

Wir müssen deshalb weiter an der Umsetzung des 

Programms von 2016 arbeiten. Wir haben das 

Programm Niedersächsische Moorlandschaften 

aufgestellt. Aber weiter ist nichts passiert. Eine 

Geschäftsstelle gibt es bis heute nicht. Projekte 

wie die Hannoversche Moorgeest verzögern sich 

immer weiter, weil das Land solche Flurbereini-

gungsprozesse nicht so vorantreibt, wie es eigent-

lich nötig wäre; denn der Nutzungsdruck steigt. 

Was auch fehlt, ist eine Antwort auf die Frage: Wie 

können wir für Landwirte Perspektiven für eine 

klimaverträgliche Bewirtschaftung von Moorböden 

erreichen? Da gibt es bislang nur Pilot- und De-

monstrationsprojekte, aber auch diese laufen aus. 

Die Landesregierung hat die Mittel für Torfersatz-

stoffe halbiert. 

Zum Beispiel läuft beim Projekt von 3N für Paludi-

kulturen - bei dem Landwirte Torfmoose und Schilf 

anbauen, um es dann zu vermarkten - die Stelle 

aus, wenn die Landesregierung es nicht weiterfi-

nanziert. Insgesamt werden nur 0,006 % der 

Moorböden mit Paludikulturen bewirtschaftet. Da 

müssen wir deutlich mehr erreichen - auch um Torf 

im Gartenbau zu ersetzen; denn das ist ein ganz 

wesentlicher Faktor. 

In Niedersachsen werden jedes Jahr 7 Millionen t 

Torf für den Gartenbau abgetorft. Wir müssen aus 

der Torfnutzung aussteigen. Man braucht für Blu-

menerde keinen Torf. Es gibt auch viele nieder-

sächsische Firmen, die schon jetzt insgesamt torf-

freie Blumenerden aus Komposten herstellen. 

Diese sind aber von dem billigen Torf, der aus dem 

Ausland kommt, betroffen. Deswegen brauchen wir 

ein klares Siegel „Torffrei aus Niedersachsen“. 

Was mich immer wieder erstaunt: Man kann Bio-

blumenerde kaufen, die Torf enthält, weil das „Bio“ 

dort nicht geschützt ist und, anders als bei Le-

bensmitteln, nicht den entsprechenden Regelun-

gen unterliegt. Deswegen sollten wir auch da et-

was für den Klimaschutz tun. 

Wir fordern in unserem Antrag außerdem: Das 

Land sollte Vorbild sein. Es gibt bei uns sehr viel 

Straßenbegleitgrün usw. Wir sollten auf Torf ver-

zichten. Wir brauchen es nicht und würden damit 

auch einen Beitrag zum Klimaschutz und für die 

heimische Landwirtschaft, die Torfersatzstoffe 

produziert, leisten. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Was sieht unser Antrag vor? 

Die Landesregierung hat eine Bund-Länder-Ver-

einbarung unterschrieben. Danach stehen schon 

jetzt 330 Millionen Euro bis 2025 bereit. Ich hoffe, 

mit der neuen Regierung im Bund wird es noch 

mehr Geld geben. Ich möchte gerne, dass von 

diesen 330 Millionen Euro sehr viel ins Moorland 

Nummer eins, nach Niedersachsen, kommt.  

Eine Moorverwaltung im ML und dass der NLWKN 

und die Landesforsten ein paar Projekte durchfüh-

ren, wird nicht reichen. Wir schlagen Ihnen vor, 

eine eigene Landesmoorgesellschaft für den 

Moorschutz zu gründen - so wie auch die Landes-

forsten ein eigener Betrieb sind -, die möglichst 

viele dieser Mittel binden kann, die die Wieder-

vernässungsprojekte durchführen kann, die mit 

Landwirten und Kommunen und auch mit der Wirt-

schaft kooperieren kann. In anderen Bundeslän-

dern gibt es schon das Instrument der Moor-

Futures, bei denen also z. B. durch Unternehmen 

oder Kommunen in Klimaschutz durch Moore in-

vestiert wird. Damit könnten wir gerade in Nieder-

sachsen sehr viel investieren und letzten Endes 

auch zeigen, was wir für die Natur tun können; 

denn ein intaktes Moor ist nicht nur ein Klima-

schutzbeitrag, sondern auch ein Naturschutzbei-

trag. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir stellen uns vor, dass in den nächsten Jahren 

mindestens eine halbe Milliarde Euro dieser Bun-

des- und EU-Mittel in Niedersachsen gebunden 
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werden, damit wir nicht nur das Moorland Nummer 

eins sind, in dem erhebliche Treibhausgasemissio-

nen - 11 % - auf die Zerstörung von Mooren zu-

rückgehen, sondern dass wir uns zum Klimaschüt-

zer Nummer eins machen. 

Dafür brauchen wir einen großen Wurf. Wir müs-

sen aus der Torfnutzung aussteigen. Wir müssen 

es schaffen, dass Landwirte Torfersatzstoffe pro-

duzieren. In diesem Bereich gibt es viele For-

schungsmittel. Und wir müssen es schaffen, dass 

die wenigen Moore, die noch halbwegs in einem 

solchen Zustand sind, dass man sie wiedervernäs-

sen kann, dazu beitragen, das 1,5-Grad-Ziel von 

Paris zu erreichen. 

Danke fürs Zuhören. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Kollege Meyer. 

Ich darf einen Hinweis an den Kollegen Schatta 

richten: Sie sind einem Ordnungsruf nur deswegen 

entgangen, weil der 11.11., 11.11 Uhr, mildernde 

Umstände bedeutet. 

(Oliver Schatta [CDU] - eine Karne-

valsmütze hochhaltend -: Vielen 

Dank!)  

- Grüße an den Schoduvel! 

(Sebastian Zinke [SPD]: Wenn wir das 

gewusst hätten, Herr Präsident! Dann 

hätten wir noch andere Sachen ge-

macht!) 

- Ja, dann hätten auch Sie eine Tarnung mitge-

bracht. 

Meine Damen und Herren, jetzt ist die Landesre-

gierung am Zuge. Ich darf Herrn Umweltminister 

Olaf Lies aufrufen. Bitte sehr! 

Olaf Lies, Minister für Umwelt, Energie, Bauen 

und Klimaschutz: 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Zunächst einmal darf ich dem Umweltministerium, 

dem NLWKN und dem LBEG sehr herzlich für die 

Zusammenstellung aller Daten und Informationen 

danken. Ein Ergebnis dieser Großen Anfrage be-

steht darin, dass es eine breite Zusammenstellung 

von Daten und Informationen gibt, die notwendig 

ist, damit wir eine sachgerechte Diskussion führen 

können.  

Tatsächlich - das ist ja auch im Sinne der Großen 

Anfrage und des Entschließungsantrags heraus-

gekommen - haben die Moore für Niedersachsen 

eine ganz zentrale Bedeutung. Die Zahlen sind 

genannt worden. Ich will es einmal an der Fläche 

festmachen: In Niedersachsen können 500 000 ha 

als kohlenstoffreiche Böden eine Klimaschutzfunk-

tion wahrnehmen. Das sind 10 % der Landesflä-

che. Aus der Zahl wird auch klar, dass es nicht 

500 000 ha nicht genutzte Fläche sind, sondern wir 

befinden uns in einer Flächenkonkurrenz, die wir 

ganz intensiv angehen und berücksichtigen müs-

sen. Tatsächlich ist das ein enormes Potenzial. Die 

Gesamtemissionen aus den entwässerten Moor-

böden betragen 12 Millionen t CO2 pro Jahr. Die 

Zahlen sind genannt worden. Das ist ein erhebli-

cher Anteil, nämlich 10 % der Gesamtemissionen. 

Moor ist allerdings unterschiedlich. Darauf kom-

men wir, glaube ich, auch, wenn wir uns das anse-

hen, auch hinsichtlich des Zustands: Ist das ein 

abgetorfter, nicht mehr genutzter Bereich, der nicht 

wiedervernässt worden ist? Ist es ein bewirtschaf-

teter Bereich, auf dem die Landwirtschaft wirt-

schaftet? Wie wirtschaftet die Landwirtschaft? Ist 

es Ackerboden, oder ist es Grünland? - Eine ganz 

einfache pauschale Antwort wird man darauf nicht 

geben können. 

Wichtig ist: Wir brauchen Programme und Projek-

te, mit denen wir agieren. Ich will das eine Pro-

gramm nennen. Es zeigt, wie wir anfangen. Ich 

denke, die Zahlen, die sich dabei ergeben, zeigen 

die Notwendigkeiten und die Dimension. Wir haben 

das Programm Niedersächsische Moorlandschaf-

ten im Jahr 2016 vom MU aufgelegt, das die Rolle 

der Moore gerade im Klimaschutz zentral stärkt 

und deutlich macht. Auch gibt es im Rahmen von 

Förderprogrammen und Projekten des Landes 

Maßnahmen zur moorschonenden Bewirtschaf-

tung, zur Förderung von Torfersatz - das ist auch 

genannt worden -, weil der Erfolg sich nicht so 

schnell eingestellt hat, wie man gehofft hat. Da 

liegt noch eine große Herausforderung vor uns. 

Das gilt auch für die Betreuung von Schutzgebie-

ten, für den Arten- und Biotopschutz und für die 

Renaturierung von Torfabbauflächen.  

Das ist übrigens ein guter Aspekt. Die Gebiete, die 

wir renaturieren und wiedervernässen, dienen nicht 

nur dem Klimaschutz, sondern auch dem Natur- 

und Artenschutz. Das im Einklang zu sehen, ist ein 

großer Mehrwert, den wir haben. Zahlreiche Akteu-

re in Landkreisen, in Verbänden und Stiftungen 

sind dafür tätig und zeigen das sehr deutlich auf. 
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Wie weit sind wir gekommen, und wie sind die 

Fortschritte? - Ich will das an einem Projekt fest-

machen, das gerade vom Kollegen Meyer genannt 

worden ist, nämlich der Hannoverschen Moorge-

est. Das ist insofern ganz spannend, weil es zeigt, 

wie problematisch die Umsetzung solcher Projekte 

ist. Es ist 2012 als Liveprojekt mit einer Projekt-

dauer, die relativ schnell abgeschlossen sein soll-

te, gestartet. Lieber Kollege Meyer, ich darf an 

dieser Stelle zur Kenntnis geben: Wir arbeiten 

nicht daran, sondern es wird umgesetzt. Der 

Baustart für die Hannoversche Moorgeest hat 

stattgefunden. Ich weiß nicht, ob Sie es vielleicht 

nicht mitbekommen haben.  

(Christian Meyer [GRÜNE]: Mit sieben 

Jahren Verzögerung!)  

- Ich will jetzt nicht aufrechnen, wer in welchen 

Jahren vielleicht nicht vorangekommen ist.  

(Christian Meyer [GRÜNE]: 2012 war 

der Antrag!) 

Aber das zeigt genau die Problematik. Ich will die 

Zahlen einmal nennen, um zu zeigen, vor welchen 

Herausforderungen wir gemeinsam stehen, wenn 

wir Lösungen haben wollen. Allein bei dieser Flä-

che gibt es 900 Grundstückseigentümer. Wir reden 

ja auch von Torfabbauflächen. Das war ehemals 

klein aufgeteilt. Jeder, der Selbstversorger für Torf 

sein wollte, hatte ein Teilstück, das ihm gehörte 

und so eingetragen wurde. Das alles ist in 2 200 

Flurstücke aufgeteilt. Für die Restflächen haben 

wir recht lange gebraucht, aber wir haben eine 

Einigung erzielt. Das finde ich persönlich ganz 

wichtig. 

Lieber Herr Meyer, das, was Sie damals mit Besu-

chen vor Ort versucht haben, deutlich zu machen, 

war der falsche Weg. Sie haben vor Ort gesagt: Da 

muss das Land in die Enteignung eintreten! - Das 

ist der falsche Weg.  

(Beifall bei der SPD und bei der CDU) 

Ich glaube, wir dürfen nicht suggerieren, dass 

Moorschutz und Klimaschutz auf der Grundlage 

von Enteignung stattfindet, sondern wir müssen 

deutlich machen, dass wir Moorschutz und Klima-

schutz gesellschaftlich lösen müssen. Unser „Nie-

dersächsischer Weg“ ist genau die Antwort darauf. 

Das Problem löst man mit den Partnern gemein-

sam und nicht gegen sie, und auch nicht vor Ge-

richt, liebe Kolleginnen und Kollegen.  

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 

Dass das erfolgreich ist, hat sich gezeigt. Es war 

ein langer Weg. Ich gebe zu, wir lernen auch dar-

aus, dass es beim nächsten Mal nicht so ist. Aber 

wir haben es geschafft, dieses Projekt ohne Ent-

eignung und mit Freiwilligkeit, also im Miteinander, 

voranzubringen und umzusetzen.  

Ich will an dieser Stelle noch einmal sagen: Das 

bedeutet einen intensiven Einsatz. Das wird ja 

auch immer gefordert. Das ist quasi eine Sache 

der Hausspitze. Staatssekretär Frank Doods hat in 

unzähligen Gesprächen mit den Verantwortlichen 

vor Ort dafür gesorgt, dass am Ende alle diesen 

Weg gemeinsam gegangen sind. Das zeigt, wie 

groß der Aufwand ist. Das zeigt aber auch, dass es 

miteinander funktionieren kann. Auch an dieser 

Stelle noch einmal einen ganz herzlichen Dank an 

alle diejenigen, die sich an diesen Gesprächen 

konstruktiv beteiligt haben! 

(Beifall bei der SPD und Zustimmung 

bei der CDU) 

Das zeigt aber auch die Problematik auf. Warum 

ist das so schwierig? - Seien wir ehrlich: Für die 

900 Flächeneigentümer, die das mal im Privatei-

gentum hatten, ist das unerheblich. Sie werden da 

kaum hingehen, sie werden das nicht pflegen, sie 

nutzen es auch nicht. Aber der erste Aspekt ist, 

dass man auf einen hohen Preis spekuliert. Ob-

wohl wir uns darauf verständigt haben, dass die 

Grundlage für den Kauf das Wertgutachten ist, 

spekuliert man, ob man doch mehr dafür bekom-

men könnte. - Das ist das erste Problem, das sehr 

sauber geklärt werden muss.  

Dann stellt sich die Frage, ob es noch ein Potenzi-

al gibt, mit der Fläche etwas zu erwirtschaften. Ist 

der Klimaschutz, den ich damit betreibe, nicht auf 

Dauer auch ein Ertrag? Das heißt, wir brauchen 

ganz klare und verlässliche Rahmenbedingungen, 

wie wir das lösen und deutlich machen können, 

dass das Thema Moorschutz machbar ist. Dies 

setzt aber voraus, dass wir es mit den Beteiligten 

zusammen machen.  

Es bleibt also ein großer Bedarf. Das will ich ganz 

offen anerkennen. Wir sehen aber an diesen um-

gesetzten Beispielen, dass das funktionieren kann. 

Allerdings - auch das will ich am Beispiel der Han-

noverschen Moorgeest erläutern; ich könnte auch 

andere Gebiete nennen - besteht eines der großen 

Projekte darin, dass man große Teile des dort 

entstandenen Waldes wieder zurückbauen muss. 

Man kann sich vorstellen - wir sehen das auch an 

anderen Beispielen, z. B. in der Region in Neudorf-

Platendorf -, dass es dann auch große Kritik von 
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Teilen der Umweltverbände daran gibt, dass dort 

Bäume gerodet werden.  

Die Ursache ist: Um wiedervernässtes Moor zu 

bekommen, braucht man auch Flächen, um Däm-

me oder Wälle zu bauen. Das gehört dann dazu. - 

Das war natürlich ein schwieriges Bild. Als wir den 

Baustart in der Hannoverschen Moorgeest hatten, 

stand dort ein großer Harvester, und die Idee war, 

davor ein Bild zu machen.  

(Johanne Modder [SPD]: Oh!) 

- Genau. So ist das manchmal im Leben.  

Der gehört aber dazu. Der große Harvester sorgt 

dafür, Flächen von Wald zu befreien, damit man 

überhaupt Dämme und Wälle bauen und das Moor 

wiedervernässen kann.  

Wir haben eine Kulturlandschaft, die sich verändert 

hat. Die können wir nicht so mir nichts, dir nichts in 

eine Naturlandschaft zurückführen. Es ist aus mei-

ner Sicht wichtig, dass wir ganz offen darüber re-

den, dass das auch mit Veränderungen einher-

geht, die wir angehen müssen. Wenn wir Vernäs-

sung wollen, dann geht das nicht ohne technische 

Maßnahmen und Bauwerke. Das müssen wir wei-

ter intensiv auf den Weg bringen.  

Dann stellt sich die ganz große Frage: Wie kann 

man das mit den Partnern und Flächeneigentü-

mern lösen? - Ich will an dieser Stelle, weil es heu-

te ganz aktuell noch einmal in den Medien war, 

Manfred Tannen zitieren. Manfred Tannen ist Vi-

zepräsident im Landvolk Niedersachsen und Prä-

sident des ostfriesischen Landvolks. Er hat deutlich 

gemacht: Wir brauchen Klarheit bei dem, was wir 

da umsetzen wollen!  

Ich will die Frage vom Ergebnis her aufrollen: Was 

kann denn die Zukunft sein? - Der Landwirt soll - 

das hat der „Niedersächsische Weg“ bisher ge-

zeigt - Lebensmittelproduzent sein. Das soll auch 

weiterhin so bleiben. Man kann die Flächen zwar 

alle vernässen, aber wir brauchen auch noch Le-

bensmittel in unserem Land. Das gehört dazu. 

Der zweite Weg, den der Landwirt schon mitgeht, 

ist, dass er sich selbst als Naturwirt bezeichnet. 

Über den „Niedersächsischen Weg“, liebe Bärbel, 

haben wir es geschafft, dass Landwirte bereit sind, 

sich einzubringen und für einen Betrag, den wir 

bezahlen, eine Leistung für den Naturschutz er-

bringen.  

Der dritte Aspekt wird sein, ob wir Landwirte dazu 

bekommen werden, auch Klimawirte zu sein. Sind 

wir also in der Lage, die jetzige Form der Bewirt-

schaftung so umzustellen, dass wir Nahrung pro-

duzieren, dass wir in der Lage sind, Naturschutz zu 

betreiben, der damit einhergeht, und dass wir auch 

in der Lage sind, Klimaschutz zu betreiben? - Das 

SWAMPS-Projekt in der Wesermarsch ist genau 

dieser Versuch. Man kommt zu einer Teilwieder-

vernässung, die eine extensivere Bewirtschaftung 

auf der Fläche zulässt und damit den Ertrag an 

Lebensmitteln, die man dort herstellen kann, min-

dert.  

(Vizepräsident Matthias Möhle über-

nimmt den Vorsitz) 

Jetzt brauchen wir dafür einen Ausgleich. Da müs-

sen wir hinkommen. Wir müssen den Landwirten 

sagen: Wenn sie durch ihre Form der Bewirtschaf-

tung zum Klimaschutz beitragen und durch ihre 

Form der Bewirtschaftung und die technischen 

Maßnahmen soundso viel Tonnen CO2 einsparen, 

dann müssen diese Tonnen CO2 so bezahlt wer-

den, dass der Landwirt in Summe wirtschaftlich 

davon leben kann. Das ist genau die Aufgabe, die 

wir jetzt haben. Wir müssen den Flächeneigentü-

mern und gerade denen, die in der Bewirtschaf-

tung sind, eine Perspektive geben, wie wir das 

insgesamt organisieren wollen. Genau das ist im 

Moment die Situation der Landwirtschaft. Neben 

den vielen unzähligen Fragen, die sie belasten - 

einen Teil haben wir heute schon angesprochen -, 

ist es vor allen Dingen die Frage, dass man nicht 

weiß, wie es jetzt weitergeht: Wieviel Geld be-

komme ich? Wer ist betroffen? 

Wir sind im Moment in einem Programm der Frei-

willigkeit. Aber die Landwirte sagen: „Wenn ihr 

nachher das Ziel nicht erreicht, dann ahnen wir 

schon, dass es nicht dabei bleibt.“ Deswegen 

muss es ein Programm der Freiwilligkeit sein, das 

größer ist. Da hat Herr Meyer das Richtige gesagt: 

300 Millionen Euro auf Bundesebene werden uns 

nicht wirklich weiterhelfen. Rechnen wir das einmal 

aus: Wir haben ungefähr 500 000 ha. Nehmen wir 

einmal die Hälfte, bei der wir in Kooperation mit der 

Landwirtschaft eine Lösung finden können, und 

sagen, wir bräuchten eigentlich 1 000 Euro pro 

Hektar, um auszugleichen, was an Ertragsminde-

rung vorhanden ist, dann wären das 250 Millionen 

Euro für Niedersachsen. Das ist genau die Grö-

ßenordnung, die Sie genannt haben. 

Das heißt, wenn wir zu einer Kooperation mit der 

Landwirtschaft in der Lage sein wollen - es sind 

eben große Torf- oder Moorflächen, die bewirt-

schaftet sind -, dann brauchen wir für Niedersach-
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sen eben genau diese Möglichkeiten. Dafür eine 

Lösung zu finden, ist genau das Ziel.  

Die LULUCF sagt zwar, welchen Ertrag man durch 

Wald und Moor sozusagen erwirtschaftet, aber wir 

haben im Moment die Situation, dass dies nicht 

anrechenbar ist. Die verpflichtende Kompensation 

kann ich nicht mit Maßnahmen erreichen, die im 

eigenen Land stattfinden. Das ist von der Europäi-

schen Union ausgeschlossen, weil man sagt, das 

müsst ihr ja sowieso machen.  

Aber wir brauchen so etwas. Wir brauchen eine 

Regelung, die besagt: Wenn man 10 000 t CO2

kompensieren muss, darf man z. B. 1 000 t oder 

500 t davon auch national kompensieren. Da muss 

man hinkommen. Wir müssen da zwar eine Freiwil-

ligkeit haben, aber das muss dazu beitragen, dass 

wir eine Finanzierung für die Landwirtschaft haben. 

Neben dieser Idee, Klimaschutz zu betreiben, 

müssen wir vor allem ein wirtschaftliches System 

haben, das deutlich macht, dass es für CO2-

Minimierung und Klimaschutz ein wirtschaftliches 

Modell gibt, dass es dafür einen Business Case 

gibt, mit dem man das machen kann. Sonst kön-

nen wir die Partner nicht gewinnen.  

Wie kommen wir damit voran? - Wir sind jetzt bei 

der Ausschreibung, die rausgeht, damit wir zu-

nächst überhaupt erst einmal eine Potenzialstudie 

bekommen. Auch da greife ich durchaus auf, was 

Herr Meyer gerade gesagt hat und was auch die 

Antwort auf die Große Anfrage deutlich macht. So 

ganz flächenscharf können wir nicht sagen, welche 

Potenziale erstens vorhanden wären, um wie viele 

Tonnen CO2 einzusparen, und welche Effekte das 

zweitens mit sich bringt.  

Das heißt: Wie ist denn die Siedlungsstruktur dort, 

und welche Maßnahmen wären notwendig, wenn 

ich wiedervernässen würde? - Wir brauchen also 

eine Potenzialstudie, mit der wir am Ende deutlich 

zeigen, wo Gebiete sind, in denen Wiedervernäs-

sung gar nicht funktioniert, weil große Siedlungs-

bereiche betroffen wären, bei denen sozusagen 

der Aufwand, den ich betreiben würde, gar nicht 

rechtfertigen würde, dass ich das mache.  

Wir haben andere Bereiche, da hat es absolut 

Sinn, insgesamt in eine Vernässung einzusteigen. 

Da wird auch die landwirtschaftliche Nutzung kei-

nen Sinn haben. Die müssen wir identifizieren und 

eine Antwort darauf geben, wie es dort geht. Aber 

wir werden auch große Bereiche haben, von de-

nen wir sagen können: Da haben wir das Potenzi-

al, eine Kooperation mit der Landwirtschaft organi-

sieren. - Das ist der landwirtschaftliche Teil. Dazu 

kommt natürlich noch der Teil, der zum Torfabbau 

genutzt wurde, aber tatsächlich nicht fachgerecht 

wiedervernässt wurde. Da haben wir leider viel zu 

viele Projekt, die wir noch verändern müssen.  

Ich will noch eines dazu sagen, auch noch einmal 

mit Blick auf die Landwirtschaft: Was wir nicht ma-

chen dürfen - neben einer Enteignung -, ist, heute 

zu beschließen, dass das alles Gebiete werden, in 

denen Klima- und Moorschutz betrieben wird, und 

morgen wird dem Landwirt die Möglichkeit zu ge-

ben, sein Land zu veräußern. Denn dann ist sein 

Land nichts mehr wert.  

Was wir definitiv brauchen - und ich finde, da ha-

ben wir eine gesellschaftliche Verantwortung -, ist 

sozusagen heute eine faire Bewertung des Eigen-

tums - ohne die Voraussetzung von Klimaschutz-

maßnahmen in diesen Gebieten -, um diese dann 

als Grundlage zu nehmen, wenn es tatsächlich zu 

einer Veränderung kommt, wenn wir auf die Flä-

chen zugreifen wollen oder müssen und dies ver-

einbaren wollen oder wenn wir eine andere Form 

der Bewirtschaftung haben wollen. Hier müssen 

wir wirklich sehr sorgfältig vorgehen, gerade in 

Niedersachsen, weil Niedersachsen an dieser 

Stelle besonders intensiv betroffen ist.  

Was wir auch dafür brauchen, ist tatsächlich mehr 

Koordinierung. Ich bin der Kollegin Bärbel Otte-

Kinast sehr dankbar. Ich glaube, dass die Koordi-

nierungsstelle in der Landwirtschaft ein richtiger 

Schritt ist, mit dem wir insgesamt mit Potenzialstu-

die und Koordinierung viel erreichen können. Aber 

ich sehe es auch aus einer anderen Perspektive. 

Wenn wir wirklich etwas machen wollen, dann 

müssen wir in der Fläche noch präsenter sein. Das 

kann der NLWKN in seiner Rolle nicht leisten. Das 

können die Landkreise nicht leisten.  

Wir haben ein spannendes Projekt, das Anna Keb-

schull als Landrätin des Landkreises Osnabrück 

auf den Weg gebracht hat. Sie sagt: Ich brauche 

hier eigentlich Leute, die sich um nichts anderes 

kümmern als darum, eine Lösung zu finden, wie 

man diese Vielzahl von kleinsten Flächen zusam-

menbinden kann und an die Eigentümer heran-

kommt.  

Das ist ein Riesenweg. Es sind nicht wenige, es 

sind meist ganz viele. Deswegen glaube ich, dass 

wir neben einer Koordinierung, die wir auf der 

Landesebene machen - ohne die geht es gar 

nicht -, neben einer Potenzialbetrachtung, die auf-

zeigt, wo Handlungsspielräume und Notwendigkei-

ten sind, auch die Möglichkeiten brauchen, vor Ort 
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viel stärker in die Koordinierung und Begleitung 

einzusteigen, um das am Ende auch umzusetzen. 

Das halte ich für einen klugen Weg.  

Brauchen wir dafür noch mehr? - Da war z. B. die 

Frage, ob wir nicht eine Landesgesellschaft brau-

chen. Ich weiß nicht, ob wir eine Landesgesell-

schaft brauchen. Was ich mir vorstellen könnte und 

wohin wir kommen müssten, weil es auch um die 

Fragen geht, welche Mittel zur CO2-Kompensation 

vorhanden sind und wie man das anrechnet, ist 

aus meiner Sicht, dass wir „Bingo!“ zu einer echten 

Klima- und Naturschutzstiftung weiterentwickeln. 

So eine Klima- und Naturschutzstiftung könnte 

nämlich auch diese Rolle wahrnehmen. Sie könnte 

sozusagen auf der einen Seite Bewertungen ma-

chen, sie könnte auf der anderen Seite auch CO2-

Kompensationsmittel bündeln. Man könnte über 

diese Stiftung die Mittel wiederum z. B. landwirt-

schaftlichen Betrieben zur Verfügung stellen als 

Ausgleich für ihre, sagen wir mal, Ertragseinbußen, 

die sie aufgrund der wegfallenden Bewirtschaftung 

haben. Ich glaube, es ist sinnvoll, dass wir das 

nicht nur regional machen - dort haben wir schon 

eine Reihe von Naturschutzstiftungen -, sondern 

das vielleicht sogar „Bingo!“ diese Rolle einnimmt. 

Ich könnte mir vorstellen, dass es sich lohnt, mitei-

nander darüber zu sprechen, wie wir das vielleicht 

gemeinsam miteinander voranbringen und lösen 

können.  

Was sind die Herausforderungen? - Wir brauchen 

eine Transformation hin zu torfschonender Bewirt-

schaftung landwirtschaftlich genutzter Moorböden 

gemeinsam mit den Partnern aus der Landwirt-

schaft. Wir werden dazu kommen müssen, dass 

wir auf die Verwendung von Torf verzichten. Im 

Privaten gilt das sowieso, dort müsste eigentlich 

jeder sofort darauf verzichten, wenn er einmal 

erkennt, was er da eigentlich für einen Beitrag 

leistet. Da braucht er ansonsten auch nicht mit 

dem Fahrrad oder mit dem E-Auto zu fahren, wenn 

er diesen Aspekt nicht berücksichtigt. Da könnte 

wirklich jeder drangehen.  

Aber natürlich ist völlig richtig: Das gilt auch für den 

Gartenbau. Das ist eine Riesenquelle. Da ein Roh-

stoff endlich ist und es keine Lösung ist, wenn er 

aus den baltischen Staaten kommt - das ist genau-

so klimaschädigend -, brauchen wir wirklich einen 

konsequenten Weg in die Substitution. Torf kann 

keine Lösung sein, weil es keine dauerhafte Lö-

sung ist, wir den Pflanzenbau aber dauerhaft brau-

chen. Das heißt, daran führt kein Weg vorbei. Wir 

müssen das noch weiter verstärken. Dafür bin ich 

sehr.  

Wir brauchen Ansätze zur Etablierung eines ech-

ten Gebietsmanagements; denn es hat keinen 

Sinn, kleine Räume und Flächen zu vernässen, 

sondern wir müssen große zusammenhängende 

Bereiche haben. Die vernässen sich ja nicht natür-

lich wieder, sondern ich muss erst einmal dafür 

sorgen, dass sie wieder vernässen. Es müssen 

Dämme und Wälle gebaut werden, damit eine 

solche Vernässung überhaupt möglich ist. Manche 

glauben, man müsse nur die Form der Bewirt-

schaftung aufgeben, dann würde das Moor wieder 

nass. Das geht aber nicht, weil wir technische Inf-

rastruktur zur Entwässerung gebaut haben, die 

das gar nicht mehr möglich macht.  

Wir brauchen alle relevanten Akteure, die in den 

Moorgebieten ihren Teil beitragen können. Das 

heißt, wir müssen vor Ort nicht übereinander, son-

dern miteinander sprechen. Ich glaube, dass ge-

nau das den Zielen des „Niedersächsischen Wegs“ 

gleichkommt, in den wir auch das Thema „klima-

schonende Bewirtschaftung“ explizit aufgenommen 

haben. Dazu gehören auch Humusaufbau und 

andere Themen. Das gehört zur Diskussion.  

Lassen Sie mich abschließend folgenden Aspekt 

nennen: Wir haben heute Morgen ganz intensiv 

über die Endlagerstandortsuche gesprochen. Ich 

glaube, wir haben eine große Einigkeit darüber, 

dass der Ausstieg aus der Kernenergie nicht nur 

richtig, sondern auch konsequent ist. Das heißt 

aber auch, dass wir an anderer Stelle einsteigen 

müssen. Bei wiedervernässten Böden besteht 

eben auch die Möglichkeit, mit Photovoltaik Lö-

sungen zu finden. Stellen Sie sich vor, dass wir 

Freiflächenphotovoltaik machen. Dann hätten wir, 

wenn wir es gut machen, alles: Wir hätten Energie 

und würden Klimaschutz beitreiben, indem wir 

erneuerbare Energien erzeugen. Wir hätten darun-

ter eine extensive Bewirtschaftung und würde Le-

bensräume schaffen, die wir auch weiter extensiv 

beweiden lassen könnten, und wir hätten die CO2-

Senke im Boden gesichert, also wirklich Moor- und 

Klimaschutz betrieben.  

Da müssen wir dringend ran. Wir brauchen solche 

Modelle, auch um für die, die heute Flächeneigen-

tümer und landwirtschaftlich tätig sind, eine zusätz-

liche Perspektive für das, was sie weiter machen, 

zu generieren.  

Wenn das sozusagen nicht nur ein Teil der Antwort 

auf die Große Anfrage - damit haben wir die Da-

ten -, sondern auch ein Teil der weiteren Diskussi-

on wäre, würde ich mich sehr freuen.  
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Noch einmal vielen Dank für die Anfrage und vie-

len Dank an die Kolleginnen und Kollegen für die 

Bearbeitung.  

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Matthias Möhle: 

Vielen Dank, Herr Minister. - Als nächster Redner 

hat sich der Kollege Dr. Frank Schmädeke von der 

Fraktion der CDU zu Wort gemeldet.  

(Vereinzelt Beifall bei der CDU) 

Bitte sehr, Herr Kollege! 

Dr. Frank Schmädeke (CDU): 

Herr Präsident! Meine verehrten Kolleginnen und 

Kollegen! Vieles ist bereits gesagt worden. Vor 

allen Dingen geht jetzt einiges an die Kolleginnen 

und Kollegen von den Grünen.  

Sie machen es uns wirklich nicht leicht. Denn, Herr 

Meyer, während Ihrer Einbringung des Entschlie-

ßungsantrags sind mir zwei Dinge immer wieder 

durch den Kopf gegangen.  

Zum einen: Das, was Sie dort beschrieben haben, 

machen wir doch längst! Herr Meyer, Sie selbst 

haben es in Ansätzen angeführt. Minister Lies hat 

es - Stichwort „Hannoversche Moorgeest“ - ausge-

führt. Ich werde gleich auch noch darauf eingehen. 

Zum Zweiten: Was, außer einer Aufzählung von 

Statistiken und bekannten Fakten, ist der Inhalt 

Ihres Antrages? Was ist das Ziel des Antrages? - 

Dass der Landtag Dinge begrüßen und beschlie-

ßen möge, über die wir uns längst einig sind und 

die bereits aktiv umgesetzt werden oder von denen 

wir wissen, dass sie getan werden müssen und nur 

bei der Art der Umsetzung unterschiedliche An-

sichten bestehen? 

Im Folgenden möchte ich Ihnen etwas zum Thema 

Moorschutz erläutern, über das Sie debattieren 

können. So hätte Ihr Antrag wenigstens Erkennt-

nisgewinn zur Folge.  

Unsere Moore sind überwiegend in privatem Be-

sitz. Davon kein Wort, Herr Meyer! Sie können sich 

vorstellen, dass Sie schon vor Beginn der Umset-

zung der Maßnahmen alle auf die Barrikaden und 

in eine Blockadehaltung treiben, wenn das Wort 

„Enteignung“ fällt. 

Um zu einem guten Ergebnis zu kommen, müssen 

wir keine zusätzliche Landesmoorgesellschaft 

gründen. Wenn wir den von Ihnen angekündigten 

effizienten großen Wurf machen wollen, müssen 

wir zunächst unzählige Privatbesitzer häufig kleins-

ter Moorparzellen und die moorbewirtschaftenden 

Landwirte und landwirtschaftlichen Betriebe an die 

Hand nehmen, um jeweils vor Ort und gemeinsam 

kooperative Lösungen des Moor-, Klima- und Ar-

tenschutzes zu erarbeiten. Ich weiß aus eigener 

Erfahrung, dass das definitiv nicht von oben herab 

geht. Das muss von unten entstehen. 

Meine Damen und Herren von den Grünen, genau 

dafür werden bereits seit Jahren Instrumente ge-

nutzt: die modernen, etablierten Flurbereinigungs-

verfahren mit guten Ergebnissen für Mensch und 

Natur. 

Menschen, die Moorflächen bewirtschaften, tun, 

was die Gesellschaft von ihnen erwartet hat. Heu-

te, meine Damen und Herren, hat die Gesellschaft 

andere Anforderungen. Wir sind gefordert, ge-

meinsam mit denen, die in den Mooren wirtschaf-

ten und dort zu Hause sind, etwas Neues zu ge-

stalten, ohne ihre Existenz zu bedrohen oder zu 

ruinieren. 

Klein-Klein funktioniert nicht. Das haben die prakti-

schen Erfahrungen der laufenden Moor- und Kli-

maschutzverfahren gezeigt. Das weiß ich, nicht 

weil ich die nächstbeste Statistik zur Begründung 

heranziehe, sondern weil ich selbst einem seit 

2012 laufenden Flurbereinigungsverfahren in Lich-

tenmoor bei Nienburg - das sind 2 400 ha - mit 

einem ganzheitlichen Ansatz des Moor- und Kli-

maschutzes bei Wahrung der Interessen des 

Grundeigentums und der aktiven Landwirtschaft 

vorsitze. 

Nachhaltig etwas bewegen und Nutzungskonflikte 

entflechten, das ist das Mittel zur Zielerreichung. 

Dazu haben und müssen sich Landwirtschaft Be-

treibende, Grundbesitzende, Vertretende der Na-

turschutzverbände, der Wasserwirtschaft, der Jä-

gerschaft, kommunale Interessenvertretungen und 

Tourismus an einen Tisch setzen und gemeinsam 

tragfähige und nachhaltige Gestaltungsgrundsätze 

ausarbeiten, festlegen und anschließend umset-

zen. Genau da sind wir dran. Das ist mühselig, 

aber es funktioniert. 

Klein-Klein funktioniert aber auch bei der abschlie-

ßenden Wiedervernässung nicht. Herr Minister 

Lies, Sie haben es gesagt. Unser im Lichtenmoor 

einvernehmlich erarbeitetes Ziel ist es, zentrale 

Moorflächen der Wiedervernässung zuzuführen 

und diese mit einem Pufferstreifen von Grünland 

abzugrenzen. Daran schließt sich eine Peripherie 

mit guter infrastruktureller Ackernutzung an. Wo 

will ich denn die Ackerbautreibenden lassen, die 



Niedersächsischer Landtag  -  18. Wahlperiode  -  122. Plenarsitzung am 11. November 2021 

11512 

zurzeit im Moor wirtschaften? - Ich muss sie da 

raustauschen. 

Dieses Best-Practice-Beispiel bedarf keiner weite-

ren Entschließungsanträge. Es muss einfach nur 

umgesetzt werden, und zwar vor Ort. Die betroffe-

nen Flächen müssen in öffentliches Eigentum 

überführt werden. Es darf nicht sein, dass privates 

Grundeigentum in die Wiedervernässung überführt 

wird, und dass die Eigentümer trotz eingeschränk-

ter oder unmöglicher Nutzung weiterhin Unterhal-

tungsgebühren und Grundsteuern abführen müs-

sen. Meine Damen und Herren, wenn das so wäre, 

wäre die sozialistische Enteignung im Vergleich 

dazu ein Segen gewesen; denn dann wäre man im 

Anschluss alle Sorgen los gewesen. Man hätte 

keine Kosten mehr zu tragen gehabt. 

Unsere etablierten und in der Fläche akzeptierten 

ökologischen Flurbereinigungsverfahren erfolgen 

in Niedersachsen in einem von der Flurbereini-

gungsbehörde geleiteten Prozess unter Beteili-

gung der NLG und weiterer Akteure im ländlichen 

Raum.  

Herr Minister Lies, wir haben also diese etablierten 

Handwerkszeuge, und die funktionieren. Wir sind 

längst auf einem praktikablen Weg des Moor- und 

Klimaschutzes unterwegs. Diesen Weg haben wir 

erfolgreich eingeschlagen. Wir werden ihn weiter-

gehen und ausbauen. Wir freuen uns natürlich, 

wenn Sie uns dabei unterstützen. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit und freue mich 

auf die abschließenden Unterhaltungen in den 

Ausschüssen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Matthias Möhle: 

Vielen Dank, Herr Dr. Schmädeke. - Sie haben 

Ihre Maske und zumindest Teile Ihres Manuskripts 

vergessen. 

(Dr. Frank Schmädeke [CDU] geht 

zum Redepult zurück - Zurufe: Auf-

setzen!) 

- So ist es besser. 

Nächster Redner für die Fraktion der SPD ist Mar-

cus Bosse. Bitte sehr, Herr Bosse! 

Marcus Bosse (SPD): 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren, vorweg erst einmal den Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeitern des Ministeriums mein herzlicher 

Dank für dieses wirklich umfangreiche Werk und 

die großzügige und offene Beantwortung der vie-

len Fragen, die - zu Recht - gekommen sind. Das 

war ein riesiges Stück Arbeit. Recht herzlichen 

Dank aber auch an die Fraktion der Grünen dafür, 

diesem wirklich bedeutsamen Thema mit einer 

Großen Anfrage den entsprechenden Raum zu 

geben.  

In Deutschland sind ca. 1,8 Millionen ha Moorbö-

den. Drei Viertel davon werden land- bzw. forst-

wirtschaftlich genutzt. Das sind etwa 5 % der ge-

samten Landesfläche in Deutschland. In diesen 

5 %, die in Deutschland Moorböden sind, ist ge-

nauso viel Kohlenstoff gespeichert wie insgesamt 

in Deutschlands Wäldern. Das muss einem schon 

mal zu denken geben. 92 % dieser Moorböden - 

das findet sich ja schon in der Beantwortung wie-

der - sind entwässert, sodass die Böden durch die 

abgesenkten Wasserstände Zersetzungsprozes-

sen ausgesetzt sind, weil der Torf an der Stelle 

natürlich mit Luft in Berührung kommt.  

Ich habe den Ausführungen von Herrn Meyer sehr 

genau zugehört. Ich glaube, zwischen dem Um-

weltministerium auf der einen und dem Landwirt-

schaftsministerium auf der anderen Seite kann 

man keinen Spaltpilz einbringen. Ich finde es gut 

und vernünftig, dass diese Koordinierungsstelle 

mittlerweile eingerichtet ist. Es bedarf natürlich 

auch einer dauerhaften Finanzierung durch den 

Bund. Das ist durchaus der Wunsch, und das 

muss letzten Endes auch das Ziel sein.  

Das, was im Programm Niedersächsische Moor-

landschaften von 2016 vom damaligen Umweltmi-

nister Wenzel steht, ist ja schon mal gar nicht so 

schlecht. Das nimmt die Landesregierung ja quasi 

auch als Vorbild. Ich muss aber auch sagen - das 

gehört der Fairness halber dazu -, dass Sie, Herr 

Meyer, es zusammen mit Herrn Wenzel in der 

Hand hatten, diese Gesellschaft zwischen ML und 

MU gegebenenfalls auch zu gründen.  

Ich glaube, hier ist man schon ein ordentliches 

Stück weiter, und das freut mich natürlich. Es sind 

fast fünf Jahre vergangen, in denen diese Gesell-

schaft gegebenenfalls hätte gegründet werden 

können. Nun gibt es diese Koordinierungsstelle, 

derer es an dieser Stelle auch bedarf.  

Niedersachsen hat durch seine zahlreichen Moor-

flächen natürlich auch ein besonderes Potenzial 

und eine besondere Verantwortung für den Moor-

boden- und den Klimaschutz. Ich glaube, es ist 
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auch völlig unstrittig, wie hoch das an dieser Stelle 

zu bewerten ist.  

Für die Erreichung der gesteckten Ziele über die 

Bund-Länder-Zielvereinbarung bedarf es aufgrund 

der kostenintensiven Maßnahmen jedoch zwin-

gend einer großen finanziellen Unterstützung des 

Bundes. Hier ist schon über verschiedene Zahlen 

gesprochen worden. Diese 300 Millionen Euro 

bringen einen tatsächlich nicht weiter. Ich will gar 

nicht verhehlen, dass ich an der Stelle durchaus 

große Hoffnungen in die Ampel-Koalitionäre setze. 

Das findet sich ja auch schon in den ersten Ant-

worten wieder. 

Bei allem CO2-Einsparungspotenzial durch den 

Moorbodenschutz darf nicht vergessen werden, 

dass mit einer Maßnahmenumsetzung auch zahl-

reiche Interessenkonflikte - insbesondere im ländli-

chen Raum - verbunden sind. Hier geht es natür-

lich um solche Themen: Wie darf ich nutzen? Kann 

und muss ich landwirtschaftliche Flächen kaufen? 

Dementsprechend muss ich sie auch teuer pach-

ten. - Das geht tatsächlich nur im Einvernehmen. 

Das zeigt ja auch die erfolgreiche Umsetzung des 

„Niedersächsischen Wegs“, und so müssen wir 

hier natürlich auch weiterhin agieren. 

Natürlich müssen wir unsere Anstrengungen für 

den Moorbodenschutz fortsetzen. Wir müssen 

unsere Anstrengungen für den Moorbodenschutz 

und den Klimaschutz noch weiter intensivieren, 

aber auch darauf achten, dass wir die Landwirt-

schaft und die ländliche Bevölkerung bei diesem 

wirklich umfangreichen Prozess mitnehmen. Das 

ist extrem wichtig. 

Auch sollten wir zum Wohle der Moore weitere 

kluge und auch sinnvolle Ansätze im Bereich des 

Wassermanagements verfolgen. Ich will nur daran 

erinnern, dass die Koalition aus SPD und CDU in 

diesem Bereich eine ganze Menge getan hat, und 

zwar nicht nur im letzten Jahr. Vielmehr haben wir 

quasi von Beginn der Wahlperiode an verschiede-

ne Initiativen in Gang gesetzt, was das Wasser-

mengenmanagement anbelangt, was das Klima-

messnetz anbelangt und natürlich auch was die 

Grundwasserstände anbelangt. Insofern geht hier 

schon eine ganze Menge mit hinein. 

Darüber hinaus haben wir natürlich auch über die 

politische Liste immer wieder Geld eingebracht für 

Wassermanagementkonzepte, für Kommunen und 

Verbände. Hier steht eine Menge Geld zur Verfü-

gung, und das wird, wenn es nach uns geht, auch 

so weitergehen. Hier ist wirklich noch ganz viel zu 

tun. 

Es wird auch schon eine ganze Menge getan. An 

dieser Stelle ist mir nicht bange. Aber wir müssen 

tatsächlich auch in die Zukunft gucken. Das Moor 

ist ein ganz enorm wichtiger Bereich. Darum sage 

ich noch einmal: Ich bin der Fraktion Bünd-

nis 90/Die Grünen sehr dankbar, dass sie diese 

Anfrage gestellt hat, um wirklich große Transpa-

renz in dieses Thema zu bringen und es mit ent-

sprechender Würdigung hier im Parlament zu be-

handeln. 

Den Fokus auf die Moore zu legen, hier klar die 

Wahrheit zu nennen und dieses Thema wirklich 

voranzubringen, das ist eine Generationenaufga-

be. Das ist nicht nur eine Aufgabe der letzten Lan-

desregierung und dieser Landesregierung. Das 

wird eine Aufgabe für mehrere Landesregierungen 

über mehrere Legislaturperioden hinaus sein. 

Überlegen Sie sich, wie lange es dauert, bis das 

Moor um 1 cm wächst! Das dauert schon eine 

halbe Ewigkeit. Darum wird das eine Daueraufga-

be sein. 

Wenn wir uns bei diesem Thema einig sind - dazu 

kann diese Große Anfrage beitragen; die Wortbei-

träge waren tatsächlich nicht von einem riesigen 

Dissens geprägt -, wird mir an dieser Stelle nicht 

bange. Ich denke, an dieser Stelle könne wir zu-

versichtlich in die Zukunft blicken, weil alle - auch 

aufgrund der Antwort auf diese Große Anfrage - 

wissen, wie sensibel dieses Thema ist und auch in 

Zukunft sein wird. 

Insofern habe ich große Hoffnung, dass wir mit den 

niedersächsischen Moorböden und den Moorbö-

den in Deutschland insgesamt vorankommen. Das 

wird eine Aufgabe für Jahrzehnte werden. Das 

zeigt auch diese Anfrage. 

Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN sowie Zustimmung bei der 

CDU) 

Vizepräsident Matthias Möhle: 

Danke sehr, Herr Bosse, für den Redebeitrag. - Als 

nächster Redner hat sich Kollege Horst Kortlang 

für die Fraktion der FDP zu Wort gemeldet. Sie 

haben das Wort. 

Horst Kortlang (FDP): 

Danke. - Herr Präsident! Sehr verehrte Kollegin-

nen, liebe Kollegen! Hochmoore und Niedermoore 

sind große CO2-Speicher, wie wir von allen hier 

gehört haben. Dennoch gelangen allein in Nieder-
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sachsen gut 12,3 t CO2-Äquivalent durch Degrada-

tion - also durch die Umsetzung von Torf zu Koh-

lendioxid -, aber auch durch Entweichen von Me-

than, das über Jahrtausende gespeichert wurde, 

aus diesen Böden. Enthalten sind auch die 

1,7 Millionen t CO2-Äquivalent durch den direkten 

Torfabbau, den wir eigentlich nicht mehr wollen. 

Weltweit wird dieser Speicher auf 550 Milliarden t 

Kohlenstoff geschätzt. Mit knapp 1 Milliarde t Koh-

lenstoff sind deutsche Moorböden daran beteiligt. 

Jeweils knapp das Dreifache an Kohlendioxid wur-

de der Erdatmosphäre über Jahrtausende entzo-

gen. 

Meine Damen und Herren, wie Sie wissen, lebe ich 

wie viele Niedersachsen auf Moorland, und zwar in 

der Wesermarsch. Die Idee, den mittleren Wasser-

stand flächendeckend auf -10 cm anzuheben - 

dann speichern die Moorflächen sogar bis zu 30 t 

pro Hektar und Jahr -, wird alle Menschen in mei-

ner Region, die auf Moorböden leben, in große 

Unruhe und die Landwirte, die auf diesen Böden 

wirtschaften, in Existenzängste versetzen. 

Herr Minister Lies hat schon gesagt, dass wir die 

Siedlungsstrukturen beachten und dass wir genau 

planen müssen. Das wird auch Geld kosten. Am 

Schreibtisch lassen sich Planspiele gut entwickeln. 

Aber gut sind die Pläne erst, wenn sie sehr kom-

plex gedacht wurden. Es reicht bei Weitem nicht, 

ein einziges Ziel zu verfolgen. Vielmehr muss man 

das Ganze im Blick haben. 

Deutschland könnte morgen klimaneutral sein, ja 

sogar Kohlendioxid aus der Luft speichern. Die 

Folgen des weltweiten Klimawandels werden wir 

allein dennoch nicht aufhalten können. Das geht 

nur mit großen Schwierigkeiten, das geht nur im 

Verbund mit allen. Unsere Deiche an der Küste 

werden bald zu niedrig zu sein, um den höher auf-

laufenden Sturmfluten standzuhalten. Das soll 

nicht heißen, dass wir nichts machen wollen. Wir 

müssen mitarbeiten. Aber ein Sprichwort sagt ja: 

Man soll das Kind nicht mit dem Bade ausschütten. 

Schauen wir einmal nach Borneo, der drittengröß-

ten Insel der Erde! Auf dieser gibt es Moorwälder 

in der Größe Großbritanniens, also etwa 22 Millio-

nen ha. Diese Moorwälder speichern 3 000 bis 

6 000 t Kohlenstoff pro Hektar, also vier- bis acht-

mal so viele wie deutsche Moore. Diese Moore 

werden abgebrannt, um Platz zu machen - nun 

halten Sie sich fest! - für Ölpalmenplantagen, die 

dann Palmöl für Biodiesel liefern - oder das Palmöl 

wird direkt in Kraftwerken zur „grünen“ Strompro-

duktion genutzt. Hierüber sollten wir einmal nach-

denken und sagen, dass so etwas nicht geht. 

Wie lang der Weg ist, meine Damen und Herren, 

werte Kollegen von Bündnis 90/Die Grünen, um zu 

einer CO2-Speicherung zu kommen, zeigte die 

Schautafel, die Sie mit Ihrer Pressemitteilung ver-

sandt haben. In der wird angegeben, dass auch 

die naturnahen Moore weiter CO2-Äquivalente 

emittieren, und zwar bis zu 8 t pro Hektar und Jahr. 

Selbst die Paludikultur emittiert noch 5 bis 8 t CO2-

Äquivalent pro Hektar und Jahr. Als Quelle geben 

Sie das Greifswald Moor Centrum und den IPCC 

an. 

Bei der Besichtigung einer Torfmooskultur, die im 

Hankhauser Moor unter Begleitung durch das 

Greifswald Moor Centrum betrieben wird, wurde 

der Erntetrockenmasseertrag mit umgerechnet 10 t 

pro Jahr und Hektar angegeben. Gut 20 % des 

Aufwuchses würden verbleiben. Wenn das Torf-

moos in den Pflanzensubstraten vollständig umge-

setzt ist, sind die gespeicherten 30 t CO2-Äqui-

valente, die Sie angeben, in die Atmosphäre zu-

rückgelangt. Aber weitere 6 t des Gespeicherten 

werden dauerhaft im Moor gespeichert. Das Grün-

landzentrum gab für den Fall einer extensiven 

landwirtschaftlichen Nutzung - nur Futtergewin-

nung - und eines mittleren Wasserstandes von 

-10 cm ein Speicherpotenzial von 5 t an. 

(Glocke des Präsidenten) 

Von den landwirtschaftlich genutzten Hoch- und 

Niedermoorflächen eignen sich aber nur wenige für 

diese Art der Nutzung. Denn zwei wichtige Aspekte 

müssen bedacht werden:  

Erstens gibt es in vielen Gebieten Dörfer mit Häu-

sern, die einen solch hohen Wasserstand nicht 

vertragen. Dies trifft insbesondere auf die Klein-

kläranlagen zu, die zu diesen Häusern gehören 

und die angelegt wurden, weil wir es gefordert 

haben. 

Vizepräsident Matthias Möhle: 

Sie müssen zum Schluss kommen. 

Horst Kortlang (FDP): 

Zweitens wollen die Landwirte ihre Betriebe weiter-

führen. Das wird nur mit extensiv genutzten Flä-

chen aber kaum funktionieren. Die meisten Höfe 

haben in den letzten Jahren viel investiert und 

müssen Kredite abzahlen. Wir haben dafür zu 

sorgen - das hat auch der Minister angesprochen -, 

dass diese Landwirte das nötige Geld kriegen. 



Niedersächsischer Landtag  -  18. Wahlperiode  -  122. Plenarsitzung am 11. November 2021 

11515

Es liegt also noch ein langer Weg vor uns. Es ist 

gut, dass alle Fraktionen sich dieser Sache ver-

schrieben haben. Aber es gibt noch viel zu tun. 

Herzlichen Dank fürs Zuhören. 

(Lebhafter Beifall bei der FDP und bei 

der CDU) 

Vizepräsident Matthias Möhle: 

Noch einmal zu Wort gemeldet hat sich Herr Kolle-

ge Christian Meyer von der Fraktion Bünd-

nis 90/Die Grünen. Sie haben eine Restredezeit 

von anderthalb Minuten. 

Christian Meyer (GRÜNE): 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Ich freue mich erst 

einmal über den breiten Konsens zum Moorschutz, 

den wir hier haben. Den gab es in der Vergangen-

heit - ich denke an die letzte Wahlperiode - nicht 

immer. 

Herr Kollege Schmädeke, die Flurbereinigung, die 

Sie erwähnt haben, ist ein tolles Beispiel dafür, wie 

es gehen kann. Deshalb habe ich das gelobt. Das 

ist eine Maßnahme, die wir 2016 eingeführt haben. 

Wenn wir damit dreimal so viel einsparen wie da-

mals geplant und alles zur Zufriedenheit der 

Landwirte läuft, ist es doch gut. 

Auch wenn Sie sagen, wir brauchen nicht so viel 

Klein-Klein, haben Sie recht. Deswegen schlagen 

wir Ihnen einen großen Wurf vor. Ich glaube, dass 

es eine Chance wäre, hier zu investieren. Bis 2025 

stellt der Bund übrigens 330 Millionen Euro bereit. 

Das müssen wir erst einmal ausgeben. Dafür müs-

sen wir etwas machen. Umweltminister Lies hat es 

angesprochen. Unser Vorschlag ist, in die landes-

eigenen Flächen und in die Naturschutzflächen zu 

investieren, die sich oft gar nicht in gutem Zustand 

befinden - das hat der Kollege Kortlang angespro-

chen -, aber zur Wiedervernässung vorgesehen 

sind. 

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Richtig! 

Nicht immer neue Flächen!) 

Dafür brauchen wir ein Unternehmen. Deshalb 

schlagen wir eine eigene Landeseinrichtung vor, 

vielleicht auch eine Anstalt. Denn ich glaube nicht, 

dass die von mir sehr geschätzte Moorverwaltung 

im ML, die diese Flächen verwaltet, der Treiber 

sein und die Bagger bestellen wird. 

Wenn in den Landesforsten im Solling Bäume 

entfernt werden sollen, um dort Waldmoore ent-

stehen zu lassen, wenn dort Gräben zugeschüttet 

werden sollen, damit das Wasser in der Fläche 

bleibt, dann muss das einer tun. Wenn wir auf 

diese Weise auf Landesflächen investieren und 

etwas für den Klimaschutz tun wollen, dann brau-

chen wir einen großen Wurf. 

Ich hoffe, dass wir das im Ausschuss breit diskutie-

ren. 

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-

stimmung von Horst Kortlang [FDP]) 

Vizepräsident Matthias Möhle: 

Vielen Dank, Herr Meyer. - Eine weitere Wortmel-

dung liegt uns von der Fraktion der CDU vor: Herr 

Martin Bäumer. Herr Bäumer, Sie haben noch eine 

Restredezeit von 2:38 Minuten. Bitte sehr! 

Martin Bäumer (CDU): 

Vielen Dank. - Herr Präsident! Meine sehr geehr-

ten Damen und Herren! Ich will in wenigen Aspek-

ten das ergänzen, was mein Kollege Schmädeke 

hier vorhin hervorragend ausgeführt hat. 

Zunächst die historische Entwicklung: Natürlich hat 

niemand die Moore rein aus Spaß angepackt. Sie 

haben zur Nahrungsmittelproduktion und zur Ge-

winnung von Brennstoffen gedient.  

Ich finde, bei der ganzen Diskussion um das The-

ma Moor verdienen die Menschen, die sich im 

Moor betätigt haben, auch Respekt. Sie verdienen 

unseren Respekt, weil sie in unserem Auftrag Nah-

rungsmittel produziert haben. Wir reden beim 

Thema Moor auch immer über Eigentum. Deswe-

gen sollten wir alles vermeiden, was dazu führt, 

dass die Menschen das Gefühl haben, dass das, 

was sie dort einmal teuer aufgebaut haben, keinen 

Wert mehr hat. 

 Dann zu den geologischen Rahmendaten. Ich 

sage es einmal so: Wenn Sie eine Badewanne 

wiedervernässen wollen, machen Sie den Stöpsel 

rein, und das Thema ist durch. Beim Moor ist das 

ein bisschen schwieriger. Wenn Herr Meyer davon 

spricht, dass man landeseigene Flächen wieder-

vernässen könnte, dann sage ich Ihnen: Sie kön-

nen Moore nicht hektarscharf wiedervernässen. 

Auch wenn Sie das beim Landeseigentum ma-

chen, wird sich das Wasser den Weg des gerings-

ten Widerstandes suchen, und dann kann es auch 

sein, dass es auf private Flächen fließt. Ich bin 

dem Kollegen Kortlang sehr dankbar, dass er ge-

sagt hat: Es gibt auch Wohnbebauung, es gibt 

Kleinkläranlagen, es gibt sogar Friedhöfe, die auf 
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Moorflächen liegen. Wenn wir diese wiedervernäs-

sen, müssen wir genau wissen, was wir tun. 

(Horst Kortlang [FDP]: Schwimmen!) 

Und ohne Geld, meine sehr geehrten Damen und 

Herren, wird es nicht gehen. Ich appelliere an alle, 

die momentan zwischen Hannover und Berlin pen-

deln, dass sie versuchen, etwas zu bewegen, so-

dass möglichst viel Geld nach Niedersachsen 

kommt. Denn wenn das nicht gelingt, wäre man da 

schon gescheitert. Wer Klimaschutz will, der muss 

ihn auch bezahlen. Für die CDU-Fraktion würde 

ich den Klimaschutz von der Dimension genauso 

hoch aufhängen wie den Kohleausstieg. Auch da 

hat man viel Geld bewegt. Und auch beim Thema 

Moor wird man viel Geld brauchen. 

Sehr dankbar bin ich für den Hinweis, dass man 

auf den Flächen, die man wiedervernässt hat, 

auch Energieproduktion betreiben kann. Ich habe 

das neulich mal mit Umweltschutzverbänden im 

Osnabrücker Land diskutiert. Die haben gesagt: 

Herr Bäumer, es ist super, wenn diese ganzen 

Flächen demnächst wiedervernässt werden, wenn 

der böse Landwirt da endlich weg ist, wenn da kein 

Mais mehr angebaut wird. Aber Photovoltaik? - 

Ach, nein. Wenn, dann machen wir richtig Natur-

schutz und nur Moor.  

Ich sage Ihnen ganz deutlich voraus, meine sehr 

geehrten Damen und Herren: Das wird nicht funk-

tionieren. So viele Flächen, dass wir uns aussu-

chen könnten, wo wir was machen, haben wir 

nicht. Deswegen ist es eine gute Idee, die Um-

weltminister Lies vorhin formuliert hat, auf diesen 

Flächen, wo es geht, möglicherweise mit Photovol-

taik Energie zu produzieren. 

Das war es, was ich für die CDU-Fraktion sagen 

wollte.  

Ich darf noch einen Antrag stellen, Herr Präsident: 

Weil hier vorhin so viel die Rede davon war, dass 

die Landwirtschaft sehr viel mit diesem Thema zu 

tun hat, würde ich für die CDU-Fraktion beantra-

gen, für die Mitberatung auch den Ausschuss für 

Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 

vorzusehen. Ich denke, meine Kollegen von der 

SPD werden mir da zustimmen. 

In diesem Sinne, vielen Dank, dass Sie mir zuge-

hört haben. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Matthias Möhle: 

Vielen Dank, Herr Kollege Bäumer.  

Ich würde den Antrag auf zusätzliche Beratung im 

Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und Ver-

braucherschutz als zweiten Antrag abstimmen 

lassen, nachdem wir über die ursprüngliche Aus-

schussüberweisung entschieden haben. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, weitere Wortmel-

dungen liegen nicht vor. Beschlüsse zur Sache 

werden in dieser Besprechung nicht gefasst. Die 

Besprechung der Großen Anfrage ist damit abge-

schlossen. 

Wir kommen nun noch zur Ausschussüberweisung 

zu Tagesordnungspunkt 20.  

Federführend soll der Ausschuss für Umwelt, 

Energie, Bauen und Klimaschutz sein. Mitberaten 

sollen die Kolleginnen und Kollegen im Ausschuss 

für Haushalt und Finanzen. Sehe ich da Wider-

stand? - Das ist nicht der Fall. - Möchte sich je-

mand enthalten? - Dann werden wir das so tun. 

Dann würde ich jetzt den zusätzlichen Antrag von 

Kollege Bäumer zur Abstimmung stellen.  

Wenn Sie meinen, dass auch der Agrarausschuss 

den Antrag unter Tagesordnungspunkt 20 mitbera-

ten soll, dann bitte ich Sie jetzt um Ihr Handzei-

chen. - Gibt es Gegenstimmen? - Gegenstimmen 

bei einigen fraktionslosen Kollegen. Sehe ich Ent-

haltungen? - Dann ist der Antrag mit großer Mehr-

heit so angenommen.  

Damit sind die Tagesordnungspunkte 19 und 20 

abgeschlossen.  

Wir kommen zum letzten Tagesordnungspunkt für 

heute:  

Tagesordnungspunkt 29: 

Erste Beratung: 

Gesundheitsschutz der Anwohnerinnen und 

Anwohner und Lärmschutz in den Mittelpunkt 

stellen: Neues, erweitertes Gutachten zum 

Nachtflugverkehr am Flughafen Hannover-

Langenhagen mit Beteiligung der Betroffenen! - 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - 

Drs. 18/10171

Zur Einbringung dieses Antrages hat sich der Kol-

lege Detlev Schulz-Hendel von der Fraktion Bünd-

nis 90/Die Grünen gemeldet. Bitte sehr! 

Detlev Schulz-Hendel (GRÜNE): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Wir wollen sicherstellen, dass, wenn es schon ein 

https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_12500/10001-10500/18-10171.pdf
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neues Gutachten zum Nachtflugverkehr am Flug-

hafen Hannover-Langenhagen geben soll - so wie 

es im September beschlossen worden ist -, die 

Kommunen rund um den Flughafen, die Bürgerini-

tiativen und vor allem die Anwohnerinnen und An-

wohner umfassend an diesem Verfahren beteiligt 

werden - und das, liebe Kolleginnen und Kollegen, 

von Anfang an. 

Wir erinnern uns an das September-Plenum, in 

dem SPD und CDU - vermutlich wegen der Kom-

munal- und Bundestagswahlen im September - im 

Hauruckverfahren zwar die Erstellung eines weite-

ren Gutachtens beschlossen haben. Dabei wurden 

jedoch wichtige Rahmenbedingungen für ein wirk-

lich neutrales Gutachten ebenso ausgeblendet wie 

ein umfassender Beteiligungsprozess der betroffe-

nen Anliegerkommunen und der Anwohnerinnen 

und Anwohner sowie der Bürgerinitiativen. 

Das holen wir jetzt mit diesem Antrag wie ange-

kündigt nach.  

Dabei will ich betonen, um nicht missverstanden zu 

werden: Natürlich ist der Flughafen Hannover ein 

Baustein der Infrastruktur Niedersachsens und der 

Stadt Hannover. Aber, liebe Kolleginnen und Kol-

legen: Eine Zukunft und vor allem die notwendige 

Akzeptanz für den Flughafen erreichen wir nur, 

wenn der Flughafenbetrieb so organisiert wird, 

dass die Anwohnerinnen und Anwohner ausrei-

chend vor negativen gesundheitlichen Auswirkun-

gen dauerhaft geschützt werden. 

Die notwendige Akzeptanz erreichen wir aber auch 

nur dann, wenn wir verhindern, dass die Fehler 

des Hübl-Gutachtens wiederholt werden. Und bei 

genauem Lesen des bereits beschlossenen  

GroKo-Antrags geschieht leider genau das; denn 

Sie haben das Hübl-Gutachten in Ihrem Antrag 

umfänglich erwähnt und gelobt. Zur Erinnerung: 

Das Hübl-Gutachten bildete die Begründungs-

grundlage des Verkehrsministeriums für die Ver-

längerung des Nachtflugverkehrs bis 2029. 

Für die Akzeptanz vor Ort ist entscheidend, dass 

noch nicht einmal der Anschein eines erneuten 

Schein- und Gefälligkeitsgutachtens entsteht, liebe 

Kolleginnen und Kollegen. Damit würden Sie, Herr 

Toepffer - Sie gelten ja als Initiator des neuen Gut-

achtens -, die berechtigten Hoffnungen und Erwar-

tungen der betroffenen Menschen enttäuschen 

und, mehr noch, dem Vertrauen in die Politik 

nachhaltigen Schaden zufügen. Und Sie werden 

mir sicherlich recht geben, dass der Eindruck eines 

neuerlichen Scheingutachtens nicht von der Hand 

zu weisen ist, wenn das Verkehrsministerium bei 

den Beratungen im Fachausschuss vorsorglich 

erklärt, dass man sich an die möglichen Ergebnis-

se eines neuerlichen Gutachtens rechtlich in keiner 

Weise gebunden fühlt. 

Wie bereits im September-Plenum angekündigt, 

bringen wir nun also einen Antrag ein, um die Defi-

zite des Antrages von SPD und CDU aus dem 

September auszuräumen. Herr Toepffer, wir haben 

ja bereits am Rande der entsprechenden Land-

tagssitzung, nach einer sehr hitzigen Debatte, 

gesprochen, und Sie haben signalisiert, dass Sie 

sich ernsthaft mit unserem Angebot der Zusam-

menarbeit und der Konkretisierung der Gutachten-

pläne auseinandersetzen wollen. Insofern bin ich 

guter Dinge - das Angebot legen wir Ihnen jetzt auf 

den Tisch -, dass es uns überparteilich gelingen 

kann, an einer guten Lösung gemeinsam zu arbei-

ten. Es gibt jetzt ein kleines Vorratslob von mir: 

Wenn es uns wirklich gelingt, überparteilich sub-

stanzielle Verbesserungen für die Menschen um 

den Flughafen Hannover herum zu erzielen, wäre 

das wahrlich ein großer Schritt. 

Ziel muss es sein, das Risiko von gesundheitsge-

fährdenden Flugbewegungen deutlich zu reduzie-

ren. Und auch wenn die bestehende Genehmigung 

des Nachtflugs bis 2029 rechtsgültig geregelt ist, 

müssen alle Möglichkeiten ausgeschöpft werden, 

die Anzahl der Nachtflüge schrittweise und signifi-

kant zu reduzieren. Dies ließe sich beispielsweise 

auf Grundlage eines Eigentümerbescheides 

durchaus regeln.  

Wir brauchen jetzt ein Dialogverfahren unter Betei-

ligung aller, und zwar nicht erst nach der mögli-

chen Erstellung eines Gutachtens, sondern im 

Vorfeld, um die Anforderungen an ein neues Gut-

achten gemeinsam zu definieren. 

Wir brauchen jetzt ein Gutachten, das nicht nur die 

betriebswirtschaftlichen Aspekte untersucht, son-

dern auch und vor allem eine volkswirtschaftliche 

Gesamtbetrachtung beinhaltet. Nachtfluglärm ist 

medizinisch relevant, und negative gesundheitliche 

Auswirkungen - das brauche ich Ihnen nicht zu 

erzählen - verursachen nicht unerhebliche Ge-

sundheitskosten, die untersucht und berücksichtigt 

werden müssen. 

An dieser Stelle möchte ich auch noch einmal er-

wähnen, dass die 158 Betriebe mit insgesamt 

10 400 Beschäftigten in unmittelbarer Nachbar-

schaft des Flughafens zu einem überwiegenden 

Teil in keiner Weise betriebswirtschaftlich von ei-

nem Nachtflugbetrieb abhängig sind. Insofern ist 
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der Antrag der GroKo an dieser Stelle nicht kor-

rekt. 

Wir erwarten von einem neuen Gutachten, dass 

die Behauptung, dass der Nachtflugverkehr beste-

hende Arbeitsplätze in einem relevanten Ausmaß 

sichert, nachgewiesen bzw. korrigiert wird. Ebenso 

braucht es Untersuchungen, die weitere Maßnah-

men zur Lärmminderung berücksichtigen. Denn 

insbesondere das neue Verfahren zur erleichterten 

Beantragung für bauliche Schallschutzmaßnah-

men hat sich als unzureichend erwiesen.  

(Glocke des Präsidenten) 

- Ich komme zum Schluss.  

Das ist ein sensibles Thema. Wir würden uns freu-

en, wenn Sie von SPD und CDU mit uns gemein-

sam dafür Sorge tragen, dass wir ein wirklich un-

abhängiges, neutrales Gutachten auf den Weg 

bringen, und dass es uns gemeinsam gelingt, das 

Ziel eines umfassenden Beteiligungsverfahrens 

aller Akteure zu erreichen. 

Ich freue mich auf spannende Beratungen im Aus-

schuss. Herzlichen Dank.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Matthias Möhle: 

Vielen Dank. - Als nächster Redner hat sich von 

der Fraktion der SPD der Kollege Rüdiger Kauroff 

zu Wort gemeldet.  

(Unruhe) 

- Es wäre, glaube ich, eine ganz gute Idee, wenn 

sich die verschiedenen Diskutierrunden, die sich 

eben gerade gebildet haben, kurz unterbrechen 

könnten.  

Bitte sehr, Herr Kollege! 

Rüdiger Kauroff (SPD): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! In der 

Überschrift des Antrags der Grünen kann ich u. a. 

lesen: „Neues, erweitertes Gutachten zum Nacht-

flugverkehr am Flughafen Hannover-Langenha-

gen“. - Das kommt mir bekannt vor. Darüber haben 

wir auch im September hier im Haus gesprochen. 

Die Regierungsfraktionen haben bereits im Sep-

tember den Entschließungsantrag „Erweitertes 

Gutachten über den Nachtflugverkehr am Flugha-

fen Hannover-Langenhagen - sachliche Diskussi-

onsgrundlage zu Lärmbelästigung und Gesund-

heitsgefährdung schaffen“ mit der Drucksachen-

nummer 18/9843 in den Landtag eingebracht. Der 

vorliegende Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die 

Grünen soll nun den Anschein erwecken, dass den 

Aspekten des Gesundheits- und Lärmschutzes im 

Antrag der Regierungsfraktionen nicht genügend 

Stellenwert eingeräumt worden ist.  

(Rainer Fredermann [CDU]: Und das 

ist falsch!) 

Meine Damen und Herren, dies ist mitnichten der 

Fall. In dem Antrag der Regierungsfraktionen wur-

den bereits eine Begutachtung der Lärmsituation 

über das unmittelbare Flughafenumfeld hinaus und 

ferner eine vertiefte betriebswirtschaftliche Unter-

suchung der Bedeutung des Nachtflugs für den 

Standort gefordert. Auf diesem Weg soll aufgezeigt 

werden, welche Nachtflugeinschränkungen gege-

benenfalls wirtschaftlich tragbar sein könnten. Ab-

schließend soll es zu einem Dialog zwischen der 

Flughafengesellschaft und dem Flughafenumfeld 

kommen.  

Die Erfahrungen haben verdeutlicht: Nur ein von 

allen Seiten anerkanntes Gutachten kann zu einer 

gemeinsamen Diskussionsgrundlage über die zu-

künftigen Nachtflugregelungen am Flughafen Han-

nover führen.  

Meine Damen und Herren, der Entschließungsan-

trag der Regierungsfraktionen bildet eine geeigne-

te Grundlage für die gutachterliche Betrachtung 

sowie den anschließenden Dialog zwischen den 

beteiligten Stakeholdern. Hierbei gilt es, den auf-

gezeigten Prozess zu durchlaufen und mithilfe der 

Ergebnisse eine neue, bei allen Stakeholdern an-

erkannte Diskussionsgrundlage zu schaffen.  

Seien Sie versichert: Der Lärm- und der Gesund-

heitsschutz der Anwohnerinnen und Anwohner 

sowie die Beteiligung der betroffenen Anwohnerin-

nen und Anwohner rund um den Flughafen Han-

nover werden auch weiterhin ein zentrales Anlie-

gen der SPD-Landtagsfraktion bleiben.  

Auch wir, Herr Schulz-Hendel, freuen uns auf die 

Beratung im Ausschuss. Ich danke für die Auf-

merksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und bei der CDU) 

Vizepräsident Matthias Möhle: 

Danke sehr, Herr Kauroff.  

Ich möchte den Kollegen Thiele daran erinnern, 

dass es gut wäre, eine Maske zu tragen, wenn er 

nicht an seinem Platz ist. - Danke sehr. 

Nächster Redner ist der fraktionslose Kollege Ste-

fan Wirtz. Bitte sehr, Herr Wirtz! 
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Stefan Wirtz (fraktionslos):

Vielen Dank, Herr Vorsitzender. - Sehr geehrte 

Damen und Herren! Von Gutachten ist jetzt viel die 

Rede, von einem bestehenden Gutachten und 

Kritik daran und von einem neuen, das in Auftrag 

gegeben werden soll. Doch wer kritisiert eigentlich 

die Kritiker?  

Ihnen liegt das Hübl-Gutachten vor. Das ist früher 

Grundlage gewesen. Daran gibt es Kritik von Pro-

fessor Thießen aus Chemnitz in einem 19-seitigen 

Werk.  

Ich muss Ihnen sagen: Immer wenn ich Kritik bzw. 

überhaupt einen Beitrag lese und beizeiten fest-

stelle, dass da jemand nicht genau hinschaut - das 

können Sie auf Seite 6 dieser 19 Seiten schon 

sehen; dort entfällt dem Betreffenden nämlich, wie 

das Institut heißt, das er kritisiert; aber das ist si-

cherlich nur eine Nebensache, ein Einzelfall, eine 

Kleinigkeit -, werde ich skeptisch und schaue mir 

genauer an, was derjenige äußert, der als Kritiker 

an dem ursprünglichen Hübl-Gutachten seinen 

Beitrag geleistet hat und auf den sich die Grünen 

oft, auch auf Bundesebene und in anderen Län-

dern, beziehen.  

Wenn ich weiter schaue, stelle ich fest, dass er 

auch noch einen „Dreiseiter“ geschrieben hat. Das 

war im Jahr 2019, also etwa in dem Zeitraum, um 

den es hier geht. Aus diesem „Dreiseiter“ möchte 

ich Ihnen ganz kurz eine Zusammenfassung zitie-

ren:  

„Zusammenfassend lässt sich sagen, für die 

allgemeinen Flughäfen lassen sich keine 

wirtschaftlichen Effekte in ihrem Standort 

nachweisbar.“  

Das ist auf mehreren Ebenen irritierend. Den 

Schreibfehler habe nicht ich hineingebracht. Er ist 

da drin. Das kann vorkommen und ist sicherlich 

auch ein Einzelfall. Aber Sie merken: Dieser Gut-

achter mag keine Flughäfen. Er äußert in dem 

gleichen Blatt - das müssen Sie jetzt nicht extra 

durchlesen -, dass viele Gutachten absichtsvoll 

positive Effekte von Flughäfen aufbauschen, dass 

Flughäfen eigentlich überflüssig sind. - Das ist 

alles wörtlich zitiert. 

Aber vielleicht ist diese Haltung ja nur im schriftli-

chen Teil erkennbar, vielleicht deute ich den Mann 

falsch. Er ist übrigens derjenige, der vor vielen 

Jahren mal nachgewiesen hat, dass es bei 

Hartz IV ausreichend wäre, wenn 132 Euro im 

Monat gezahlt würden. Gut rechnen kann er. Er 

hat das anhand des Kalorienbedarfs eines 1,70 m 

großen, 70 kg schweren Mannes ausgerechnet. 

Mit den Zahlen hat er es also. 

Noch ein Beispiel aus dem Gutachten dieses Kriti-

kers: 9 000 t hält er für wenig Luftfracht, für einen 

kleinen Teil. Aber ist das wirklich eine sinnvolle 

wirtschaftliche Größe in der Luftfracht? Dort geht 

es nicht um Eisenerz und Kohle, sondern um 

leichtgewichtige, hochwertige Produkte, die meis-

tens auch noch eilig und dringend sind. Dann ist 

die Tonnenangabe tatsächlich kritikwürdig - aber 

im Hinblick auf denjenigen, der an dieser Zahl 

rütteln will! Denn wenn man sich auf Tonnage der 

Luftfracht beschränkt, ist dies keine Aussage von 

Wert über die Leistungsfähigkeit eines Flughafens.  

Dieser Antrag wird natürlich in den Ausschuss 

gehen. Eines möchte ich vermeiden: dass er auf 

der Basis eines Gutachtens, in dem sich ein Gut-

achter garantiert nicht neutral äußert, zur Antrags-

schlacht führt und dass die Interessen der Anwoh-

ner in einem Scharmützel verschiedener Ansich-

ten, von denen ich einige jetzt zitiert habe und die 

zukünftig vielleicht nicht den Schwerpunkt bilden 

sollten, untergehen.  

Vielen Dank fürs Zuhören.  

(Beifall bei fraktionslosen Abgeordne-

ten) 

Vizepräsident Matthias Möhle: 

Danke sehr, Herr Wirtz. - Für die Fraktion der CDU 

folgt der Abgeordnete Rainer Fredermann. Bitte 

sehr, Herr Fredermann! 

Rainer Fredermann (CDU): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Sehr geehrte Damen und Herren! Herzlich will-

kommen in der Vergangenheit! Mit dem vorliegen-

den Antrag der Grünen befinden wir uns vor dem 

14. September 2021. Lieber Herr Schulz-Hendel, 

Sie und Ihre Kollegen scheinen trotz anderer Aus-

sage eben die vorletzte Plenarsitzung vergessen 

zu haben. Anders kann ich mir Ihren Antrag wirk-

lich nicht erklären. Denn Sie persönlich haben ja 

zu unserem Antrag „Erweitertes Gutachten über 

den Nachtflugverkehr am Flughafen Hannover-

Langenhagen - sachliche Diskussionsgrundlage zu 

Lärmbelästigung und Gesundheitsgefährdung 

schaffen“ sehr intensiv - wenn auch, wie ich finde, 

teilweise inhaltlich falsch - gesprochen.  

Mit Ihrem Antrag werfen Sie sich sozusagen dem 

gestarteten Flugzeug hinterher. Er kommt nicht nur 

zu spät, er ist auch von derselben Einseitigkeit in 
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der Perspektive geprägt, die dem bisherigen Gut-

achten und dessen Blickwinkel auf den Nachtflug-

verkehr nachgesagt wird. Alle Ihre Argumente und 

Forderungen liegen meines Erachtens inhaltlich in 

der Vergangenheit. Damit hat sich Ihr Antrag ei-

gentlich schon erledigt.  

(Zustimmung bei der CDU) 

Vizepräsident Matthias Möhle: 

Herr Kollege Fredermann, erlauben Sie eine Zwi-

schenfrage des Kollegen Schulz-Hendel? 

(Rainer Fredermann [CDU] nickt - Zu-

rufe: Ich glaube, das ist ein Ja! - Er 

nickt! - Detlev Schulz-Hendel [GRÜ-

NE]: Sie haben fragend zu Herrn Bo-

de geguckt, ob das in Ordnung ist!) 

Rainer Fredermann (CDU): 

Ja, deswegen habe ich gewartet. 

Vizepräsident Matthias Möhle: 

Das war vorauseilender Gehorsam. Vielen Dank. 

Detlev Schulz-Hendel (GRÜNE): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Vielen Dank, Herr 

Kollege Fredermann, dass Sie die Frage zulassen.  

Sie haben gerade erwähnt, dass dieser Antrag zu 

spät kommt. Ist denn auf der Grundlage Ihres An-

trages bereits seitens des Wissenschaftsministeri-

ums ein Gutachten in Auftrag gegeben worden, 

und wenn ja, in welcher Form und in welcher Art 

und Weise? 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Matthias Möhle: 

Bitte sehr, Herr Fredermann! 

Rainer Fredermann (CDU): 

Den Auftrag an die Landesregierung, ein Gutach-

ten erstellen zu lassen, haben wir erteilt. Dazu, wie 

weit die Landesregierung damit ist, kann ich natür-

lich keine Auskunft geben. Wir sind die Legislative, 

lieber Herr Kollege, und nicht die Exekutive. 

Ein paar Beispiele zum Inhalt - Sie haben das 

Hübl-Gutachten ja gerade angeführt -: Gerade auf-

grund der fehlenden Akzeptanz - hier geht es gar 

nicht um die Wertigkeit des Gutachtens - haben wir 

die Landesregierung aufgefordert, ein neues Gut-

achten in Auftrag zu geben.  

Zum Wunsch der Durchführung eines Dialogver-

fahrens: Eine vorherige direkte Bürgerbeteiligung 

sowie eine Mitentscheidung hinsichtlich der Gut-

achterkriterien ist in unserem beschlossenen An-

trag nicht vorgesehen. Dennoch haben wir, die 

regierungstragenden Fraktionen - insbesondere 

die CDU -, bereits in den Beratungen klargemacht, 

dass die Sorgen und Bedenken der Bürgerinnen 

und Bürger in der Nähe des Flughafens gehört 

werden und dass das Gutachten auch die Lärmbe-

lastung einbezieht. Damit ist ganz klar der indirekte 

Auftrag einer wie auch immer gearteten Bürgerbe-

teiligung verbunden. 

Lieber Herr Schulz-Hendel, Zweifel an der Neutrali-

tät des kommenden Gutachtens haben nur Sie.  

(Detlev Schulz-Hendel [GRÜNE] 

spricht mit Gerald Heere [GRÜNE]) 

- Wollen Sie noch zuhören, Herr Schulz-Hendel? 

(Zustimmung bei der CDU - Detlev 

Schulz-Hendel [GRÜNE]: Ja, natür-

lich! Ich kann beides, Herr Freder-

mann!) 

- Ach so, okay. Das konnte ich von hier aus nicht 

erkennen.  

Wir haben keine Zweifel daran und die Bürgerini-

tiativen unseres Wissens auch nicht. Sie säen 

durch die Wiederholung von Falschaussagen ganz 

bewusst Misstrauen.  

Zum Punkt Auswirkung der Lärmemission: Unser 

verabschiedeter Antrag deckt bereits volkswirt-

schaftliche Aspekte mit ab. Davon abgesehen, wird 

der Flughafen als international agierendes Unter-

nehmen eine Analyse des Betriebs immer im ge-

samtwirtschaftlichen Kontext vornehmen.  

Das Thema Gesundheit ist auch Inhalt unseres 

Antrags. Allerdings muss man sich auch an Bun-

desrecht halten. Wenn Sie die gesetzlichen Anfor-

derungen zum Lärm- und Immissionsschutz än-

dern möchten, dann müssen Sie das mit Ihren 

künftigen Koalitionären in Berlin auf den Weg brin-

gen.  

Ihr Wunsch, bei der Untersuchung mögliche Maß-

nahmen zur Lärmminderung zu berücksichtigen, ist 

obsolet, da unser Antrag hier sogar weiter geht, 

indem er die Landesregierung dazu auffordert, 

auch die Maßnahmen anderer Flughäfen mit 

Nachtflugverkehr in den Blick zu nehmen und ge-

gebenenfalls entsprechende Maßnahmen zu im-

plementieren.  
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Darüber hinaus fordert unser Antrag, die techni-

schen Möglichkeiten der Lärmreduzierung besser 

zu nutzen.  

Ihre Forderung, die Annahme, dass der Nachtflug-

verkehr bestehende Arbeitsplätze sichert, nachzu-

weisen, ist hinfällig, da auch unser Antrag fordert, 

im Gutachten die möglichen Auswirkungen auf die 

Arbeitsplatzsituation zu berücksichtigen. Ebenfalls 

wurde verdeutlicht, dass mehr als 10 000 Arbeits-

plätze im unmittelbaren Flughafenumfeld, Herr 

Schulz-Hendel, allein aufgrund der Existenz des 

Flughafens bestehen und diese keineswegs ge-

fährdet werden sollen.  

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: So ist es!) 

Sehr geehrte Damen und Herren, noch eine An-

merkung: Im Rahmen der von CDU und SPD zu 

unserem Antrag durchgeführten Anhörung hat 

ausschließlich der Vertreter der Landeshauptstadt 

Hannover wirtschaftliche Aspekte in den Vorder-

grund gestellt. Auf die Frage unseres Fraktionsvor-

sitzenden, Dirk Toepffer, ob die Position, die er in 

der Anhörung vertrete, auch die Meinung des 

Oberbürgermeisters widerspiegele, antwortete er 

mit Ja. - Auch für den Oberbürgermeister der Lan-

deshauptstadt Hannover sind die wirtschaftlichen 

Aspekte also anscheinend ganz wichtig.  

Herr Heere hat, glaube ich, eine Frage.  

Vizepräsident Matthias Möhle: 

Herr Heere hat sich zur Geschäftsordnung gemel-

det. Das machen wir, wenn Sie mit Ihrem Redebei-

trag durch sind.  

Rainer Fredermann (CDU): 

Gut. - Darf ich weitermachen? 

Vizepräsident Matthias Möhle: 

Unbedingt! 

Rainer Fredermann (CDU): 

Also, Herr Schulz-Hendel: Sprechen Sie doch bitte 

mal mit Ihrem grünen Oberbürgermeister über die 

Rahmenbedingungen zum Flughafen Hanno-

ver-Langenhagen! Vielleicht kommen Sie beide 

dann ein wenig weiter.  

Sehr geehrte Damen und Herren, meines Erach-

tens hat der Antrag nur ein Ziel: Die Grünen wollen 

das Flugzeug, das mit unserem Antrag schon in 

der Luft ist, zur Umkehr zwingen. Sie wollen das 

Thema Fluglärm bis zur nächsten Landtagswahl 

schieben. Anders kann ich mir Ihren Antrag, ehrlich 

gesagt, nicht erklären. Ihnen geht es weniger um 

die Bürgerinnen und Bürger, sondern vielmehr um 

Wahltaktik. Ihr Vorhaben ist durchsichtig; da spie-

len wir nicht mit.  

Unser Ziel ist es, den Perspektiven des Flughafens 

und der betroffenen Menschen den nötigen Raum 

und das Gehör zu geben, damit zumindest an-

satzweise ein Interessenausgleich herbeigeführt 

werden kann. Denn eines muss heute auch klar 

sein: Es steht zurzeit kein Nachtflugverbot zur 

Debatte, sondern lediglich eine Rückkehr zu einem 

vertretbaren Ausmaß der Nachtflüge.  

Eine Beteiligung aller Akteure - in welcher Form 

auch immer - ist für die CDU in Niedersachsen 

selbstverständlich, da wir anders keinen Interes-

senausgleich herbeiführen werden. 

Wir sehen schlussendlich die Dringlichkeit eines 

neuen fachlichen Gutachtens als gegeben, um 

eine solide Ausgangsbasis für die Debatte zu er-

reichen. Das haben wir bereits mit unserem verab-

schiedeten Antrag erreicht. Somit brauchen wir 

Ihren Antrag nicht. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Matthias Möhle: 

Vielen Dank, Herr Fredermann.  

Als nächster Redner hat sich Herr Kollege Bode 

von der FDP-Fraktion gemeldet. - Oder möchten 

Sie zunächst Ihren Geschäftsordnungsantrag be-

handeln? - Dann bitte Herr Kollege Heere zur Ge-

schäftsordnung. Bitte sehr! 

Gerald Heere (GRÜNE): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehr-

ten Damen und Herren! Es wird hier - sicherlich 

nicht zum ersten Mal, aber doch mit einem neuen 

Anlass - über die Erstellung eines Gutachtens zum 

Nachtflugverkehr am Flughafen Hannover-Langen-

hagen geredet. Es ist dargestellt worden, dass im 

September dazu geredet wurde und dass dazu 

auch ein Beschluss gefasst wurde. Die offene Fra-

ge ist von Herrn Fredermann zu Recht damit be-

antwortet worden: Er wisse es nicht, weil natürlich 

nur die zuständige Regierung beantworten könne, 

ob dieses Gutachten in Auftrag gegeben werde. 

An der Stelle ist uns aufgefallen, dass der zustän-

dige Minister der Regierung dieser Debatte kom-

plett fernbleibt. Das ist ein Zustand, den wir als 

Opposition natürlich in keiner Weise gutheißen 
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können. Ganz im Gegenteil: Wir kritisieren Sie 

dafür, dass Sie dieser Debatte nicht beiwohnen. 

Insofern stelle ich einen Antrag nach Geschäfts-

ordnung, den zuständigen Minister herbeizuzitie-

ren. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

FDP) 

Vizepräsident Matthias Möhle: 

Danke sehr, Herr Kollege Heere. - Gibt es weitere 

Wortmeldungen zur Geschäftsordnung? - Das ist 

nicht der Fall. - Doch, Herr Kollege Nacke! 

(Rainer Fredermann [CDU]: Herr Bo-

de auch!) 

Jens Nacke (CDU): 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Selbstverständlich 

hat das Parlament immer einen Anspruch darauf, 

dass die jeweils zuständigen Kabinettsmitglieder 

dabei sind, wenn wesentliche Themen aus ihrem 

Bereich beraten werden. Das ist überhaupt keine 

Frage. Der Minister ist selbstverständlich im Hau-

se. Ich denke, dass wir aufgrund der Zeitverschie-

bung ein Problem haben. 

(Björn Försterling [FDP]: Die Uhren 

haben wir doch schon vor anderthalb 

Wochen umgestellt!) 

Ich versuche gerade zu klären, wo er ist. Ich den-

ke, dass er gleich dabei sein wird, und wir die Be-

ratung fortsetzen können. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN - Julia 

Willie Hamburg [GRÜNE]: Das ist gut, 

danke!) 

Vizepräsident Matthias Möhle: 

Danke sehr, Herr Nacke. - Herr Bode hatte sich 

auch zur Geschäftsordnung gemeldet. 

Jörg Bode (FDP): 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Vielleicht reicht mein Geschäftsord-

nungsbeitrag dazu aus, die Anwesenheit herzu-

stellen. 

(Minister Dr. Bernd Althusmann betritt 

den Plenarsaal) 

- Vielen Dank.  

Ich muss Herrn Nacke danken, dass das geklappt 

hat, weil die Landesregierung anfangs ja auch 

nicht wusste, wo der Minister tatsächlich war. Be-

zeichnend fand ich auch, dass der Staatssekretär 

bei der Debatte kurz reingeschaut hat, dann wie-

der schnell das Weite suchte und rausging. Also, 

im MW war das Interesse, glaube ich, nicht so 

groß, diesen Beiträgen zu folgen. Ich würde mich 

natürlich freuen, wenn Sie intensiv die Debatte 

nachlesen, damit Sie auf den aktuellen Stand 

kommen, Herr Minister. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP und bei den 

GRÜNEN) 

Vizepräsident Matthias Möhle: 

Herr Minister Althusmann ist mittlerweile anwe-

send. Insofern hat sich der Antrag von Herrn Heere 

erledigt. 

Herr Bode, Sie hätten gleich hierbleiben können, 

weil Sie der nächste Redner auf der Rednerliste 

sind. 

Jörg Bode (FDP): 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Insofern ist der Beitrag der CDU-

Fraktion richtig: Im vorletzten Plenarabschnitt ha-

ben wir zuletzt über dieses Thema diskutiert und 

darüber auch abgestimmt. Allerdings ist der Antrag 

der Großen Koalition in Drucksache 18/9843, der 

hier ein bisschen glamourös dargestellt worden ist, 

inhaltlich doch sehr dürftig. 

(Beifall bei der FDP und bei den 

GRÜNEN) 

Das geht schon bei den handwerklichen Aspekten 

los: Zuerst beschlossen Sie die Feststellung, dass 

der Flughafen Hannover eine enorm wichtige öko-

nomische Wirkung für die Region hat. Danach 

haben Sie ein Gutachten gewünscht, um festzu-

stellen, ob das tatsächlich der Fall ist. - Entweder 

beschließt man etwas, und dann ist es auch so, 

weil man davon überzeugt ist. Oder man fordert 

ein Gutachten und hinterfragt etwas. - Das war der 

erste handwerkliche Fehler Ihres Antrags. 

Ferner haben Sie zum Gutachten einen sehr wag-

halsigen Beschluss getroffen: Sie haben nämlich 

nicht beschlossen, wie es hier dargestellt worden 

ist, dass man sich mit den Stakeholdern - so nann-

ten Sie sie im Antrag - vor Ort auf einen gemein-

sam getragenen Gutachter und Gutachtenauftrag 

einigt und dann das Gutachten erstellt wird. Viel-
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mehr haben Sie beschlossen, dass ein Gutachten 

geliefert werden muss, mit dessen Ergebnis alle 

zufrieden sein sollen. - Das ist natürlich eine fakti-

sche Unmöglichkeit. 

(Julia Willie Hamburg [GRÜNE]: Richtig!) 

Gemeint hatten Sie es sicherlich anders. 

Ich habe Sie schon im Ausschuss auf diese Prob-

leme hingewiesen und gesagt: Bevor wir das an-

gehen, sollten wir wohl eine Anhörung mit den 

Stakeholdern durchführen und genau darüber dis-

kutieren, 

(Beifall bei der FDP und bei den 

GRÜNEN) 

was eigentlich zu prüfen ist, wo die einzelnen Sta-

keholder die Probleme sehen und was bereits 

vorliegt. Dann kann man genau sagen, was man 

tun kann. 

Im Wirtschaftsausschuss ist ja vom Vertreter des 

Wirtschaftsministeriums deutlich gemacht worden, 

dass es klare rechtliche Vorgaben gibt, wie Nacht-

flüge gestaltet und durchgeführt werden dürfen 

und welche Beeinträchtigungen vorliegen müssen, 

damit die Aufsichtsbehörde in diesem Bereich 

einschreiten kann. 

Es ist eindeutig gesagt worden, dass auch das 

Umweltministerium als für die Immissionsüberwa-

chung zuständiges Ministerium in diesem Bereich 

alle Messpunkte, die verwendet worden sind, kon-

trolliert hat, die Werte bestätigt hat und keinen 

Zweifel daran hat, dass diese Werte richtig sind. 

Solange dies der Fall ist, sind dem Wirtschaftsmi-

nisterium rechtlich die Hände für einschränkende 

Maßnahmen absolut gebunden. 

Tatsächlich war vielfach der Wunsch des Wirt-

schaftsministeriums geäußert worden - so ist es 

jedenfalls bei mir angekommen -, genau zu prüfen, 

wie der Lärmschutzbereich abgegrenzt werden 

muss, ob er hinsichtlich der Größe und Dimension 

richtig ist. Es geht dabei ja auch um Fördermaß-

nahmen und Zuschüsse, die gezahlt werden kön-

nen, um einen entsprechenden Lärmschutz an den 

Gebäuden herzustellen. - Diese Karte sollte wieder 

auf den aktuellen Stand gebracht werden, damit 

dort, wo viele Lärmbeeinträchtigungen gemeldet 

werden, Verbesserungen erfolgen können. 

(Glocke des Präsidenten) 

- Jetzt hat Herr Heere, glaube ich, eine Frage. 

Vizepräsident Matthias Möhle: 

Herr Heere, bitte sehr! 

Gerald Heere (GRÜNE): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Herr Bode, vielen Dank für das Zulas-

sen der Zwischenfrage. 

Ist Ihnen bekannt, ob das Wirtschaftsministerium 

dieses Gutachten inzwischen in Auftrag gegeben 

hat? Glauben Sie, dass wir in diesem Plenarab-

schnitt noch erfahren werden, ob es diesen Auftrag 

schon gibt? 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Jörg Bode (FDP): 

Vielen Dank, Herr Heere.  

Mir ist nicht bekannt, ob ein entsprechendes Gut-

achten bereits ausgeschrieben oder vergeben 

worden ist. Mir ist auch nicht bekannt, ob es schon 

Vorgespräche mit den Stakeholdern gegeben hat. 

Insbesondere weiß ich auch nicht, wie man diesen 

Auftrag, der von der Mehrheit des Parlaments be-

schlossen worden ist, dort umsetzt, dass nicht der 

Gutachter ausgesucht wird, sondern dass hinterher 

das Ergebnis allen passen muss. 

Von daher kann ich mir durchaus vorstellen, dass 

es noch Überlegungen gibt, wie man diesem 

Wunsch des Parlaments entsprechen will. Es wür-

de mich also wundern, wenn man dafür schon eine 

Lösung gefunden hätte. Ob wir es erfahren oder 

nicht, sagt uns nicht das Licht, sondern höchstens 

Minister Althusmann.  

(Heiterkeit) 

Ich kann aber nicht hellsehen. „Schau’n mer mal“, 

würde Franz Beckenbauer jetzt sagen. 

Aus meiner Sicht ist es nicht falsch, dieses Thema 

im Ausschuss noch einmal intensiv hinsichtlich der 

Frage zu diskutieren, was genau untersucht wer-

den soll, von welcher Sachlage auszugehen ist 

und was die Stakeholder in diesem Bereich sagen. 

Ich will erneut versuchen, im Ausschuss eine An-

hörung zu beantragen. Mal sehen, ob der Antrag 

dann erfolgreich ist! Den letzten haben Sie ja ab-

gelehnt. Mit einer solchen Anhörung könnte das 

Parlament vielleicht zur Befriedung dieser Situation 

beitragen, um für alle Beteiligten - Flughafen, Wirt-

schaft, Anwohner - zu einer vernünftigen Lösung 

zu kommen. 
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Jetzt bin ich gespannt, ob uns die spannende Fra-

ge noch beantwortet wird. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP und bei den 

GRÜNEN) 

Vizepräsident Matthias Möhle: 

Vielen Dank, Herr Bode.  

Weitere Wortmeldungen sehe ich nicht. Ich schlie-

ße die Beratung. 

(Detlev Schulz-Hendel [GRÜNE]: Kei-

ne Antwort mehr!) 

Wir kommen zur Ausschussüberweisung. 

Vorgeschlagen ist, die Beratung im Ausschuss für 

Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Digitalisierung 

durchzuführen. - Sehe ich Gegenstimmen? - Ent-

haltungen? - Nein, dann wird so verfahren. 

Wir kommen zur Festlegung von Zeit und Tages-

ordnung des nächsten Tagungsabschnitts.  

Der nächste, der 51. Tagungsabschnitt ist vom 13. 

bis zum 16. Dezember 2021 vorgesehen, also von 

Montag bis Donnerstag. Der Ältestenrat wird den 

Beginn und die Tagesordnung der Sitzung festle-

gen, und der Landtag wird entsprechend einberu-

fen werden. 

Ich schließe die Sitzung und wünsche Ihnen einen 

guten Heimweg. 

Schluss der Sitzung: 12.36 Uhr. 
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